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0 Executive Summary

Geldwäsche ist nach wie vor ein bedeutendes Prob-

lem auf nationaler, europäischer und globaler 

Ebene. Sie schadet der Integrität, Stabilität und 

dem Ansehen der Finanzbranche und gefährdet 

den europäischen Binnenmarkt sowie die innere 

Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und 

der Europäischen Union. Werden aus Straftaten 

herrührende Vermögensgegenstände in den lega-

len Wirtschaftskreislauf eingespeist, können sie 

nicht nur kriminelle Strukturen stärken und wei-

tere Straftaten erleichtern, sondern auch das Wirt-

schaftssystem beeinträchtigen. Eine wirksame 

Geldwäschebekämpfung ist daher eine wichtige 

Komponente zum Schutz des Wirtschaftssystems 

und der inneren Sicherheit. 

Spätestens seit der Veröffentlichung der Panama 

Papers ist bekannt, dass die Verschiebung von Ver-

mögenswerten in bestimmte Staaten unter Nut-

zung von bestimmten Formen von „Legal Persons“ 

und „Legal Arrangements“, hier als „Rechtseinhei-

ten“ bezeichnet, nicht nur für Steuerhinterziehung 

bzw. -vermeidung, sondern auch für Geldwäsche 

genutzt werden können. Komplexe, häufig grenz-

überschreitende Firmenstrukturen werden teil-

weise durch spezialisierte Dienstleister bzw. mit-

hilfe beratender Berufe errichtet und verwaltet und 

können – u. a. im Bereich der Organisierten Krimi-

nalität und Wirtschaftskriminalität – unter Nut-

zung von Jurisdiktionen mit geringen Transpa-

renzanforderungen zur Verschleierung von 

wirtschaftlich Berechtigten und Geldströmen bei-

tragen. 

Parallel dazu zeigt sich eine strukturelle Verschie-

bung der Art des Ertrags aus Vortaten: Während 

früher häufig Bargeld in den legalen Wirtschafts-

kreislauf integriert wurde, ist inzwischen eine Zu-

nahme bargeldloser Taterträge zu beobachten. Da-

mit steigt die Relevanz von Rechtseinheiten als 

Instrument zur Bewegung und Verschleierung grö-

ßerer Buchgeldmengen. Neben komplexen inter-

nationalen Konstruktionen können auch inländi-

sche Strukturen missbräuchlich genutzt werden, 

etwa als Scheinunternehmen oder Durchlaufgesell-

schaften. Dabei kommen auch einfache Strukturen 

zum Einsatz. Strohpersonen ermöglichen die Ent-

kopplung von formeller Beteiligung und tatsächli-

cher Kontrolle, während spezialisierte Dienstleis-

tungen – etwa im Bereich der „Firmenbestattung“, 

also der Auflösung und Abwicklung von Unterneh-

men oder anderen Maßnahmen zur Verwischung 

von Spuren, – zur Verschleierung beitragen kön-

nen. 

Deutschland verfügt im internationalen Vergleich 

über einen insgesamt sehr robusten gesellschafts-

rechtlichen und regulatorischen Rahmen. Die 

Kombination aus verlässlichen Registern, notariel-

ler Mitwirkung, ausgeprägten Berichtspflichten 

und funktionierenden Kontrollmechanismen 

schafft ein hohes Maß an Transparenz und das ge-

genseitige Vertrauen im Rechtsverkehr ist sehr 

stark ausgeprägt. Gleichzeitig zeigt sich, dass Regis-

ter auch zur Vortäuschung von Legitimität genutzt 

werden können und die Aufdeckung von Schein-

geschäften – insbesondere bei Vermischung legaler 

und illegaler Aktivitäten – mit erheblichen prakti-

schen Herausforderungen verbunden ist.  

Die Analyse unterstreicht daher die zentrale Be-

deutung eines hohen Risikobewusstseins bei Ver-

pflichteten, effektiver Kooperation aller beteiligten 

Behörden sowie internationaler Mindeststandards 

für Transparenz. 

Entsprechend den Lebenszyklen von Rechtseinhei-

ten und der Phasen der Geldwäsche lassen sich un-

terschiedliche risikoerhöhende und risikomin-

dernde Faktoren identifizieren. In der 

Gesamtbetrachtung ergibt sich, dass die GmbH als 

gebräuchlichste Rechtsform für kleine, mittlere 

und große Unternehmen – wie auch vergleichbare 

ausländische Rechtsformen wie die Ltd. – auch am 

häufigsten missbräuchlich genutzt werden. Es ist 

davon auszugehen, dass sie bei Geldwäschefällen 

im Vergleich zu anderen Rechtsformen noch stär-

ker repräsentiert sind als in der Normalverteilung. 

Selten können auch Personengesellschaften und 

Vereine in bestimmten Konstellationen eine Rolle 

spielen. Diese Bewertung ist jedoch stets kontext-



abhängig: Alle betrachteten Rechtsformen sind le-

gitime und unverzichtbare Instrumente des Wirt-

schaftslebens und weisen kein inhärentes Risiko 

auf, sondern können lediglich in Einzelfällen miss-

bräuchlich verwendet werden. 

Für die Terrorismusfinanzierung ergibt sich ein ab-

weichendes Bild. Im Vordergrund steht hier nicht 

die Verschleierung bereits vorhandener illegaler 

Vermögenswerte durch die Nutzung von Rechts-

einheiten, sondern die Generierung, der Transfer, 

die Verwahrung und Verwendung von Mitteln, die 

sowohl legaler als auch illegaler Herkunft sein kön-

nen. Terrorismusfinanzierung ist daher primär 

durch den Zweck der Verwendung geprägt. Vor 

diesem Hintergrund stehen praktische Erwägun-

gen wie Vertrauen, Spendenakquise und internati-

onale Aktivitäten stärker im Vordergrund als kom-

plexe Strukturierungsmöglichkeiten. Insgesamt ist 

das Risiko, dass Rechtseinheiten in Deutschland ge-

zielt zur Terrorismusfinanzierung eingesetzt wer-

den, zum aktuellen Stand über alle Rechtsformen 

hinweg als gering einzustufen. 
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1 Einleitung

Dieser sektorspezifische Bericht ist Teil der Natio-

nalen Risikoanalyse Deutschlands zur Bekämpfung 

von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Die 

Erstellung erfolgte unter Federführung des Bun-

desministeriums der Finanzen (BMF) und des Bun-

desministeriums der Justiz und für Verbraucher-

schutz (BMJV). Die Analyse basiert auf dem Stand 

von Juni 2026 und ihre Ergebnisse wurden unter 

Einbindung des Nationalen Steuerungskreises zur 

Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-

nanzierung abgestimmt.1 

Gegenstand der Untersuchung sind juristische Per-

sonen des Privatrechts (insbesondere Gesellschaft 

mit beschränkter Haftung, Aktiengesellschaft, 

Societas Europaea, Vereine, Stiftungen und Genos-

senschaften), Personengesellschaften (Offene Han-

delsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Partner-

schaftsgesellschaft und Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts) („Legal Persons“) sowie Trusts und trust-

ähnliche Rechtsgestaltungen („Legal Arrange-

ments“) nach deutschem und ausländischem Recht 

(im Folgenden zusammengefasst als „Rechtsein-

heiten“). Ergänzend werden übergreifende Phäno-

mene betrachtet, die unabhängig von konkreten 

Rechtsformen auftreten, wie z. B. Immobilientrans-

aktionen mittels Share Deals oder Scheinunterneh-

men und Durchlaufgesellschaften. 

Der Fokus dieser Analyse liegt auf den Risiken der 

Geldwäsche unter Nutzung solcher Rechtseinhei-

ten. Terrorismusfinanzierungsrisiken werden inso-

weit berücksichtigt, als sie strukturelle Parallelen 

aufweisen; eine vertiefte Analyse insbesondere im 

                                                                 
 

1 Die vorliegende Analyse ersetzt die 2020 vorgelegte erste 

sektorale Analyse des Bundesministerium der Finanzen zu 

diesem Themenbereich, abrufbar unter https://www.bun-

desfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Bro-

schueren_Bestellservice/sektorspezifische-risikoanalyse-

2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3. 

2 Diese Analyse wurde vom Bundesministerium des Innern, 

für Bau und Heimat erstmalig 2020 vorgelegt (abrufbar un-

ter: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/down-

loads/DE/publikationen/themen/sicherheit/BMI21003-

Non-Profit-Sektor erfolgt jedoch in der sektoralen 

Risikoanalyse zu Terrorismusfinanzierung durch 

den Missbrauch von Non-Profit-Organisationen.2 

Risiken der Proliferationsfinanzierung sind nicht 

Gegenstand dieses Einzelbandes. 

Die vorliegende Analyse soll ein vertieftes Ver-

ständnis dafür entwickeln, wie Rechtseinheiten 

– sowohl einfache als auch komplexe, nationale 

wie grenzüberschreitende – missbräuchlich einge-

setzt werden können. Im Mittelpunkt steht dabei 

die Frage, inwieweit rechtliche und strukturelle Ei-

genschaften genutzt werden, um gezielt wirtschaft-

lich Berechtigte3 zu verschleiern und Geldwäsche 

oder Terrorismusfinanzierung zu ermöglichen. Die 

Analyse stützt sich auf quantitative und qualitative 

Erkenntnisse aus Behörden und Wirtschaft, Aus-

wertungen von Registerdaten, eine Marktrecherche 

und nationale und internationale Beobachtungen. 

Sie soll dazu beitragen, Risiken besser zu erkennen 

und die Verhinderung und Verfolgung von Geld-

wäsche und Terrorismusfinanzierung nachhaltig 

zu stärken. 

Adressaten sind insbesondere Behörden (ein-

schließlich Strafverfolgungsbehörden, die Zentral-

stelle für Finanztransaktionsuntersuchungen (auch 

„Financial Intelligence Unit“, FIU), Nachrichten-

dienste und Aufsichtsbehörden) sowie die geldwä-

scherechtlich Verpflichteten in der Wirtschaft, aber 

auch die Europäische Kommission und die Finan-

cial Action Task Force (FATF). 

sektorale-risikoanalyse.pdf?__blob=publicationFile&v=14), 

und soll zeitnah in einer aktuellen Fassung vorliegen. 

3 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden gesetzlich 

definierte Rechtsbegriffe in der im Gesetz verwendeten 

Form wiedergegeben. Sie beziehen sich auf Personen aller 

Geschlechter. 
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Die Methodik findet sich im Anhang. Darin werden 

die Erkenntnisquellen und Risikokriterien erläu-

tert. Im Anhang finden sich auch weiterführende 

Hinweise und Ergebnisse der Datenauswertungen 

und ein Abkürzungsverzeichnis. 

Die Analyse erfolgt im Einklang mit den internati-

onalen Standards der FATF. Speziell für juristische 

Personen und Rechtsgestaltungen verlangen die 

FATF-Empfehlungen 24 und 25 sowie Immediate 

Outcome 5 (IO 5) eine Bewertung der damit ver-

bundenen Risiken, sowohl für nach inländischem 

Recht gegründete als auch für im Ausland errich-

tete Strukturen mit Bezug zum Inland. Daraus sind 

geeignete Schritte zur Steuerung und Minderung 

der ermittelten Risiken abzuleiten. Ziel ist es, 

Transparenz über wirtschaftlich Berechtigte sicher-

zustellen und Missbrauch effektiv zu verhindern.4 

Vor diesem Hintergrund wurde diese sektorspezifi-

sche Risikoanalyse inhaltlich und methodisch wei-

terentwickelt. Die Inhalte bauen auf der Veröffent-

lichung von 2020 zum Thema „Risikobewertung 

möglicher spezifischer Anfälligkeiten juristischer 

Personen und sonstiger Rechtsgestaltungen für 

den Missbrauch zu Geldwäsche- und Terrorismus-

finanzierungszwecken in Deutschland“5 auf und 

berücksichtigen spezifisches Feedback der FATF 

aus der Deutschlandprüfung 20226. Im Rahmen der 

Bewertung des deutschen Systems zu unter IO 1 

(Risikobasierter Ansatz) als „Substantial“7, IO 3 

und 4 (Aufsicht und Compliance im Privatsektor) 

als „Moderate“ sowie IO 5 (Transparenz über wirt-

schaftlich Berechtigte) als „Moderate“ wurde bean-

standet, dass es Deutschland an einem echten Risi-

koverständnis in Bezug auf die Risiken von „Legal 

Persons“ und „Legal Arrangements“, insbesondere 

zu ausländischen Rechtsgestaltungen, mangele.  

                                                                 
 

4 FATF Methodology S. 81 und S. 90, abrufbar unter 
https://www.fatf-gafi.org/content/dam/fatf-gafi/metho-
dology/FATF-Assessment-Methodology-2022.pdf.core-
download.inline.pdf (Stand 18. Mai 2026). 
5 Abrufbar unter: https://www.bundesfinanzministe-
rium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Be-
stellservice/sektorspezifische-risikoanalyse-
2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3 (Stand 18. Mai 2026).  
6 Abrufbar unter https://www.fatf-gafi.org/en/publica-
tions/Mutualevaluations/Mer-germany-2022.html (Stand 
17. März 2025). 

Im Rahmen der Aktualisierung der Nationalen Ri-

sikoanalyse wurde daher ein besonderer Schwer-

punkt auf diesen Einzelband gelegt. Inhalte und 

Herangehensweise wurden neu konzipiert. Die 

Auswahl der Untersuchungsgegenstände erfolgte 

gemeinsam mit der aus zahlreichen Fachleuten zu-

sammengesetzten Arbeitsgruppe und orientierte 

sich an der Relevanz der Ergebnisse für alle Ziel-

gruppen der Nationalen Risikoanalyse. Die Risiko-

faktoren für die Bewertung von einzelnen nach 

deutschem Recht rechtsinstitutionell vorgesehe-

nen Rechts- und Gesellschaftsformen und Arten 

von Rechtsvereinbarungen (im Folgenden: 

„Rechtsformen“) wurden konkretisiert und fort-

entwickelt, ebenso wie das Verständnis für Risiken 

innerhalb der Phasen der Geldwäsche und Terro-

rismusfinanzierung sowie des Lebenszyklus einer 

Rechtseinheit und die jeweils unterschiedlichen 

Vorgehensweisen bei der Tatbegehung. Die Analyse 

stützt sich verstärkt auf quantitative Daten, natio-

nale und internationale Erkenntnisse zu ausländi-

schen Rechtseinheiten und konkreten Vorgehens-

weisen sowie praktische Erfahrungen der 

beteiligten Behörden sowie der rechts-, steuer- und 

wirtschaftsberatenden Berufe. 

Die Bewertung einzelner Rechtsformen stellt dabei 

keine pauschale Risikozuschreibung für alle ent-

sprechenden Unternehmen dar. Es ist auch kaum 

möglich, allein durch einen Blick auf die Struktur 

eines Unternehmens die Intention oder die tat-

sächliche Nutzung für kriminelle Zwecke festzu-

stellen. Vielmehr hängt das Risiko stets von den 

konkreten Umständen des Einzelfalls ab, insbeson-

dere von der tatsächlichen Nutzung, den Eigen-

tums- und Kontrollstrukturen sowie den Finanz-

transaktionen. Ziel dieses Berichts ist es, eine 

differenzierte und risikobasierte Einordnung zu er-

möglichen und damit sowohl Behörden als auch 

7 Im Rahmen der Länderprüfungen anhand der „FATF Me-
thodology“ wird sowohl die technische Umsetzung der 
FATF-Empfehlungen („Technical Compliance“) als auch die 
tatsächliche Wirksamkeit des Systems („Effectiveness“) an-
hand der „Immediate Outcomes“ (IOs) bewertet. Folgende 
Effektivitätsbewertungen können vergeben werden: High 
(hoch) (HE), Substantial (solide) (SE), Moderate (moderat) 
(ME) und Low (niedrig) (LE).  

https://www.fatf-gafi.org/content/dam/fatf-gafi/methodology/FATF-Assessment-Methodology-2022.pdf.coredownload.inline.pdf
https://www.fatf-gafi.org/content/dam/fatf-gafi/methodology/FATF-Assessment-Methodology-2022.pdf.coredownload.inline.pdf
https://www.fatf-gafi.org/content/dam/fatf-gafi/methodology/FATF-Assessment-Methodology-2022.pdf.coredownload.inline.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/sektorspezifische-risikoanalyse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/sektorspezifische-risikoanalyse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/sektorspezifische-risikoanalyse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/sektorspezifische-risikoanalyse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.fatf-gafi.org/en/publications/Mutualevaluations/Mer-germany-2022.html
https://www.fatf-gafi.org/en/publications/Mutualevaluations/Mer-germany-2022.html
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Verpflichtete bei der Identifizierung auffälliger 

Strukturen zu unterstützen. 

Die eingebundenen Fachleute haben darüber hin-

aus zu jedem Untersuchungsgegenstand konkrete 

Anhaltspunkte benannt, die ein rechtliches Kon-

strukt oder eine damit verbundene Vorgehens-

weise im Hinblick auf das Risiko einer möglichen 

missbräuchlichen Nutzung auffällig erscheinen las-

sen können. Dabei geht es um die Abgrenzung zu 

legalen und wirtschaftlich erklärbaren Gestaltun-

gen. Viele detaillierte und praxisnahe Typologien 

wurden gesondert erfasst. Diese werden separat ge-

nutzt, um in Abstimmung mit der FIU die beste-

henden Typologiepapiere weiterzuentwickeln, die 

dort erstellt und zugänglich gemacht werden. 

2 Allgemeine Risikolage in Deutschland: 
Geldwäsche unter Verwendung von 
Rechtseinheiten

2.1 Abstraktes 
Missbrauchspotenzial 

Juristische Personen des Privatrechts, Personenge-

sellschaften sowie Trusts und andere Rechtsgestal-

tungen sind ein wesentlicher und unverzichtbarer 

Bestandteil eines modernen, zunehmend komple-

xen und global vernetzten Wirtschaftslebens. Sie 

ermöglichen wirtschaftliche Teilhabe, unterneh-

merische Initiative und Investitionen – von hand-

werklichen Betrieben über Start-ups und mittel-

ständische Unternehmen bis hin zu international 

agierenden Konzernen. Als solche sind sie legitime 

und notwendige Instrumente wirtschaftlicher Be-

tätigung und tragen maßgeblich zur Wertschöp-

fung, Innovation und Beschäftigung bei. 

Trotzdem können diese rechtlichen Strukturen 

missbräuchlich verwendet werden, wobei sich das 

Missbrauchspotential nach den Möglichkeiten be-

stimmt, durch Intransparenz und Komplexität die 

Eigentumsverhältnisse und die Kontrollstrukturen 

zu verschleiern oder die Zuordnung von Vermö-

gensgegenständen zu erschweren. So kann z. B. 

durch die mit Rechtseinheiten verbundenen Ge-

staltungsmöglichkeiten die Identifikation wirt-

schaftlich Berechtigter erschwert werden.  

Eine Verschleierung des wirtschaftlich Berechtig-

ten ist grundsätzlich unzulässig. Dagegen sind 

komplexe Eigentümer- und Kontrollstrukturen als 

solche weder rechtswidrig noch weisen sie per se 

auf eine gezielte Verschleierung hin. So können 

vielschichtige Strukturen aus legitimen wirtschaft-

lichen, haftungsrechtlichen, steuerlichen oder re-

gulatorischen Gründen geschaffen werden, etwa 

zur Risikotrennung, zur Vorbereitung von Unter-

nehmensveräußerungen, zur Erfüllung aufsichts-

rechtlicher Vorgaben oder um gesellschaftsrechtli-

chen Besonderheiten einzelner Rechtsordnungen 

Rechnung zu tragen.  

Durch eine Konzentration auf das bestehende 

Missbrauchspotenzial lassen sich Rückschlüsse auf 

das Risiko von Geldwäsche unter Verwendung von 

einzelnen in den jeweiligen Rechtsordnungen vor-

gesehenen Rechtsformen ziehen. Ziel der Analyse 

ist es, mit konkretem Bezug zu den jeweiligen 

Rechtsformen Faktoren zu identifizieren, die risi-

koerhöhend wirken. Dadurch wird auch deutlich, 

dass sich das Risiko nicht auf die Rechtseinheit an 

sich bezieht, sondern sich aus dem spezifischen 

Kontext ergibt, in dem sie genutzt wird.  

Zentrales Vehikel für die Verschleierung der wirt-

schaftlich Berechtigten von Rechtseinheiten ist die 

rechtliche Trennung zwischen natürlicher Person 

und Rechtseinheit. Auch diese Trennung kann erst 

einmal legitimen Zwecken dienen wie z. B. der Haf-

tungsbeschränkung. Sie erleichtert es aber, Zah-

lungsströme, Vermögensherkunft und tatsächliche 

Kontrollverhältnisse zu verdecken und durch ge-

schaffene Intransparenz die Identifizierung der 
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hinter den Strukturen stehenden natürlichen Per-

sonen zu erschweren. So ermöglicht die Nutzung 

von z. B. Trusts oder Treuhandvereinbarungen im 

Zusammenhang mit Rechtseinheiten, dass faktisch 

wirtschaftlich Berechtigte nach außen nicht in Er-

scheinung treten, obwohl sie Kontrolle über Ge-

schäftsabläufe und Vermögenswerte ausüben. Die 

Nutzung in- oder ausländischer Rechtseinheiten, 

Briefkastengesellschaften, Strohpersonen oder 

mehrstufiger Beteiligungsstrukturen – häufig unter 

Einbindung spezialisierter Dienstleister wie Trust 

and Company Service Providern (TCSPs)8 – führt 

zu Intransparenz und erschwert die Nachvollzieh-

barkeit wirtschaftlich Berechtigter erheblich. Zur 

konkreten Bestimmung dieses Risikos ist es zu-

nächst erforderlich, in diesem Kapitel die allge-

meine Risikolage in Bezug auf Rechtseinheiten dar-

zustellen, bevor diese in Bezug auf die jeweiligen 

Rechtseinheiten konkretisiert werden.  

Die Verwendung von Rechtseinheiten weist vor al-

lem im Vergleich zu anderen Begehungsformen 

(z. B. informelle Finanztransfersysteme) ein erhöh-

tes Risiko auf, gerade weil äußere Legitimations-

merkmale – etwa Registereintrag, Steuernummer, 

Geschäftsanschrift oder Bankverbindungen – einen 

Anschein von Seriosität vermitteln. Illegale Aktivi-

täten lassen sich so leichter tarnen. Unternehmen 

eignen sich in besonderer Weise zur Legendenbil-

dung für häufige Bareinzahlungen und grenzüber-

                                                                 
 

8 TCSPs sind nach der Definition der FATF natürliche oder 
juristische Personen, die gewerblich für Dritte bestimmte 
Dienstleistungen erbringen. Hierzu zählen insbesondere 
die Gründung von Gesellschaften oder anderen Rechtsein-
heiten, die Übernahme von Leitungs- oder Treuhandfunk-
tionen (z. B. als Geschäftsführer, Gesellschafter oder Trus-
tee), die Bereitstellung eines Sitzes, einer Geschäftsadresse 
oder entsprechender Verwaltungsleistungen sowie die 
Ausübung von Nominee-Funktionen, vgl. FATF, Metho-
dology, 2025, General Glossary S. 173.  
9 Vgl. zur genauen Zusammensetzung und methodischen 
Einbindung der Arbeitsgruppe die Erläuterungen in der Me-
thodik, Annex A. 
10 Europol, 2024: „Decoding The EU’s Most Threatening 
Criminal Networks”, S. 10. 
11 Gemeint sind Länder, die nach der Definition der FATF 
sowie der OECD als sog. Offshore Financial Centers gelten, 
vgl. FATF/Egmont, Concealment Beneficial Ownership, 
S. 79, Fn. 67 mit Verweis auf OECD Glossar. Unter den sog. 
Offshore Companies versteht man Rechtsgestaltungen, die 
in ausländischen Jurisdiktionen eingesetzt werden, um 
einen besonderen Vorteil zu erhalten, der im eigentlichen 

schreitende Überweisungen, die Aufdeckung zu-

grunde liegender Scheingeschäfte erfordert insbe-

sondere bei internationalen Sachverhalten regel-

mäßig einen erhöhten Ermittlungsaufwand. 

Nach Einschätzung der Arbeitsgruppe9 spielt bei ei-

nem relevanten Anteil der in Deutschland festge-

stellten Geldwäschefälle die Nutzung von Rechts-

einheiten eine maßgebliche Rolle, insbesondere in 

kapitalintensiven Branchen. Auch auf europäischer 

Ebene zeigt sich die Bedeutung entsprechender 

Strukturen: Der überwiegende Teil der besonders 

gefährlichen kriminellen Netzwerke greift nach Er-

kenntnissen von Europol gezielt auf Unterneh-

mensstrukturen zurück10. Verpflichteten in 

Deutschland sind dabei insbesondere Transaktio-

nen in der Baubranche sowie die Immobilienbran-

che aufgefallen; in Bezug auf sogenannte Offshore 

Finanzzentren (OFCs)11 auch unklare Mittelher-

künfte in der Glücksspielbranche.  

Nach Einschätzung der Arbeitsgruppe haben die 

Höhe und Strukturierung der zu waschenden Ver-

mögenswerte maßgeblichen Einfluss auf die Wahl 

der Begehungsform. Wegen des mit ihnen verbun-

den Aufwands sowie der regelmäßig erforderlichen 

längerfristigen Planung sind bestimmte Rechtsein-

heiten – insbesondere Kapitalgesellschaften oder 

Trusts – in der Regel erst dann attraktiv, wenn grö-

ßere Geldsummen in den Wirtschaftskreislauf ein-

geschleust werden sollen.  

Heimatstaat in der Form nicht existiert. Der Begriff OFC ist 
teilweise negativ konnotiert und wird mit dem des 
Schattenfinanzplatzes gleichgesetzt. Die Definition sollte 
aber trotz ihrer häufigen Erwähnung im Zusammenhang 
mit Geldwäschedelikten unabhängig von der konkreten (In-
)Transparenz der jeweiligen Jurisdiktion verstanden 
werden. Als OFC gelten Länder oder Jurisdiktionen, soweit 
•die dort ansässigen Finanzinstitute ihre Geschäfte in erster 
Linie mit gebietsfremden Kunden, in Fremdwährung und 
in einem Umfang, der nicht im Verhältnis zur eigenen Wirt-
schaft steht, führen, 
• Gesellschaften im Besitz oder in der Kontrolle von Ge-
bietsfremden eine bedeutende Rolle innerhalb des Landes 
spielen und 
• die dort ansässigen Gesellschaften in den Genuss von 
Steuervorteilen kommen können, die ansonsten nicht zur 
Verfügung stünden.  
Den Datenauswertungen wurde die auf der übereinstim-
menden Definition des Internationalen Währungsfonds ba-
sierende OFC-Liste von Eurostat aus dem Jahr 2018 zu-
grunde gelegt. 
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2.2 Internationale Dimension 
und Standortfaktoren 

Grenzüberschreitende Geldwäsche ist auch in 

Deutschland von besonderer Relevanz. Internatio-

nale Strukturen können angesichts lediglich natio-

nal eingerichteter Register Intransparenz verstär-

ken. Sie erleichtern die gezielte Verschleierung von 

Vermögenswerten durch mehrschichtige Gesell-

schaftskonstruktionen, komplexe Eigentums- und 

Kontrollgeflechte sowie grenzüberschreitende Zah-

lungsströme. Ausländische Rechtseinheiten kön-

nen durch Tochtergesellschaften, Zweigniederlas-

sungen oder Repräsentanzen in Deutschland 

präsent sein, ohne zwingend ein Bankkonto in 

Deutschland zu haben, und zur Verschleierung der 

Mittelherkunft beitragen, ohne dass inkriminierte 

Gelder über ihre Konten fließen. Dadurch werden 

insbesondere die Identifizierung des wirtschaftlich 

Berechtigten sowie die Nachverfolgung von Geld-

flüssen und Erkennung von Vortaten deutlich er-

schwert.  

Internationale Verflechtungen reduzieren auf-

grund zeitintensiver Rechtshilfeverfahren mit 

Drittstaaten und begrenzter Durchsetzungsmög-

lichkeiten im Ausland das Entdeckungs- und Sank-

tionsrisiko. Grenzüberschreitende Geldwäsche 

stellt eine besondere Herausforderung für Strafver-

folgungsbehörden und die Effektivität der Geldwä-

schebekämpfung insgesamt dar. Die wirksame Be-

kämpfung hängt in besonderem Maße von 

internationaler Zusammenarbeit und harmonisier-

ten Mindeststandards für Transparenz sowie einer 

effektiven behördlichen Koordinierung innerhalb 

Deutschlands ab.  

Risikoerhöhend können sich Schwierigkeiten mit 

bestimmten Staaten auswirken, z. B. aufgrund 

mangelnder Kooperation, langwieriger, teurer und 

nicht zielführender Verfahren oder rechtsstaatli-

cher Schranken – Faktoren, die gezielt zur Bege-

hung von Straftaten ausgenutzt werden. Besonders 

                                                                 
 

12 Bestehend aus der Richtlinie (EU) 2024/1640, der Ver-

ordnung (EU) 2024/1624, der Verordnung (EU) 2024/1620 

und der Richtlinie (EU) 2024/1654. 

13 Es handelt sich um eine Stichprobe aus Meldungen nach 
dem GwG im Jahr 2024, bei denen Rechtseinheiten vermut-

risikoerhöhend wirken geringe Transparenzpflich-

ten in bestimmten Jurisdiktionen. Dasselbe gilt für 

die unzureichende Kontrolle von professionell 

agierenden TCSPs sowie unzureichende Regulie-

rung von professionellen Treuhanddienstleistun-

gen und Inhaberschuldpapieren. Gleichzeitig tra-

gen internationale Initiativen zur Verbesserung der 

Transparenz bei – etwa die umfassende Harmoni-

sierung der Transparenzstandards über das EU-Le-

gislativpaket zur Bekämpfung von Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung12 und die Verknüpfung 

von Registern der EU-Mitgliedstaaten über die EU-

Plattform BORIS (Beneficial Ownership Registers 

Interconnection System). In vielen Staaten wurden 

in den vergangenen Jahren Transparenzregister 

eingeführt oder erweitert, wodurch die Identifizie-

rung wirtschaftlich Berechtigter erleichtert wird. 

Auch internationale Kooperationsmechanismen 

zwischen Behörden haben sich in den vergangenen 

Jahren deutlich weiterentwickelt. 

Nach Einschätzung der Arbeitsgruppe erfolgt der 

überwiegende Anteil der in Deutschland festge-

stellten Geldwäschefälle unter Nutzung von 

Rechtseinheiten in grenzüberschreitender Form. 

Inkriminierte Vermögenswerte fließen sowohl von 

Deutschland ins Ausland als auch aus dem Ausland 

nach Deutschland; nach Einschätzung der Arbeits-

gruppe und auf Grundlage der ausgewerteten Ver-

dachtsmeldungen an die FIU mit Bezug zu Rechts-

einheiten13 überwiegt jedoch der Zufluss aus dem 

Ausland, wobei Deutschland als Zielland fungiert. 

Dies gilt insbesondere bei Einbindung ausländi-

scher Rechtseinheiten. Zudem zeigt die Auswer-

tung, dass die Mittel meist auf Geschäftskonten der 

betroffenen Rechtseinheiten eingehen. Bei der spe-

ziellen Auswertung von Verdachtsmeldungen mit 

Offshore-Gesellschaftsstruktur waren jedoch v. a. 

Inlandsüberweisungen auffällig, während auslän-

dische Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

(insbesondere die Rechtsform Ltd. und SA) stark 

herausstachen. Dies verdeutlicht, dass ein relevan-

ter Auslandsbezug zum Zwecke der Verschleierung 

lich gezielt genutzt werden, um die Geldspur oder den wirt-
schaftlich Berechtigten zum Zwecke der Geldwäsche oder – 
in einer gesonderten Stichprobe – Terrorismusfinanzierung 
zu verschleiern. Vgl. genauere Beschreibung in der Metho-
dik, Annex A. 
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keine grenzüberschreitende Überweisung ins Aus-

land erfordert, sondern auch allein in der Gesell-

schaftsstruktur liegen kann. 

Behörden aus der Arbeitsgruppe berichten, dass bei 

ausländischen Rechtseinheiten, die im Zusammen-

hang mit Geldwäschehandlungen in Deutschland 

in Verdacht geraten sind, bestimmte Rechtsord-

nungen besonders häufig auftreten – eine bedeu-

tende Rolle spielen insbesondere klassische OFCs 

wie die Bahamas, Bermuda, die Britischen Jung-

ferninseln, die Cayman Islands, Gibraltar, Hong-

kong, die Isle of Man, die Marshall-Inseln, Mauri-

tius, Panama, die Seychellen und Singapur. 

Daneben treten auch nahegelegene Staaten wie 

Liechtenstein und die Schweiz, regelmäßig in Er-

scheinung. Darüber hinaus liegen der Arbeits-

gruppe wiederkehrende Erkenntnisse zu Rechts-

einheiten nach dem Recht von China, Dubai bzw. 

den Vereinigten Arabischen Emiraten, Macau, 

Malta, Monaco, Russland, der Türkei, dem Verei-

nigten Königreich, den USA (insbesondere Dela-

ware, Nevada, New Mexico und Wyoming) und Zy-

pern vor.  

Ein wesentliches Risiko für grenzüberschreitende 

Geldwäsche liegt im Missbrauch ausländischer 

Rechtseinheiten zur Verschleierung von Immobili-

eneigentum. 

Der grenzüberschreitende Informationsaustausch 

ist nach Erfahrung der Behörden insbesondere dort 

erschwert oder gar nicht möglich, wo Datenbanken 

nicht vorhanden sind, Daten zu den wirtschaftlich 

Berechtigten nur beschränkt erhoben werden (die 

meisten der oben genannten Länder, v. a. die 

OFCs), Informationen aufgrund des EuGH-Urteils 

vom 22.11.2022 (Az. C-37/20, C-601/20) nicht mehr 

öffentlich zugänglich und noch nicht an BORIS an-

gebunden sind oder wo sprachliche Hürden, hohe 

Kosten, fehlende Kooperationsübereinkommen o-

der mangelnder politischer Wille zur Kooperation 

die Datenerhebung erschweren.  

Die häufigsten Bezüge in einer betrachteten Stich-

probe von Verdachtsmeldungen mit Bezug zu 

                                                                 
 

14 Final Report des EU More Projektes von Transcrime: 
Mapping the risk of serious and organised crime infiltration 
in Europe, 2018, S. 71, abrufbar unter: 

OFC-Strukturen betreffen Hongkong sowie – mit 

Abstand – die Britischen Jungferninseln und 

Curaçao (jeweils v. a. Ltds.). Häufigste Herkunfts-

länder der aufgefallenen Transaktionen waren 

Deutschland, Liechtenstein (v. a. AGs) und Öster-

reich, während die größten Volumina in Deutsch-

land verblieben oder nach Liechtenstein und in die 

Schweiz geflossen sind. Im Zusammenhang mit 

Geldwäsche im Glücksspielsektor treten besonders 

Curaçao, Gibraltar, Malta und Zypern hervor. 

Folgende Faktoren ergänzen die Einordnung der 

deutschlandspezifischen Risiken grenzüberschrei-

tender Geldwäsche: Der in Deutschland bisher ver-

gleichsweise liberale Bargeldverkehr hat gerade bei 

bargeldintensiven Vortaten die Platzierung inkri-

minierter Gelder begünstigt. Gleichzeitig vereinfa-

chen die wirtschaftliche Attraktivität und interna-

tionale Verflechtung des Standorts den Zu- und 

Abfluss dieser Gelder. Als Exportland verzeichnet 

Deutschland strukturell viele eingehende Zahlun-

gen, was die unauffällige Konstruktion grenzüber-

schreitender Scheingeschäfte erleichtert. 

Die internationale Verflechtung zeigt sich auch in 

den Eigentümer- und Kontrollstrukturen:  

Laut einer Erhebung von Transcrime14 anhand von 

Daten des Bureaus van Dijk aus dem Jahr 2015 hat-

ten Rechtseinheiten mit Sitz in Deutschland im in-

ternationalen Vergleich mit 3,4 Prozent wenige 

ausländische Anteilseigner. Allerdings kamen im 

Vergleich viele dieser Anteilseigner aus sogenann-

ten „Secrecy Jurisdictions im Sinne des Rankings 

des Tax Justice Networks“ (unter welchen sich 

wichtige deutsche Partnerländer befinden, z. B. 

USA, Schweiz, Luxemburg und Niederlande).15 Die 

Studie von Transcrime hat außerdem festgestellt, 

dass deutsche Rechtseinheiten besonders kom-

plexe Eigentumsstrukturen aufweisen, weil zwi-

schen dem wirtschaftlich Berechtigten und der 

Rechtseinheit im Schnitt 1,29 Ebenen liegen – ein 

im internationalen Vergleich hoher Wert.16  

https://www.transcrime.it/wp-content/uplo-
ads/2018/12/MORE_FinalReport.pdf (Stand: 7. Januar 2025). 
15 Ebenda, S. 74. 
16 Ebenda, S. 78. 

https://www.transcrime.it/wp-content/uploads/2018/12/MORE_FinalReport.pdf
https://www.transcrime.it/wp-content/uploads/2018/12/MORE_FinalReport.pdf
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Komplexe bzw. grenzüberschreitende Eigentümer- 

und Kontrollstrukturen sind an einem internatio-

nal verflochtenen Wirtschaftsstandort wie 

Deutschland erwartbar und nicht per se risikobe-

haftet. Die folgenden Befunde aus den Datenaus-

wertungen für die Lage in Deutschland sind des-

halb unauffällig. Sie können aber in Verbindung 

mit den in der weiteren Analyse aufgezeigten qua-

litativen Risiken auf quantitative Potenziale hin-

weisen. Alle Daten entsprechen dem Stand vom 

4. März 2026, vgl. jeweils auch ausführliche Darstel-

lung und dazugehörige Grafiken im Annex B. 

7,6 Prozent aller im Transparenzregister eingetra-

genen Vereinigungen mit Sitz in Deutschland ha-

ben mindestens einen Anteilseigner mit 

(Wohn-)Sitz im Ausland innerhalb der ermittelten 

Struktur. Diese Anteilseigner sind zu 61 Prozent 

ausländische Vereinigungen und zu 39 Prozent 

ausländische natürlichen Personen.  

3,8 Prozent aller wirtschaftlich Berechtigten der 

Vereinigungen haben einen Wohnsitz im Ausland, 

6 Prozent (ausschließlich) eine ausländische Staats-

angehörigkeit.17 Die Wohnsitze verteilen sich auf 

179 Länder, die Staatsangehörigkeiten auf 176 Län-

der. Etwa die Hälfte der wirtschaftlich Berechtig-

ten, die eine ausländische Staatsbürgerschaft ha-

ben, wohnt in Deutschland und weitere 36 Prozent 

in einem direkten Nachbarstaat. 

Bei 70 Prozent der wirtschaftlich Berechtigten mit 

Wohnsitz im Ausland stimmt das Wohnsitzland 

mit der angegebenen Staatsangehörigkeit (oder bei 

Mehrfachstaatlern mit einer der angegebenen 

Staatsangehörigkeiten) überein. 18 Prozent, also 

fast ein Fünftel der wirtschaftlich Berechtigten, 

welche einen Wohnsitz im Ausland haben, sind 

deutsche Staatsbürger. 12 Prozent der wirtschaft-

lich Berechtigten, die einen Wohnsitz im Ausland 

haben, kommen ursprünglich aus einem Drittland. 

                                                                 
 

17 Bei der Auswertung wurden wirtschaftlich Berechtigte, 
die neben einer zweiten auch die deutsche Staatsangehörig-
keit haben, nicht einbezogen. Personen mit mehreren 
Staatsangehörigkeiten (sofern es sich nur um ausländische 
Staatsangehörigkeiten handelt) wurden mehrfach gezählt. 
Laut Ausländerstatistik des Statistischen Bundesamts von 
2025 leben rund 14,07 Mio. Menschen mit ausschließlich 

Die Hälfte der wirtschaftlich Berechtigten mit ei-

nem Wohnsitz im Ausland hat diesen in einem 

Nachbarland von Deutschland, vorrangig in der 

Schweiz und Österreich. An dritter Stelle folgen die 

USA. 

Natürliche Personen, die unmittelbar Anteile an 

deutschen Vereinigungen halten, stammen am 

häufigsten aus der Schweiz, gefolgt von dem Verei-

nigten Königreich und den USA. Wirtschaftlich Be-

rechtigte stammen am häufigsten aus Österreich, 

der Türkei und den Niederlanden.  

Ausländische Vereinigungen, die unmittelbar An-

teile an deutschen Vereinigungen halten, sind am 

häufigsten in Luxemburg ansässig, gefolgt von der 

Schweiz und den Niederlanden. Luxemburg hebt 

sich dadurch ab, dass die direkten Anteilseigner fast 

ausschließlich weitere Rechtseinheiten sind. Aber 

auch bei Liechtenstein, Schweden, Zypern und Nie-

derlande sind die Anteilseigner zu über 80 Prozent 

Rechtseinheiten. 

Zu berücksichtigen ist, dass mit 0,14 Prozent nur 

relativ wenige der deutschen Vereinigungen di-

rekte Bezüge in die von der FATF und der EU gelis-

teten Risikostaaten aufweisen. Selbiges gilt für 

OFCs, in die nur 0,42 Prozent der Vereinigungen 

direkte Bezüge aufweisen. Bei den wirtschaftlich 

Berechtigten zeigt sich ein ähnliches Bild; von 

ihnen wohnen ebenfalls nur 0,1 Prozent in einem 

FATF-/EU-Risikostaat und 0,3 Prozent haben eine 

entsprechende Staatsangehörigkeit. Ebenfalls 

0,1 Prozent aller wirtschaftlich Berechtigten haben 

einen Wohnsitz in einem OFC. Diese Länder stellen 

damit nur eine geringe abstrakt-generelle Bedro-

hung in Bezug auf Beteiligungsstrukturen dar.  

Bei den Rechtseinheiten, die Anteilseigner deut-

scher Rechtseinheiten sind, stechen allerdings die 

beiden FATF-/EU-Risikostaaten Britische Jung-

ferninseln und Bulgarien heraus. In Bezug auf die 

ausländischer Staatsbürgerschaft in Deutschland, was unge-
fähr 17 Prozent der Gesamtbevölkerung entspricht (vgl. 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Um-
welt/Bevoelkerung/Migration-Integration/auslaendersta-
tistik-stichtag.html?utm_source=chatgpt.com).  
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OFCs fallen die folgenden Länder auf: Liechten-

stein, Singapur, Cayman Islands, Jersey, Guernsey, 

Honkong, Britische Jungferninseln, Mauritius, Sey-

chellen, Bermuda. 

Die am häufigsten vertretenen FATF-/EU-Risiko-

länder, aus welchen natürliche Personen kommen, 

die Anteile an deutschen Rechtseinheiten halten, 

waren Russland, Monaco, Venezuela und Bulga-

rien. Bei den Wohnsitzländern von wirtschaftlich 

Berechtigten gilt dies für die folgenden FATF-/EU-

Risikoländer: Russland, gefolgt von Bulgarien und 

Iran.  

Ausländische Gesellschaften, die selbst im deut-

schen Transparenzregister registriert sind, lassen 

sich in den Datenauswertungen v. a. mit Immobili-

eneigentum in Deutschland in Zusammenhang 

bringen.18 Die eingetragenen 5.266 ausländischen 

Rechtseinheiten aus insgesamt 104 Staaten haben 

ihren Sitz zu 42,5 Prozent in einem Mitgliedstaat 

der EU und zu 57,5 Prozent in einem Drittstaat. Die 

meisten ausländischen Rechtseinheiten, die im 

Transparenzregister eingetragen sind, haben ihren 

Sitz in der Schweiz (1.084), gefolgt von den Nieder-

landen (674), USA (472) und dem Vereinigten Kö-

nigreich (407). Von allen ausländischen Rechtsein-

heiten mit Immobilieneigentum kommen aus 

diesen Ländern mit Abstand die meisten. Es fällt 

auf, dass Luxemburg mit 333 auf Platz 5 weit vorne 

liegt. Zypern liegt mit 84 noch vor Nachbarländern 

wie Frankreich und Polen. Dabei ist zu beachten, 

dass ausländische Rechtseinheiten beim Immobi-

lienerwerb nicht eintragungspflichtig sind, sofern 

sie bereits im Transparenzregister eines anderen 

EU-Mitgliedstaates eingetragen sind. 

Ein großer Teil, nämlich 51,5 Prozent der Rechts-

einheiten hat ihren Sitz in den direkten Nachbar-

ländern Deutschlands. Die FATF-/EU-Risikostaa-

ten spielen mit 2 Prozent (insgesamt 

104 Rechteinheiten) auch in dieser Gruppe nur eine 

geringe Rolle, ein abstrakt leicht erhöhtes Risiko 

                                                                 
 

18 Vereinigungen mit Sitz im Ausland müssen seit 
01.01.2020 an das Transparenzregister melden, wenn sie 
sich verpflichten, Eigentum an einer im Inland gelegenen 
Immobilie zu erwerben, (vgl. § 20 Abs. 1 S. 2 und 3 GwG).  
19 Soweit es keinen wirtschaftlich Berechtigten gibt (z. B. 
Streubesitz) oder sich dieser trotz umfassender Prüfungen 

dürften wegen ihres häufigeren Vorkommens Bul-

garien und die Britischen Jungferninseln aufwei-

sen.  

Mit 10 Prozent spielen allerdings die OFCs eine re-

levante Rolle als Jurisdiktionen von Gesellschaften 

mit Immobilieneigentum in Deutschland. In die-

sem Zusammenhang besteht eine erhöhte Exposi-

tion insbesondere gegenüber Liechtenstein, Hong-

kong und Guernsey.  

Die Auswertungen zeigen, dass die Gruppe auslän-

discher Rechtseinheiten mit Immobilieneigentum 

eine hohe Quote fiktiver wirtschaftlich Berechtig-

ter19 (35 Prozent) aufweist. Zum Vergleich: Bei der 

Rechtsform GmbH sind es lediglich 17,68 Prozent. 

Allerdings geben die meisten dieser ausländischen 

Rechtseinheiten an, auf Grund ihrer Gestaltung tat-

sächlich keinen wirtschaftlich Berechtigten zu ha-

ben (z. B., weil keiner der Anteilseigner die 25 Pro-

zent-Schwelle erreicht). Bei den häufig zu 

erwartenden Investitionsvehikeln wie beispiel-

weise einem luxemburgischen Fonds erscheint dies 

auch nachvollziehbar. Die Zahl der Rechtseinhei-

ten, die ihren tatsächlichen wirtschaftlich Berech-

tigten schlicht nicht ermitteln konnten, ist in die-

ser Gruppe gegenüber den anderen Rechtsformen 

nicht auffällig erhöht. 

Im Transparenzregister sind aktuell 58 Trusts mit 

insgesamt 217 wirtschaftlich Berechtigten einge-

tragen (z. B. aufgrund einer Verwaltung in 

Deutschland, Aufnahme einer Geschäftsbeziehung 

oder Erwerb von Immobilieneigentum). Diese ha-

ben ihren Wohnsitz am häufigsten in Deutschland 

(70), gefolgt von USA (62) und Südafrika (28). Dane-

ben sind 342 trustähnliche Rechtsgestaltungen ein-

getragen. 

In deutschen Justizregistern werden Rechtseinhei-

ten ausländischen Rechts erfasst, wenn sie in 

Deutschland tätig sind (z. B. durch Zweigniederlas-

sung). Registriert sind 5.656 Kapitalgesellschaften 

im Handelsregister Abteilung B, 113 Personenge-

sellschaften im Handelsregister Abteilung A, 62 

und ohne dass Tatsachen nach § 43 Abs. 1 GwG vorliegen 
nicht ermitteln lässt, gilt gemäß § 3 Abs. 2 S. 5 GwG der ge-
setzliche Vertreter, der geschäftsführende Gesellschafter 
oder der Partner des Vertragspartners als wirtschaftlich 
Berechtigter (sog. fiktiv wirtschaftlich Berechtigter). 
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Partnerschaften freier Berufe im Partnerschaftsre-

gister sowie 19 Genossenschaften mit inländischer 

Niederlassung. 

2.3 Vortaten und 
Tätermerkmale 

Die für die Geldwäsche verwendeten Rechtseinhei-

ten sind häufig bereits auf Ebene der Vortat invol-

viert. Die Arbeitsgruppe sieht hier insbesondere 

wirtschaftskriminelle Delikte (z. B. Betrug, Steuer- 

oder Insolvenzstraftaten, Sanktionsumgehung) so-

wie Delikte im Zusammenhang mit Organisierter 

Kriminalität20 (etwa Drogenhandel, groß angelegte 

Betrugsmaschen oder Schleusungskriminalität). 

Bei aufwendig konstruierten Geldwäschestruktu-

ren sind regelmäßig auch die Vortaten komplex 

ausgestaltet; zudem kann es auch eine arbeitsteilige 

oder professionelle „Geldwäsche as a Service“ ge-

ben. Nach einer Europol-Studie greifen nur 4 Pro-

zent der kriminellen Netzwerke auf externe Geld-

wäsche-Dienstleister zurück; 96 Prozent waschen 

ihre Erträge dagegen selbst.21 

Personen, die Geldwäsche professionell betreiben, 

verfügen nach Erfahrungen von Arbeitsgruppen-

mitgliedern oft über ein hohes Bildungsniveau, be-

triebswirtschaftliche Kenntnisse sowie unterneh-

merische Vorerfahrung. Vorstrafen liegen nur 

selten vor – vermutlich auch, weil vorangegangene 

Straftaten infolge professioneller Verschleierung 

unentdeckt blieben. Bei den grenzüberschreiten-

den Verbindungen der handelnden Personen zei-

gen sich Muster, die denen im Bereich der Organi-

sierten Kriminalität ähneln. Dabei bestehen Bezüge 

zu bestimmten Regionen, insbesondere zum arabi-

schen Raum, zu Teilen Asiens sowie zu Südosteu-

ropa.  

                                                                 
 

20 Organisierte Kriminalität ist die von Gewinn- oder Mach-
streben bestimmte planmäßige Begehung von Straftaten, 
die einzeln oder in ihrer Gesamtheit von erheblicher Bedeu-
tung sind, wenn mehr als zwei Beteiligte auf längere oder 
unbestimmte Dauer arbeitsteilig 
• unter Verwendung gewerblicher oder geschäftsähnlicher 
Strukturen,  
• unter Anwendung von Gewalt oder anderen zu Ein-
schüchterung geeigneter Mittel oder 
• unter Einflussnahme auf Politik, Medien, öffentliche Ver-
waltung, Justiz oder Wirtschaft 

Daten von FIU und Transparenzregister zeigen 

ebenfalls, dass wirtschaftlich Berechtigte verdächti-

ger Rechtseinheiten überdurchschnittlich häufig 

eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzen 

(30 Prozent, +25 Prozentpunkte im Vergleich zu 

wirtschaftlich Berechtigten im Transparenzregister 

insgesamt), jedoch meist (zu 90 Prozent) einen 

deutschen Wohnsitz haben. Am häufigsten kamen 

die wirtschaftlich Berechtigten in der Stichprobe 

aus der Türkei, Serbien und Belgien sowie aus dem 

FATF-/EU-Risikostaat Bulgarien.  

Professionelle Intermediäre unterstützen nach Er-

kenntnissen der FATF häufig vorsätzlich bei der 

Platzierung und Verschleierung illegal erwirtschaf-

teter Gelder. Gängige Methoden seien etwa die Ver-

wahrung von Geldern über Treuhand- oder Ander-

konten von Angehörigen der rechtsberatenden 

und notariellen Berufe, die Errichtung von Gesell-

schafts- oder Truststrukturen mit vorgeschalteten 

Eigentumsebenen sowie der treuhänderische Er-

werb von Immobilien oder hochwertigen Vermö-

gensgegenständen im eigenen Namen für Rech-

nung des wirtschaftlich Berechtigten. Ziel ist 

regelmäßig die Verschleierung von Eigentumsver-

hältnissen und Mittelherkunft.22  

Nach überwiegender Erfahrung der Arbeitsgruppe 

sind Intermediäre, die bewusst konzeptionelle 

Dienstleistungen für Zwecke der Geldwäsche in re-

levanter Größenordnung anbieten, in Deutschland 

eher selten ansässig. Gleichwohl entfaltet die Be-

drohung aus dem Ausland Wirkung in Deutsch-

land, da entsprechende Dienstleistungen grenz-

überschreitend in Anspruch genommen werden. 

Dies haben etwa die Panama Papers oder andere 

Leaks und Geldwäschefälle gezeigt, in welchen 

zahlreiche Bezüge zu Deutschland aufgedeckt wur-

den. Hierdurch wurden auch Überschneidungen 

zusammenwirken. Diese Definition wurde im Mai 1990 von 
der Gemeinsamen Arbeitsgruppe Justiz/Polizei verabschie-
det und stellt die Grundlage für Datenerhebungen in die-
sem Bereich dar. 
21 Europol, 2024: „Decoding The EU’s Most Threatening 

Criminal Networks”, S. 14. 

22 Vgl. FATF, Report on Money Laundering Typologies 
2003–2004, S. 24, Nr. 87; FATF, Leitfaden zum risikobasier-
ten Ansatz für Angehörige der Rechtsberufe, Stand: 
Juni 2019, S. 14 f. 
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von Verschleierungsmechanismen zur Steuerver-

meidung und -hinterziehung und zur Geldwäsche 

aufgezeigt. Die Nutzung von Dienstleistungen zur 

Errichtung komplexer Schemata spricht regelmä-

ßig für ein professionelles und international ausge-

richtetes Vorgehen auf Seiten der handelnden Per-

sonen und setzt erhebliche finanzielle Ressourcen 

voraus. Durch die Digitalisierung können entspre-

chende Strukturen ortsunabhängig eingerichtet 

und gesteuert werden, so dass Tatbeteiligte, Inter-

mediäre und eingesetzte Rechtseinheiten in unter-

schiedlichen Jurisdiktionen ansässig sind; vgl. auch 

die ausführliche Risikobewertung zum Thema 

Geldwäsche mittels Rechtseinheiten als Dienstleis-

tung, Kapitel 5.6. 

2.4 Missbrauchspotenziale 
entlang der typischen 
Geldwäschephasen 

Die konkreten Risikofaktoren für die jeweiligen 

Rechtsformen und damit zusammenhängende 

Umstände lassen sich anhand der Zielrichtung der 

in den typischen Phasen der Geldwäsche häufig 

vorkommenden Tatkonstellationen ableiten. Das 

nachfolgend zugrunde gelegte klassische Drei-Pha-

sen-Modell dient dabei als analytischer Rahmen, 

auch wenn die Phasen in der Praxis nicht strikt ge-

trennt verlaufen, sich überlagern oder wiederholen 

können und teilweise in einem „Kreislauf“ ineinan-

dergreifen.  

In der Platzierungsphase (Placement) werden 

Rechtseinheiten vornehmlich als Instrumente zur 

Einspeisung illegal erlangter – insbesondere barer – 

Vermögenswerte in den legalen Finanzkreislauf ge-

nutzt. Dies erfolgt häufig über bargeldintensive Ge-

schäftsmodelle unter Einsatz von sogenannten 

Frontunternehmen. Nach den Erfahrungen der Ar-

beitsgruppe eignen sich hierzu insbesondere Bran-

chen mit regelmäßig hohen Barumsätzen, etwa 

Gastronomiebetriebe, Juweliere oder stationäre 

Glücksspielangebote, da sich dort legale Einnah-

men und illegale oder fingierte Zahlungsströme 

vergleichsweise unauffällig vermengen lassen.  

Für die Auswahl der Rechtsform sind daher weni-

ger gesellschaftsrechtliche Besonderheiten unter-

schiedlicher Rechtsformen als vielmehr praktische 

Gesichtspunkte maßgeblich. Dazu zählen eine ein-

fache und kostengünstige Gründung oder Über-

nahmemöglichkeit, eine vergleichsweise geringe 

regulatorische Kontrolldichte, eine nach außen 

plausibel wirkende Geschäftstätigkeit sowie die 

Möglichkeit, Bargeld oder hohe Transaktionsvolu-

mina ohne besondere Auffälligkeiten zu bewegen.  

Alternativ wird im Placement Bargeld ins Ausland 

verbracht und dort – unmittelbar oder unter Ein-

schaltung Dritter – in Buchgeld transformiert. Mit 

diesen Mitteln erfolgt sodann, teilweise bereits im 

Übergang zur Verschleierungsphase, der Kauf eines 

Unternehmens. 

In der Verschleierungsphase (Layering) werden die 

aus der Vortat stammenden Vermögenswerte 

durch eine Vielzahl von Transaktionen so fragmen-

tiert und umgeleitet, dass ihre Herkunft nicht mehr 

ohne weiteres nachvollziehbar ist und ein Zugriff 

durch Strafverfolgungsbehörden erschwert wird. 

Hierzu werden Gelder häufig über mehrere Konten 

unterschiedlicher Rechtseinheiten transferiert, 

nicht selten mit grenzüberschreitendem Bezug. Als 

typisch wahrgenommen werden Kettentransaktio-

nen zwischen formal unabhängigen, tatsächlich je-

doch durch dieselben Beteiligten kontrollierten 

Gesellschaften, der Einsatz von Briefkasten- oder 

Mantelgesellschaften ohne nennenswerte wirt-

schaftliche Substanz sowie mehrstufige Beteili-

gungs- und Kontrollstrukturen. Auch häufige 

Wechsel von Gesellschaftern, Geschäftsführern, 

Firmensitz oder Rechtsform erhöhen die Intrans-

parenz und können damit der Verschleierung die-

nen.  

Entscheidend bei der Wahl der Rechtsform sind 

wiederum ihre Flexibilität, leichte Gründung und 

Liquidierbarkeit, aber auch internationale Einsetz-

barkeit sowie die Möglichkeit, Eigentums- und 

Kontrollverhältnisse zu verschachteln. Das Risiko 

steigt insbesondere bei Bezügen zu Rechtsordnun-

gen, in denen Transparenzregister, Offenlegungs-

pflichten oder effektive Kontrollmechanismen feh-

len oder umgangen werden können. 

Geldwäscherisiken können sich aber nicht nur aus 

komplexen Gesellschaftskonstruktionen ergeben, 

sondern auch aus formal einfachen Eigentümer- 

und Kontrollstrukturen. Bspw. waren die Struktu-

ren der gemeldeten Rechtseinheiten aus der Stich-
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probe der FIU aus Verdachtsmeldungen nicht – o-

der zumindest nicht sichtbar – komplex. Die 

durchschnittliche Anzahl der Ebenen zwischen 

Rechtseinheit und wirtschaftlich Berechtigten lag 

bei den Geldwäsche-Verdachtsfällen bei 1,07. 

In der Integrationsphase werden die zuvor ver-

schleierten Vermögenswerte in den legalen Wirt-

schaftskreislauf überführt und wirtschaftlich nutz-

bar gemacht. Die in den vorangegangenen Phasen 

aufgebaute Legende – etwa durch scheinbar legi-

time Geschäftstätigkeit – wirkt fort, ohne dass 

zwingend weitere Täuschungshandlungen erfor-

derlich sind. Die Mittel werden typischerweise in 

Immobilien, Unternehmensbeteiligungen, Finanz-

anlagen oder werthaltige Sachgüter investiert oder 

in Form von Gehältern, Dividenden, Darlehen oder 

Steuerzahlungen in den regulären Wirtschafts-

kreislauf eingebracht. Vermehrt wurde beobachtet, 

dass bemakelte Kontoguthaben als Sicherheit für 

Kredite bei Kreditinstituten oder kontrollierten 

Unternehmen verwendet wurden, bspw. für soge-

nannte Loan-Backs oder Back-to-Back Loans. 

In dieser Phase ist grundsätzlich jede Rechtsform 

geeignet. Entscheidend für die Wahl im konkreten 

Fall ist daher nicht ihre rechtliche Ausgestaltung, 

sondern ihre Einbettung in ein plausibles wirt-

schaftliches Umfeld, ihre Akzeptanz im jeweiligen 

Marktsegment sowie die rechtliche und tatsächli-

che Möglichkeit, Vermögenswerte flexibel zu über-

tragen oder wieder zu entnehmen. Insbesondere 

verschachtelte, häufig grenzüberschreitende Hol-

ding- oder Beteiligungsstrukturen können dazu 

dienen, die Herkunft der Mittel dauerhaft zu ver-

schleiern und zugleich formell legale Geschäftstä-

tigkeit aufrechtzuerhalten.  

Die Rückführung der Vermögenswerte in krimi-

nelle Strukturen, um diese zu erhalten und weitere 

Straftaten vorzubereiten, kann jederzeit im An-

schluss an die Vortat, mit dem Layering oder der 

Integration und unter Nutzung der dabei entspre-

chend eingesetzten Rechtseinheiten erfolgen. 

2.5 Missbrauchspotenziale 
entlang eines typischen 
Lebenszyklus einer 
Rechtseinheit 

Risikofaktoren für Geldwäsche durch die miss-

bräuchliche Verwendung von Rechtseinheiten las-

sen sich entlang typischer Prozesse und Zustände 

im Lebenszyklus verschiedener Rechtsformen 

– von der Gründung bis zur Liquidation– struktu-

rieren. Die einzelnen Rechtsformen unterscheiden 

sich dabei in ihren rechtlichen Anforderungen, Ge-

staltungsmöglichkeiten und tatsächlichen Nut-

zungskontexten innerhalb dieser Lebensphasen. 

Ziel ist die Identifikation potenzieller, lebenspha-

senbezogener Risikofaktoren als Grundlage für die 

nachfolgende rechtsformspezifische Bewertung. 

Maßgeblich ist die Frage, unter welchen Vorausset-

zungen rechtliche oder tatsächliche Ausgestaltun-

gen geeignet sein können, Intransparenz zu be-

günstigen oder zu begrenzen. Risikoerhöhend 

wirken insbesondere solche Faktoren, die die 

Nachvollziehbarkeit von Eigentums- und Kontroll-

strukturen erschweren, die Identifizierung wirt-

schaftlich Berechtigter beeinträchtigen oder die 

Plausibilisierung von Zahlungsströmen unter Ver-

wendung scheinbar legitimer Geschäftsvorfälle er-

möglichen. Risikomindernd wirken demgegenüber 

insbesondere formalisierte Verfahren, eine regis-

tergestützte Nachvollziehbarkeit, die Einbindung 

unabhängiger Intermediäre sowie effektive Identi-

täts- und Plausibilitätsprüfungen. 

Für die Analyse ist zwischen zwei Ebenen zu unter-

scheiden: Zwischen Merkmalen, die eine Rechts-

form aus praktischen Gründen für wirtschaftliche 

Aktivitäten geeignet machen, und solchen Gestal-

tungsmöglichkeiten, die gezielt zur Herstellung o-

der Ausnutzung von Intransparenz genutzt werden 

können. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, in-

wieweit sich trotz bestehender Schutzmechanis-

men Umgehungspraktiken herausgebildet haben, 

die deren Wirkung relativieren. 

Die entlang des Lebenszyklus deutscher Rechtsein-

heiten entwickelten Phasen lassen sich teilweise 

auch auf ausländische Rechtseinheiten übertragen, 

die in Deutschland oder mit Deutschlandbezug 

eingesetzt werden. Unterschiede in den rechtlichen 

Rahmenbedingungen können dabei insbesondere 
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im Hinblick auf Transparenzanforderungen und 

Registerzugänglichkeit zu abweichenden Risi-

koprofilen führen. 

In allen Phasen ist zudem die Rolle professioneller 

Intermediäre zu berücksichtigen. Deren Dienstleis-

tungen können legitimen wirtschaftlichen Zwe-

cken dienen, bei missbräuchlicher Ausgestaltung 

jedoch bei bestimmten Rechtsformen gezielt zur 

Abschirmung wirtschaftlich Berechtigter, zur orga-

nisatorischen Entkopplung oder zur Standardisie-

rung von Verschleierungsstrukturen eingesetzt 

werden.

 

Abbildung 1: Kernschritte entlang des typischen Lebenszyklus von Rechtseinheiten

 

Die Gründung ist für sich genommen nicht risiko-

behaftet. Sie ist konstitutiver Akt für die Existenz 

einer Rechtseinheit. Sie kann jedoch als Ausgangs-

punkt für die gezielte Anlage intransparenter 

Strukturen dienen. 

In der Gründungsphase kann die Wahl einer be-

stimmten Rechtsform durch folgende Faktoren be-

einflusst werden: Schnell, kostengünstig und mit 

geringem administrativem Aufwand zu gründen 

und praktikabel im laufenden Geschäftsbetrieb. 

Diese Faktoren sind für legale Marktteilnehmer 

und für die Begehung von Geldwäsche gleicherma-

ßen relevant. Auch hierbei ist von einer Kosten-

Nutzen-Abwägung auszugehen; dabei hat sich ge-

zeigt, dass die Gründungskomplexität gegenüber 

der späteren operativen Nutzbarkeit der Rechtsein-

heit und Möglichkeit, größere Summen zu integ-

rieren, an Bedeutung verliert. 

Ein erhöhtes Risiko kann sich insbesondere dann 

ergeben, wenn bereits im Rahmen der Gründung 

gezielt Voraussetzungen für spätere Verschleierun-

gen geschaffen werden. Dies zeigt sich in der Praxis 

etwa durch: 

• die Wahl weit gefasster oder austauschba-

rer Geschäftszwecke zur späteren Legen-

dierung von Zahlungsströmen, 

• die Verwendung unzutreffender Geschäfts-

anschriften oder Sammeladressen, 

• die Einbindung von Strohpersonen als for-

male Gesellschafter oder Geschäftsführer, 

• die Einbindung ausländischer Gesellschaf-

ten zur Schaffung mehrstufiger Beteili-

gungsstrukturen. 

Solche Konstellationen können die Zuordnung 

wirtschaftlich Berechtigter von Beginn an erschwe-

ren und spätere Ermittlungen verzögern. 

Risikomindernd wirken in Deutschland insbeson-

dere notarielle Beurkundungs- und Beglaubi-

gungserfordernisse, registerrechtliche Eintragun-

gen sowie Identitätsprüfungen. Diese erhöhen die 

formale Kontrolle und erschweren die Verwen-
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dung offensichtlich falscher Identitäten oder Do-

kumente. Gleichwohl zeigt die Praxis, dass diese 

Schutzmechanismen durch den Einsatz von Stroh-

personen oder vorgeschalteten Intermediären teil-

weise umgangen werden können. 

Die Rolle professioneller Intermediäre ist in dieser 

Phase besonders relevant. Soweit Gründungspro-

zesse vollständig ausgelagert werden und Treu-

hand- oder Vertretungsstrukturen bereitgestellt 

werden, kann dies die Distanz zwischen den tat-

sächlich handelnden Personen und der Rechtsein-

heit vergrößern. Risikoerhöhend wirkt dies insbe-

sondere dann, wenn solche Dienstleistungen 

standardisiert, grenzüberschreitend und ohne ver-

tiefte Prüfung angeboten werden. 

Bei ausländischen Gründungen kann ein erhöhtes 

Risiko bestehen, wenn geringere Anforderungen an 

die Identitätsprüfung, Transparenz oder physische 

Präsenz bestehen. Dies gilt insbesondere für Grün-

dungen, die ohne persönlichen Kontakt durchge-

führt werden und bei denen die Identitätsprüfung 

auf digital übermittelten Dokumenten beruht. 

Der Erwerb oder die Übernahme von Mitglied-

schaftsrechten an bestehenden Rechtseinheiten 

kann eine Alternative zur Neugründung darstellen. 

Einerseits entfallen die Gründungshürden, ande-

rerseits können bestehende Unternehmensstruktu-

ren, einschließlich des gesellschaftsrechtlichen Sta-

tus, der Außenwirkung (Image) und des 

Bankkontos, übernommen und weitergegeben 

werden. Daneben können auch Finanzierungsin-

strumente wie Kapitalerhöhungen, Darlehen oder 

der Erwerb von Schuldverschreibungen zur Ein-

schleusung illegaler Gelder genutzt werden. 

Die Möglichkeit, die Rechtsform als Vorratsgesell-

schaft zu erwerben, kann die Verkomplizierung 

von Eigentums- und Kontrollstrukturen sowie die 

Abschirmung wirtschaftlich Berechtigter praktisch 

erleichtern. Risikoerhöhend wirkt insbesondere 

eine geringe wirtschaftliche Substanz, die Nutzung 

von Massendomiziladressen oder die Einbindung 

von „Nominees“ bzw. Treuhandvereinbarungen. 

Ein weiterer relevanter Anwendungsfall ist die mit-

telbare Übertragung von Vermögenswerten über 

gesellschaftsrechtliche Beteiligungen, etwa im Im-

mobilienbereich. Hier kann Intransparenz (insbe-

sondere durch mehrstufige Beteiligungsstrukturen) 

den Einsatz ausländischer Gesellschaften oder die 

gezielte Verwendung fiktiver wirtschaftlich Be-

rechtigter entstehen. 

Risikomindernd wirken in Deutschland insbeson-

dere notarielle Anforderungen bei Anteilsübertra-

gungen bestimmter Rechtsformen sowie die regis-

terbezogene Nachvollziehbarkeit entsprechender 

Vorgänge.  

Neben Gründung und Anteilserwerb kann die Er-

langung der tatsächlichen Kontrolle über eine 

Rechtseinheit auch ohne entsprechende formale 

Beteiligung ausgeübt werden. Dies kann von be-

sonderer Bedeutung sein, da eine Nutzung der 

Rechtseinheit möglich ist, ohne dass sie ihnen über 

eine formale Beteiligung unmittelbar zuzuordnen 

ist. 

Einfluss- und Kontrollvereinbarungen sind im 

Wirtschaftsleben üblich, insbesondere in Konzern-

strukturen. Nominee-Strukturen, Treuhandverein-

barungen oder komplexe Beteiligungs- und 

Stimmrechtsabsprachen können aber auch eine ge-

zielte Verschleierung von Vermögen erleichtern. 

Um diese zu installieren, bedarf es einer gewissen 

Flexibilität der Eigentümer- und Kontrollstruktur 

der jeweiligen Rechtsform.  

In Bezug auf die Kontrollabgabe gibt es in Deutsch-

land einen gesetzlich vorgeschriebenen Rahmen. 

Ein erhöhtes Risiko kann insbesondere dort beste-

hen, wo komplexe, mehrstufige und grenzüber-

schreitende Beteiligungsstrukturen geschaffen 

werden können, die eine klare Zuordnung wirt-

schaftlicher Berechtigter erschweren.  

Damit jedoch eine Verschleierung ermöglicht wird, 

laufen entsprechende Kontrollabgaben für Geld-

wäschezwecke unabhängig von der konkreten Aus-

gestaltung einer Gesellschaftsform hauptsächlich 

außerhalb der legal definierten Möglichkeiten ab. 

Kontrolle wird informell ausgeübt, etwa durch fak-

tischen Zugriff auf Konten, durch persönliche Ab-

hängigkeiten oder durch Druck auf eingesetzte 

Strohpersonen. Solche informellen Strukturen 

können bestehende Transparenzpflichten weitge-

hend unterlaufen und sind grundsätzlich in jeder 

Rechtsform möglich.  

Im Rahmen der laufenden Verwaltung von Rechts-

einheiten sind insbesondere Berichts- und Regis-

terpflichten sowie steuerliche Aspekte relevant. 
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Die Ausgestaltung dieser Pflichten unterscheidet 

sich je nach Rechtsform erheblich.  

Berichts- und Registerpflichten dienen der Herstel-

lung von Transparenz und können risikomindernd 

wirken, indem sie Informationen über wirtschaftli-

che Verhältnisse, Eigentums- und Kontrollstruktu-

ren sowie Vertretungsbefugnisse öffentlich zu-

gänglich machen. Je höher die Qualität und 

Verlässlichkeit dieser Informationen ist, desto ge-

ringer ist das Risiko intransparenter Strukturen. 

Für Täter sollten solche Pflichten abschreckend 

wirken. Sie können aber auch strategisch eingesetzt 

werden, um mithilfe von Strohpersonen ein plau-

sibles und formal geordnetes Erscheinungsbild zu 

erzeugen. Mithilfe konsistenter Geschäftsunterla-

gen erscheinen Geldflüsse auf den ersten Blick 

nachvollziehbar. Daneben werden Sanktionen bei 

Nichteinhaltung in Kauf genommen, etwa wenn 

Rechtseinheiten nur kurzfristig genutzt und an-

schließend aufgegeben werden. 

Ein erhöhtes Risiko kann insbesondere dort beste-

hen, wo Berichts- und Registerpflichten nur einge-

schränkt überprüft werden und Sanktionsmecha-

nismen nicht ausreichend abschrecken. Umgekehrt 

wirken in Deutschland insbesondere die Breite der 

Registerlandschaft, die Einbindung verschiedener 

Kontrollinstanzen sowie die grundsätzliche Nach-

vollziehbarkeit von Veränderungen risikomin-

dernd. Auch faktische Unterschiede in Bezug auf 

die Transparenz verschiedener Rechtsformen sind 

Grundlage der Risikobewertung.  

Die steuerliche Behandlung ist für die abstrakte Ri-

sikoanalyse von untergeordneter Bedeutung, da sie 

nicht allein von der Rechtsform abhängt. Auch die 

Intensität staatlicher Kontrollen erfolgt in der Re-

gel risikoorientiert und nicht rechtsformspezifisch. 

Externe Dienstleistungen im Bereich der Verwal-

tung können zusätzlich zur Abschirmung beitra-

gen, insbesondere wenn Buchhaltung, Kontofüh-

rung und Kommunikation vollständig ausgelagert 

werden. Dies kann die operative Distanz zwischen 

handelnder Person und Rechtseinheit weiter erhö-

hen. 

Strukturelle Veränderungen wie Umwandlungen, 

Umfirmierungen oder Sitzverlegungen dienen in 

erster Linie legitimen wirtschaftlichen Zwecken, 

können aber auch gezielt zur Verschleierung einge-

setzt werden. 

Umwandlungen sind insbesondere dann risikorele-

vant, wenn sie komplexe Vermögensbewegungen 

mit einer nach außen plausiblen wirtschaftlichen 

Begründung verbinden. In grenzüberschreitenden 

Konstellationen kann dies die Nachverfolgung von 

Vermögenswerten zusätzlich erschweren. Gleich-

zeitig wirken in Deutschland notarielle Beteiligung 

und registerbezogene Nachvollziehbarkeit risiko-

mindernd, so dass das abstrakte Risiko bei rein in-

ländischen Vorgängen begrenzt erscheint. 

Umfirmierungen und Sitzverlegungen können zur 

Verschleierung beitragen, insbesondere wenn sie 

mit weiteren Maßnahmen kombiniert werden, 

etwa der Änderung des Geschäftszwecks oder der 

Nutzung von Sammeladressen. In der Praxis kann 

eine häufige Verlagerung des Sitzes dazu führen, 

dass Zuständigkeiten wechseln und eine kontinu-

ierliche Aufsicht erschwert wird. 

Ein erhöhtes Risiko besteht insbesondere bei 

grenzüberschreitenden Sitzverlegungen in Juris-

diktionen mit geringerer Transparenz. 

Die Auflösung und Liquidation einer Rechtsein-

heit dienen grundsätzlich der geordneten Beendi-

gung ihrer Tätigkeit. Täter können diese Phase je-

doch nutzen, um Vermögenswerte unter dem 

Anschein eines ordnungsgemäßen Abwicklungs-

prozesses auszuschütten, sich gezielt Unterlagen zu 

entledigen oder nicht erreichbare Verantwortliche 

einzusetzen. In solchen Fällen wird die formale Be-

endigung der Rechtseinheit genutzt, um Verant-

wortlichkeiten zu verschleiern und Ermittlungsan-

sätze abzuschneiden. 

Risikomindernd wirken die in Deutschland beste-

henden formalen Anforderungen an die Liquida-

tion (wie z. B. die einjährige Sperrfrist bei der 

GmbH) sowie historische Registerdaten. Gleichzei-

tig zeigen Erkenntnisse aus der Praxis, dass diese 

Anforderungen durch Umgehungsstrategien un-

terlaufen werden können, etwa durch die Einschal-

tung sogenannter Firmenbestatter, falscher Gläubi-

ger oder durch die Verlagerung der Abwicklung in 

ausländische Jurisdiktionen mit geringeren Anfor-

derungen. Risikoerhöhend wirkt sich aus, wenn die 

Einhaltung des Ausschüttungsverbots während der 
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Sperrfrist in der Praxis nicht ausreichend über-

wacht wird. 

2.6 Auswirkungen 
Wenn kriminelle Erlöse erfolgreich in den legalen 

Wirtschaftskreislauf eingeschleust werden, können 

Täter von ihren Straftaten profitieren und es kann 

zu Wettbewerbsverzerrungen kommen. Das Wa-

schen der Gewinne aus Vortaten erleichtert die Fi-

nanzierung weiterer Straftaten und kann insbeson-

dere Organisierte Kriminalität und 

Wirtschaftskriminalität verstärken. Intransparente 

Vermögens- und Kontrollstrukturen können zu-

dem für weitere Delikte genutzt werden, etwa für 

Korruption, Betrug, Umwelt- oder Wettbewerbsde-

likte, teilweise auch im Zusammenhang mit 

Schwarzarbeit. Solche Entwicklungen können den 

fairen Wettbewerb beeinträchtigen, weil Unterneh-

men, die auf illegale Finanzmittel zurückgreifen, 

höhere Preise für Dienstleistungen und Vermö-

genswerte zahlen oder niedrigere Preise für eigene 

Leistungen anbieten können. In der Folge geraten 

gesetzestreu handelnde Unternehmen unter 

Druck, während zugleich das Vertrauen in die In-

tegrität einzelner Marktsegmente, Rechtsformen o-

der Berufsgruppen leiden kann.  

Diese Auswirkungen sind kein spezifisch deutsches 

Phänomen, sondern typische gesellschaftliche Fol-

gen von Geldwäsche überall dort, wo sie erfolg-

reich begangen wird. Deutschland verfügt zugleich 

über ein im internationalen Vergleich insgesamt 

stark ausgebautes System der Geldwäschepräven-

tion und -bekämpfung, das in den vergangenen 

Jahren deutlich weiterentwickelt wurde. Gleich-

wohl können sich auch hier negative Effekte mate-

rialisieren, wenn Geldwäsche gelingt – etwa durch 

Steuermindereinnahmen, Wettbewerbsverzerrun-

gen oder durch Unsicherheiten in einzelnen Märk-

ten. Die Nutzung komplexer Unternehmensstruk-

turen und ausländischer Gesellschaften können 

diese Effekte zusätzlich verstärken, weil sie die Ver-

schleierung wirtschaftlich Berechtigter erleichtern 

und damit die Aufdeckung krimineller Aktivitäten 

erschwert. In solchen Fällen kann eine missbräuch-

liche Nutzung wirtschaftlicher Strukturen den An-

schein legitimer wirtschaftlicher Tätigkeit erwe-

cken und so das Vertrauen in wirtschaftliche 

Strukturen oder Institutionen beeinträchtigen. 

Der durchschnittliche monetäre Umfang von Geld-

wäschetransaktionen unter Nutzung von Rechts-

einheiten in Deutschland lässt sich aufgrund eines 

erheblichen Dunkelfelds nicht bestimmen. Diese 

Werte aus den der FIU gemeldeten Fällen können 

lediglich Anhaltspunkte für auffällig gewordene 

Größenordnungen bieten: Bei den im Jahr 2024 ab-

gegebenen Meldungen ergibt sich für die gemelde-

ten Transaktionen ein durchschnittlicher Wert von 

rund 129.500 Euro je Meldung; bei Fällen mit Bezug 

zu OFCs liegt dieser mit etwa 176.750 Euro deutlich 

höher.  

Entscheidend für die Bewertung einer Transaktion 

ist insbesondere, ob ihre Höhe im Verhältnis zur 

üblichen Geschäftstätigkeit und zum Marktumfeld 

des konkreten Unternehmens plausibel erscheint. 

Dabei zeigen sich je nach Rechtsform unterschied-

liche generelle Tendenzen: Kapitalgesellschaften 

sowie auch Personenhandelsgesellschaften wie 

OHG oder KG werden regelmäßig von mittelstän-

dischen oder größeren Unternehmen genutzt, bei 

denen auch höhere Transaktionsvolumina üblich 

und erklärbar sind. Demgegenüber sind bei klein-

teiligeren Strukturen, etwa bei Kleingewerbetrei-

benden bzw. GbR, die Möglichkeiten zur unauffäl-

ligen Abwicklung größerer Beträge typischerweise 

begrenzt, weil sie die Schwelle zur Einstufung als 

Handelsgewerbe mit den damit einhergehenden 

Pflichten nicht überschreiten dürfen. Gleichwohl 

bleibt die Einordnung stets einzelfallabhängig. 

2.7 Anfälligkeiten und 
mitigierende Faktoren 

2.7.1 Gesellschaftsrechtlicher Rahmen 
Deutschland verfügt über einen robusten gesell-

schaftsrechtlichen und regulatorischen Rahmen, 

um potenziellen Risiken der Geldwäsche durch 

Rechtseinheiten effektiv zu begegnen. Dieser Rah-

men ist im europäischen Kontext zu betrachten, in 

dem sich die verschiedenen Gesellschaftsformen 

aufgrund des Wettbewerbs der Jurisdiktionen, 

nicht zuletzt wegen der Rechtsprechung des EuGH, 

und der geldwäscherechtlichen Vorgaben der EU 

weitestgehend angeglichen haben. Die Formvor-

schriften bei der Gründung, die strengen Berichts- 

und Registerpflichten sowie die Kontrollstrukturen 

entfalten eine starke abschreckende Wirkung und 



Legal Persons and Legal Arrangements    Sektorspezifische Risikobewertung 

16 

tragen zur Glaubwürdigkeit deutscher Rechtsein-

heiten im internationalen Geschäftsverkehr bei. Sie 

führen auch dazu, dass Rechtseinheiten und damit 

verbundene Dienstleistungen kein „Exportmodell“ 

für im Ausland begangene Geldwäsche sind. 

Das Handelsregister ist zum Zweck des Verkehrs-

schutzes mit öffentlichem Glauben ausgestattet. 

Diese Publizitätswirkung und das Vertrauen des 

Rechts- und Wirtschaftsverkehrs in die Richtigkeit 

des Handelsregisters erfordern eine besondere Ver-

lässlichkeit und Sicherheit der Handelsregisterein-

tragungen. Zentrale Voraussetzung für die Qualität 

des Handelsregisters ist, dass die anmeldenden Per-

sonen sicher identifiziert werden. Diese Identifika-

tion wird durch die notarielle Beglaubigung der 

Anmeldung sichergestellt.  

Die Einreichung der Anmeldung zum Registerge-

richt erfolgt im Wege des elektronischen Rechts-

verkehrs unter Mitwirkung einer Notarin oder ei-

nes Notars. Bereits seit 2007 erfolgt die 

elektronische Bereitstellung der Anmeldedaten in 

strukturierter Form durch das Notariat. Es handelt 

sich um einen etablierten und sicheren digitalen 

Kommunikationsweg, der eine schnelle Weiterver-

arbeitung durch die Registergerichte gewährleistet. 

Die strukturierten Daten aus dem Notariat können 

so in das Register übernommen werden. Zuvor 

wird die Anmeldung notariell auf Eintragungsfä-

higkeit geprüft. 

Dennoch werden deutsche Rechtseinheiten gerade 

aufgrund ihrer Vertrauenswürdigkeit und positi-

ven Außenwirkung für Zwecke der Geldwäsche ge-

nutzt. 

Auf strukturelle Risiken ausländischer Rechtsein-

heiten hat der nationale Rechtsrahmen nur be-

grenzten Einfluss, da diese maßgeblich durch die 

jeweiligen ausländischen Rechtsordnungen geprägt 

werden. Gleichwohl bestehen wirksame Anknüp-

fungspunkte zur Risikobegrenzung, sobald auslän-

dische Rechtseinheiten in Deutschland wirtschaft-

lich tätig werden. Dann unterliegen sie hinsichtlich 

öffentlich-rechtlicher Vorgaben grundsätzlich den-

selben formalen Anforderungen. Hierzu zählen 

insbesondere die Pflicht zur Gewerbeanmeldung, 

die Eintragung in das Handelsregister bei Vorliegen 

einer Zweigniederlassung, die steuerliche Registrie-

rung beim zuständigen Finanzamt sowie – bei Im-

mobilieneigentum in Deutschland – die Mitteilung 

der wirtschaftlich Berechtigten an das Transpa-

renzregister. Diese Maßnahmen entfalten eine prä-

ventive Wirkung und schaffen wichtige Anknüp-

fungspunkte für Transparenz und Kontrolle.  

2.7.2 Transparenz über Rechtseinheiten 
und wirtschaftlich Berechtigte 

Mechanismen zur Abwehr von Geldwäsche lassen 

sich auf verschiedenen Ebenen verorten: Auf Ebene 

der Verpflichteten und Aufsichtsbehörden, der FIU 

sowie der Strafverfolgung und der Nachrichten-

dienste. Daneben spielen auch investigative Re-

cherchen eine wichtige Rolle. Für alle Beteiligten 

ist es essenziell, zur Ausübung ihrer Aufgabe neben 

ausreichendem Risikobewusstsein und Ressourcen 

auf geeignete Daten zurückgreifen zu können, um 

die Personen identifizieren zu können, die letztlich 

die Rechtseinheiten kontrollieren oder in deren Ei-

gentum sie stehen. 

Zur Herstellung von Transparenz gibt es in 

Deutschland als Informationsquelle verschiedene 

Register (z. B. Handelsregister, Unternehmensregis-

ter, Transparenzregister etc.). Die Registerland-

schaft schafft durch die verpflichtende, öffentlich 

einsehbare und z. T. rechtlich geprüfte Offenlegung 

zentraler Unternehmensdaten eine verlässliche 

Transparenz über Existenz, Vertretungsverhält-

nisse und Haftungsstrukturen von Rechtseinheiten 

und bietet damit ein sehr hohes Maß an Rechtssi-

cherheit und Vertrauen für Geschäftspartner, In-

vestoren und Behörden; vgl. die nachfolgende 

Übersicht. 
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Abbildung 2: Übersicht über die deutsche Registerlandschaft 

 

Steckbrief: Transparenzregister 

Das Transparenzregister ist die offizielle Platt-

form der Bundesrepublik Deutschland für Daten 

zu wirtschaftlich Berechtigten bestimmter Ver-

einigungen und sonstiger Rechtsgestaltungen. Es 

wurde 2017 eingerichtet, um die Transparenz 

über die tatsächlichen Eigentümer von Rechts-

einheiten zu erhöhen und damit dem Miss-

brauch dieser Rechtseinheiten zum Zweck der 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ent-

gegenzuwirken. Das Transparenzregister bietet 

verschiedene Abrufmöglichkeiten und Inhalte, 

die die Ermittlungen und Recherchen zu Eigen-

tümer- und Kontrollstrukturen erheblich er-

leichtern. 

                                                                 
 

23 Wirtschaftlich Berechtigte im gegenständlichen Sinne 
sind vereinfacht gesagt Menschen, die aufgrund gesell-
schaftsrechtlicher oder faktischer Umstände letztlich als Ei-
gentümer einer Rechtseinheit anzusehen sind. Es können 
auch Personen sein, die maßgeblichen Einfluss auf diese 
nehmen und dementsprechend als „Hintermänner“ der 
vordergründig handelnden Personen auch die geschäftli-
chen Beziehungen massiv beeinflussen. In anderen Fällen 
sind es Menschen, auf deren Veranlassung eine Transaktion 
durchgeführt oder eine Geschäftsbeziehung begründet 
wird. Durch die Gleichstellung von „Kontrolle“ und „Veran-
lassung“ wird der deutsche Gesetzgeber dem Verständnis 

Inhalte und Abrufmöglichkeiten  

Ein besonderer Nutzen liegt in den folgenden 

besonderen Inhalten und Abrufmöglichkeiten:  

Wirtschaftlich Berechtigte23 

Das Transparenzregister macht die natürlichen 

Personen sichtbar, in deren Eigentum oder unter 

deren Kontrolle eine Rechtseinheit letztlich 

steht – etwas, das aus dem Handelsregister oder 

ähnlichen Quellen jedenfalls nicht immer auf 

den ersten Blick eindeutig erkennbar ist. Denn 

insbesondere Einfluss und Kontrolle können 

auch über indirekte oder mehrstufige Beteili-

gungen erfolgen. Zudem stimmen Stimmrechte 

nicht immer mit Kapitalanteilen überein, und es 

kann vertragliche Absprachen geben, die nicht 

in den öffentlichen Registern erscheinen. Gerade 

der FATF gerecht, wonach sich die maßgebliche (letztliche) 
Einflussnahme nicht mit der rechtlich vorgesehenen Rolle 
einer Person decken muss (vgl. FATF Concealment of Be-
neficial Ownership, Juli 2018, S. 16 f.). Hiermit werden auch 
solche Personen erfasst, die (zur Verschleierung) andere 
Personen zwischen sich und die Rechtseinheit schalten oder 
andere undurchsichtige Strukturen errichten, letztlich aber 
die tatsächliche Kontrolle behalten. Vgl. dazu im Einzelnen: 
Bundesverwaltungsamt, Transparenzregister: Fragen und 
Antworten zum GwG, Stand: 5. Mai 2023, S. 10 ff.; Bafin, 
Auslegungs- und Anwendungshinweise zum GwG, Stand: 
Juli 2025.  

Gemeinsames Registerportal 
der Länder

• Handelsregister

• Genossenschaftsregister

• Vereinsregister

• Partnerschaftsregister

• Gesellschaftsregister (seit 
2024)

• Stiftungsregister (ab 2028)

Unternehmensregister

• Jahresabschlüsse (Bilanz, 
Gewinn- und 
Verlustrechnung etc.)

• Kapitalmarktinformationen 
(börsenrechtliche 
Mitteilungen, 
Stimmrechtsmitteilungen)

• Bekanntmachungen (z. B. aus 
dem Bundesanzeiger)

Transparenzregister

• Angaben zu wirtschaftlich 
Berechtigten

• Personendaten (Name, 
Geburtsdatum, Wohnort)

• Art und Umfang der 
Beteiligung/Kontrolle

• Eigentümer- und 
Strukturübersichten

• Verknüpfte Immobiliendaten

Automatische Datenübertragung 

Direkter Zugriff Verlinkung 
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in solchen Fällen schafft das Transparenzregister 

eine zusätzliche Klarheit über die tatsächlichen 

Machtverhältnisse innerhalb von Unterneh-

mensstrukturen. 

Mit Anwendbarkeit der EU-Geldwäscheverord-

nung ab dem 10. Juli 2027 gelten neue Bestim-

mungen zum künftig so genannten „wirtschaft-

lichen Eigentümer“, die eine EU-weit 

einheitliche Berechnungsmethodik zugrunde le-

gen. Auch die Fallgruppe der „Kontrolle auf 

sonstige Weise“ wird unionsweit umfassend 

überarbeitet und vereinheitlicht. 

Immobilieneigentum 

Über das Transparenzregister sind Angaben zu 

Immobilieneigentum von Rechtseinheiten zu-

gänglich, die auch bei Umfirmierungen, Ver-

schmelzungen und anderen gesellschaftsrechtli-

chen Veränderungen nachvollziehbar bleiben.  

Im Transparenzregister kann bundesweit ge-

sucht werden, was bislang im Grundbuchwesen 

sehr aufwändig ist. Zudem kann ermittelt wer-

den, welche wirtschaftlich Berechtigten hinter 

den unmittelbar im Grundbuch eingetragenen 

Rechtseinheiten stehen. 

Ausländische Rechtseinheiten mit Immobilien-

eigentum 

Zudem kommt es in bestimmten, risikobehafte-

ten Konstellationen wie bei einem Erwerb oder 

Bestand von Immobilieneigentum auch auf die 

wirtschaftlich Berechtigten von Rechtseinheiten 

mit Sitz im Ausland an – eine Gruppe, die nur 

das Transparenzregister erfasst. 

Historische Daten 

Wegen der einheitlichen und kontinuierlichen 

Rechtseinheitsnummer (EKRN) bleiben im Ge-

gensatz zu anderen Registern Daten zu einer 

Rechtseinheit trotz Veränderungen bspw. in Be-

zug auf den Sitz oder die Firma sichtbar, da Ein-

tragungen über diese Veränderungen hinweg 

beauskunftet werden. Dadurch entsteht eine 

chronologische Datensammlung zu den wirt-

schaftlich Berechtigten über den gesamten Le-

benszyklus einer Rechtseinheit. 

Differenzierte Beauskunftung 

Die Daten im Transparenzregister unterliegen 

einem abgestuften Einsichtnahmekonzept: Der 

beauskunftete Datenumfang unterscheidet sich 

nach Berechtigungsgruppen. Dies dient der 

Wahrung der Verhältnismäßigkeit und dem 

Schutz der informationellen Selbstbestimmung 

der wirtschaftlich Berechtigten. Mitglieder der 

Öffentlichkeit müssen für den Datenzugriff 

– anders als Behörden und Verpflichtete - ihren 

Antrag auf Einsichtnahme begründen und ein 

berechtigtes Interesse darlegen. Bei Vorliegen ei-

nes schutzwürdigen Interesses können Be-

schränkungsanträge gestellt werden. 

Einsichtnahmeschnittstelle 

Behörden und privilegierten Verpflichteten (be-

stimmte Institute aus dem Finanzsektor und No-

tarinnen und Notare) steht neben der herkömm-

lichen Einsicht über die Internetseite des 

Transparenzregisters auch der Zugang zur auto-

matisierten Einsichtnahme zur Verfügung. Das 

Transparenzregister kann direkt in Fachanwen-

dungen eingebunden und die erhaltenen ma-

schinenlesbaren Daten automatisiert weiterver-

arbeitet werden, ohne dass jedes Mal die 

Berechtigung nachgewiesen werden muss. 

Erweiterter Datenpool und Rückwärtssuche 

Für Behörden liegt ein weiterer Mehrwert in 

dem erweiterten Datenpool, der (bei überprüften 

Vereinigungen) auch Eigentums- und Kontroll-

strukturübersichten umfasst. Zudem können 

ausgewählte Behörden über eine spezielle IT-

Schnittstelle ermitteln, bei welchen Rechtsein-

heiten eine bestimmte natürliche Person wirt-

schaftlich Berechtigter war oder ist (sog. Rück-

wärtssuche anhand einer natürlichen Person). 

Ebenso ist es möglich, zu ermitteln, welcher 

Rechtseinheit eine bestimmte Immobilie zuzu-

ordnen ist. 

Verknüpfung der Transparenzregister in der EU 

Das BORIS-Vorhaben (Beneficial Ownership Re-

gisters Interconnection System) ist eine Initia-

tive zur Verknüpfung nationaler Transparenzre-

gister der EU-Mitgliedstaaten für berechtigte 

Nutzerinnen und Nutzer. Das Transparenzregis-

ter ist bereits technisch an BORIS angebunden 

und kann genutzt werden.
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Mechanismus des Transparenzregisters 

Der Nutzen des Transparenzregisters entsteht 

durch das Zusammenspiel mehrerer Stellen, die 

gemeinsam Transparenz schaffen und sichern.  

Eintragungspflichtige Rechtseinheiten 

Zu fast allen Rechtseinheiten liegt durch die 

Übertragung von Indexdaten anderer Register 

ein Datensatz im Transparenzregister vor. Für 

die Eintragung und Aktualisierung ihrer wirt-

schaftlich Berechtigten sind aber grundsätzlich 

die Rechtseinheiten selbst verantwortlich.  

Besonderheit: Eingetragene Vereine haben meist 

keine tatsächlichen wirtschaftlich Berechtigten. 

Daher werden Vorstandsmitglieder bislang auto-

matisch als fiktive Berechtigte erfasst – es sei 

denn, der Verein teilt selbst einen tatsächlichen 

wirtschaftlich Berechtigten mit.  

Geldwäscherechtlich Verpflichtete  

Verpflichtete übernehmen eine zentrale Kon-

trollfunktion: 

• Identifizierung von Vertragspartnern 
und wirtschaftlich Berechtigten (KYC) 

• Abgleich mit Registerdaten 

• Meldung von Unstimmigkeiten 

Sie tragen wesentlich zur Qualität der Daten bei 

und unterstützen ihre Vertragspartner teilweise 

auch beratend. 

Aufsichtsbehörden 

Aufsichtsbehörden und Kammern überwachen 

die Verpflichteten und fördern die Systemfunk-

tion durch: 

• Kontrolle 

• Information und Beratung 

• Sensibilisierung 

Ihre Rolle gewinnt durch verschärfte EU-Vorga-

ben weiter an Bedeutung. 

Behörden und registerführende Stelle 

Behörden stellen die wichtigste Zielgruppe des 

Registers insbesondere zur Bekämpfung von 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung dar 

und wirken ebenfalls an der Qualitätssicherung 

mit (z. B. durch Unstimmigkeitsmeldungen). 

Die registerführende Stelle: 

• betreibt und entwickelt die Plattform 

• prüft Meldungen 

• leitet ggf. Verfahren ein 

Das Bundesverwaltungsamt (BVA) verfolgt Ord-

nungswidrigkeiten und kann Geldbußen ver-

hängen. 

Zentrale Dynamik 

 

Die Qualität des Registers hängt maßgeblich von 

seiner tatsächlichen Nutzung und Informatio-

nen zu Unstimmigkeiten durch Verpflichtete 

und Behörden ab. 

Gleichzeitig ist die Nutzungsbereitschaft davon 

abhängig, dass die Daten verlässlich sind und ei-

nen Mehrwert bieten. 

Auch die Eintragungsbereitschaft der Rechtsein-

heiten wird durch die Akzeptanz des Systems be-

einflusst – trotz gesetzlicher Pflicht, da ihnen 

kein direkter eigener Vorteil entsteht.  

Die Akzeptanz des Registers kann also letztlich 

die Qualität sichern und andersherum. 

Das Transparenzregister hat das Potenzial, Ermitt-

lungen und Recherchen zu Eigentümer- und Kon-

trollstrukturen als zentrale Informationsquelle we-

sentlich zu erleichtern. Es kann 

Markteintrittshürden für den Missbrauch von 

Rechtseinheiten schaffen, indem Verpflichtete und 

andere Gatekeeper ihre Daten mit den Inhalten ab-

gleichen, und so insgesamt die Risiken für Geldwä-

sche effektiv senken. Voraussetzung dafür ist je-

doch ein hoher Füllgrad und die Aktualität der 

Daten, die nur durch eine konsequente Erhebung 

und Beauskunftung der wirtschaftlich Berechtigten 

erreicht werden können. Erst dann lassen sich auf-
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fällige oder unvollständige Strukturen gezielt iden-

tifizieren – sowohl durch staatliche als auch private 

Stellen. 

In der Praxis zeigt sich, dass eintragungspflichtige 

Rechtseinheiten noch umfassender und präziser 

darüber informiert sein müssen, welche Anforde-

rungen an sie gestellt werden und welchem Zweck 

die Transparenzpflichten dienen. Mit zunehmen-

dem Füllgrad des Registers rückt zudem die Aktua-

lisierung bestehender Einträge stärker in den Fo-

kus. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund 

relevant, dass die EU-Geldwäscheverordnung (Ver-

ordnung (EU) 2024/1624 (im Folgenden: „EU-Geld-

wäscheverordnung“) die Melde- und Aktualisie-

rungspflichten auch für bereits eingetragene 

Rechtseinheiten ab 10. Juli 2027 erweitert. Gleich-

zeitig müssen staatliche Stellen die Einhaltung der 

Pflichten konsequent durchsetzen und die Voll-

ständigkeit und Richtigkeit der Eintragungen (zu-

künftig auch systematisch) prüfen. 

Auch Verpflichtete und Behörden, gerade im re-

pressiven Bereich der Geldwäschebekämpfung, 

sollten noch stärker über die Inhalte, technischen 

Funktionen und ihre Rolle bei der Qualitätssiche-

rung des Registers aufgeklärt werden. Viele der in 

der Vergangenheit geäußerten Kritikpunkte wur-

den bereits durch Weiterentwicklungen behoben.  

2.7.3 Strafrechtliche Verfolgung 
Wirksame Ermittlungsinstrumente wie das Kon-

tenabrufverfahren und Austauschmöglichkeiten 

mit der Finanzverwaltung stehen zur Verfügung, 

um ein vollständiges Bild und Ansatzpunkte für 

weiterführende Ermittlungen zu erhalten.  

Gemeinsame Finanzermittlungsgruppen von Poli-

zei und Zoll (GFGen) sowie weitere Kooperations-

formen wie die Zentralstelle Geldwäschebekämp-

fung und Vermögensabschöpfung (ZGV) in Bayern 

oder das Landesamt zur Bekämpfung von Finanz-

kriminalität des Landes Nordrhein-Westfalen (LBF 

NRW) haben sich bewährt. Sie sind Erfolgsprojekte 

und internationales Vorbild im Bereich der Geld-

wäschebekämpfung. Ein wichtiges und gut funkti-

onierendes Instrument im Bereich Ermittlungen ist 

zudem der innerdeutsche Informationsaustausch 

zwischen Behörden. 

Speziell für komplexe und grenzüberschreitende 

Geldwäsche, die nahezu immer unter Nutzung von 

Rechtseinheiten begangen wird, sind ausreichende 

personellen Ressourcen und die Zusammenarbeits-

formate im Ermittlungsbereich auf Landes- und 

Bundesebene erforderlich, um die Fälle vollständig 

ausermitteln und Elemente größerer Schemata 

miteinander in Zusammenhang bringen zu kön-

nen. Daneben sind zügige Ermittlungen insbeson-

dere bei grenzüberschreitenden Ermittlungen er-

forderlich. Nachteilhaft kann sich zudem 

auswirken, wenn Ermittlungen zuständigkeitshal-

ber dezentral zu jeder gemeldeten Rechtseinheit 

einzeln geführt werden. Datenbanken verschiede-

ner Behörden sind noch unzureichend technisch 

verknüpft und ermöglichen oft keine automatisier-

ten Abgleiche.  

Nicht zuletzt hängt die wirksame Bekämpfung von 

Geldwäsche mittels Verschleierung durch Rechts-

einheiten auch von einer effektiven Vermögensab-

schöpfung ab. So ermöglichen insbesondere die 

Einziehungsvorschriften des StGB die Abschöp-

fung unrechtmäßiger Gewinne auch bei juristi-

schen Personen, und Verbandsgeldbußen nach 

dem OWiG sollen den wirtschaftlichen Vorteil, den 

der Verband aus der Tat gezogen hat, übersteigen. 

Einziehungen und Verbandsgeldbußen verhindern 

damit, dass Rechtseinheiten als „Schutzschicht“ für 

illegale Gewinne dienen, und prominente Fälle zei-

gen die Reichweite dieser Instrumente; jedoch 

kann ihr Potenzial durch häufigere Nutzung mit 

weiterer Sensibilisierung und Schulung der Behör-

den bzw. zuständigen Personen über die Anwen-

dungsmöglichkeiten noch gesteigert werden. 

2.7.4 Präventionsmaßnahmen 
Risikomindernd wirkt, dass zahlreiche Meldungen 

von Verpflichteten zu in verdächtige Transaktio-

nen eingebundenen Unternehmen erstattet und 

von der FIU an die Strafverfolgungsbehörden wei-

tergeleitet werden. Auch wenn in der betrachteten 

Stichprobe nur vereinzelt Sachverhalte mit kom-

plexen oder grenzüberschreitenden Eigentums- 

bzw. Kontrollstrukturen gemeldet wurden, so lie-

fern diese nach Rückmeldung der Arbeitsgruppe 

häufig entscheidende Anhaltspunkte für die Einlei-

tung von Ermittlungen oder für bereits laufende 

Ermittlungsverfahren.  

Insbesondere Risikomanagementsysteme im Fi-

nanzsektor und die strenge Beaufsichtigung tragen 
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zur Eindämmung der von Rechtseinheiten ausge-

henden Risiken bei.  

In Ergänzung übernehmen v. a. Notarinnen und 

Notare als Verpflichtete eine wichtige Gatekeeper-

Funktion, da sie an entscheidenden Stellen im Rah-

men des Lebenszyklus von Rechtseinheiten invol-

viert werden müssen und ein sachnahes Risikover-

ständnis aufweisen. Ihre wichtige Funktion 

bedeutet jedoch zugleich, dass mangelndes Risiko-

bewusstsein oder sogar Gleichgültigkeit von Ein-

zelpersonen im notariellen Bereich erheblichen 

Schaden anrichten können. Auch der Wirtschafts-

prüfung, der Steuerberatung und der Rechtsan-

waltschaft kommt diesbezüglich eine wichtige 

Funktion zu. Zu berücksichtigen ist jedoch ihre 

Verschwiegenheitspflicht – insbesondere mit Blick 

auf die geldwäscherechtliche Meldepflicht, die nur 

besteht, wenn der Verpflichtete weiß, dass der Ver-

tragspartner die Rechtsberatung oder Prozessver-

tretung für den Zweck der Geldwäsche, der Terro-

rismusfinanzierung oder einer anderen Straftat 

genutzt hat oder nutzt (§ 43 Abs. 2 S. 2 GwG, Art. 70 

Abs. 2 Unterabs. 2 Buchst. c) der EU-Geldwäsche-

verordnung) sowie bei Sachverhalten mit Immobi-

lienbezug nach der GwGMeldV-Immobilien.  

Neben den genannten Verpflichteten gibt es wei-

tere Institutionen, die eine „Gatekeeper“-Rolle bei 

der Prävention einnehmen. Die registerführenden 

Stellen (inklusive der Grundbuchämter) und auch 

die Gewerbe- und Finanzämter kommen an ent-

scheidenden Stellen mit deutschen und ausländi-

schen Rechtseinheiten und den sie vertretenden 

Personen sowie den Identifikations- und Ge-

schäftsunterlagen in Kontakt. Auch auf ihr effekti-

ves Risikomanagement kommt es folglich an. 

2.7.5 Investigativer Journalismus 
Investigative Recherchen tragen dazu bei, Struktu-

ren aufzudecken und das Bild über die Risikolage 

zu vervollständigen. 

Im Zuge der Daten Leaks aus sogenannten Steuer-

oasen24 wurde deutlich, dass Verschleierungsprak-

tiken unter Verwendung von Rechtseinheiten be-

reits vielfach auch mit Bezügen zu Deutschland 

Verwendung finden. Hierbei sind vor allem die so-

genannten Panama Papers hervorzuheben.  

 

                                                                 
 

24 Vgl. v. a. https://offshoreleaks.icij.org/ - eine Datenbank, 
welche das International Consortium of Investigative Jour-
nalists (ICIJ) zur freien Recherche veröffentlicht hat. Darin 

sind mehr als 785.000 Offshore-Firmen, Stiftungen und 
Trusts aus den Panama Papers, den Offshore Leaks, den Ba-
hamas Leaks und den Paradise Papers enthalten. 

https://offshoreleaks.icij.org/
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3 Risikolage Geldwäsche: 
Rechtseinheiten nach deutschem Recht

3.1 Überblick über die 
deutschen Rechtsformen 

 

Abbildung 3: Arten von untersuchten privatrechtlichen Vereinigungen 

PRIVATRECHTLICHE
VEREINIGUNGEN

(Deutschland)

Juristische 
Personen

Eigenschaften: Zusammenschluss von 
Personen, eigene Rechtspersönlichkeit, 

Träger eigener Rechte und Pflichten

Kapitalgesellschaften

Gesellschaft mit 
beschränkter 

Haftung (GmbH)

Aktiengesellschaft 
(AG)

Societas Europaea 
(SE)

Eingetragener Verein (e. V.)

Rechtsfähige Stiftung des Privatrechts

Eingetragene Genossenschaft (eG)

Personen-
gesellschaften

Eigenschaften: Zusammenschluss von mind. 
zwei Rechtsträgern, keine eigene juristische 
Persönlichkeit, können Träger von Rechten 

und Pflichten sein

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR)

Offene Handelsgesellschaft (OHG)

Kommanditgesellschaft (KG)

Partnerschaftsgesellschaft (PartG)

Panama Papers 

Die sogenannten Panama Papers  sind mit mehr als 41 Mio. Dokumenten und einer Größe von 2,6 Tera-

byte das größte Daten Leak der Geschichte. Es betraf den panamaischen Dienstleister Mossack Fonseca, 

welcher seit Ende der 70er-Jahre auf die Gründung von Gesellschaften in Offshore Regionen spezialisiert 

war, wobei der Höhepunkt der Tätigkeit im Jahr 2005 lag. Die Daten beinhalteten u. a. interne E-Mails, 

Dokumente aus dem Kundenbestand, Informationen zu Kundengesprächen, Kontoumsätze und Grün-

dungsunterlagen. Das Geschäftsmodell umfasste zahlreiche Dienstleistungen von der Gründung von 

Gesellschaften über die Verwaltung von Konten, der Stellung von Strohpersonen bis zur Verwaltung des 

Gesamtportfolios. Mossack Fonseca unterstützte rund 14.000 Kunden bei der Gründung von 

270.000 Briefkastenfirmen in 21 Offshore Regionen. Mossack Fonseca übernahm die Kommunikation 

mit allen Beteiligten, auch mit den Banken und Steuerbehörden. Der Fokus lag darauf, durch Zwischen-

schaltung weiterer Rechtseinheiten im Ausland und durch Verschleierung des wirtschaftlich Berechtig-

ten die Steuerlast zu reduzieren bzw. zu umgehen. Die Auswertung und Aufbereitung der Daten (tech-

nisch und organisatorisch) erfolgte in Deutschland in einer gemeinsamen Ermittlungsgruppe bestehend 

aus dem Bundeskriminalamt (BKA) und Steuerbehörden, im Verlauf der Analyse auch unter Einsatz von 

künstlicher Intelligenz.  

Die operative strafrechtliche Auswertung hatte zahlreiche Bezüge zu Deutschland und auch Sachver-

halte aufgedeckt, wegen derer Strafverfahren wegen Geldwäsche eingeleitet wurden. 



Legal Persons and Legal Arrangements    Sektorspezifische Risikobewertung 

23 

Die Auswertung der verschiedenen Register in 

Deutschland (Stand 1. Juni 2026) zeigt, dass es 

2,79 Mio. registrierte Rechtseinheiten gibt, die die 

Eigenschaft einer juristischen Person des Privat-

rechts oder eingetragenen Personengesellschaft 

aufweisen (für einen Überblick über die unter-

schiedlichen Rechtsformen und ihre Gesamtvertei-

lung siehe Abbildung 3 und Abbildung 4 sowie Ab-

bildung 8).25  

Bei der Risikobewertung ist die allgemeine Vertei-

lung der verschiedenen Rechtsformen in Deutsch-

land zu beachten. Die Rechtseinheiten verteilen 

sich im Wesentlichen auf drei dominante Rechts-

formen: Die GmbH macht mit 59,9 Prozent den mit 

Abstand größten Teil der Grundgesamtheit aus. Es 

folgt mit 22,7 Prozent der ebenfalls relativ stark 

vertretene e. V. und mit 11,2 Prozent die KG, davon 

die meisten in Form der GmbH & Co. KG. Nach der 

eGbR mit 3,3 Prozent machen alle anderen Rechts-

formen jeweils weniger als 1 Prozent der Gesamt-

zahl aus, was die Dominanz der drei meistvertrete-

nen Rechtsformen deutlich betont. 

Rechtseinheiten unterliegen besonderen gesetzli-

chen Regelungen, wobei für Personengesellschaf-

ten in weit größerem Umfang Vertragsfreiheit an-

erkannt ist. Die einschlägigen nationalen 

Rechtsvorschriften werden – wie nahezu das ge-

samte aktuelle Bundesrecht – durch das BMJV und 

das Bundesamt für Justiz (BfJ) für interessierte Bür-

gerinnen und Bürger kostenlos im Internet 

(www.gesetze-im-internet.de) bereitgestellt. Sie 

können in ihrer jeweils geltenden Fassung abgeru-

fen werden und werden durch die Dokumentati-

onsstelle im BfJ fortlaufend konsolidiert. Viele der 

für die Gründung und Verwaltung der einzelnen 

Rechtsformen relevanten Gesetze sind auf der zu-

vor genannten Webseite zudem in englischer Spra-

che verfügbar. Die Bestimmungen zu europäischen 

Rechtsformen, z. B. die Europäische Aktiengesell-

schaft (SE), sind unter www.eur-lex.europa.eu in al-

len Sprachen der Europäischen Union kostenlos 

verfügbar. 

Da das deutsche Recht das Rechtsinstitut des Trusts 

nicht kennt, sieht es keine Bestimmungen für de-

ren Errichtung oder Unterhaltung vor. Wenn ein 

nach ausländischem Recht errichteter Trust in 

Deutschland verwaltet wird, unterliegen die 

schuldrechtlichen Rechtsbeziehungen zwischen 

den am Trust beteiligten Personen dem Recht, 

nach dem der Trust gegründet wurde. Rechtsge-

staltungen, die vergleichbare Strukturen wie ein 

Express Trust aufweisen und in Einzelfällen ver-

gleichbare Rechtswirkungen erzielen können (z. B. 

nach derzeitiger Rechtslage die nicht rechtsfähigen 

Stiftungen), beruhen auf vertraglichen Vereinba-

rungen; vgl. die begriffliche Einführung und Be-

handlung in Kapitel 3.8. 

Im europäischen Raum unterliegen die verschiede-

nen Gesellschaftsformen aufgrund einer rigiden 

Rechtsprechung des EuGH, nach der in einem Mit-

gliedstaat gegründete Gesellschaften in den ande-

ren Mitgliedstaaten in der Rechtsform des Grün-

dungslandes anerkannt werden müssen, einem 

hohen Wettbewerb. Durch Teilvereinheitlichung 

des Gesellschaftsrechts in EU-Rechtsinstrumenten 

wurden bestimmte Anforderungen an die Kapital-

gesellschaftsrechtsformen angeglichen. Dennoch 

besteht ein weiter Spielraum für die Rechtsordnun-

gen der Mitgliedstaaten. 

  

                                                                 
 

25 In Deutschland existieren darüber hinaus weitere 
Rechtsformen, jedoch stellen diese überwiegend Abwand-
lungen der untersuchten Rechtsformen dar, weshalb sich 
die Risikobewertung übertragen lässt. Juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sowie einige Sonderformen wur-
den in dieser Analyse hingegen nicht berücksichtigt, da sie 

nicht als risikobehaftet eingestuft werden. Juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts entstehen durch Hoheits-
akt, sind rechtlich gebunden und staatlich kontrolliert, so-
dass eine missbräuchliche Nutzung – auch mangels 
praktischer Anhaltspunkte – kaum vorstellbar ist. 
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Rechtsform 
Rechts-
grundlage 

Leitprinzip Typische Rolle Mindestkapital Haftung 

GmbH GmbHG Kapitalgesellschaft mit 
eigener Rechtspersön-
lichkeit 

Standardrechtsform 
für KMU, Hol-
dingstrukturen 

25.000 € Beschränkt auf Ge-
sellschaftsvermögen 

UG  
(haftungs-
beschränkt) 

§ 5a GmbHG Sonderform der GmbH 
mit reduziertem Start-
kapital 

Niedrigschwellige 
Unternehmens-
gründung 

ab 1 € Beschränkt auf Ge-
sellschaftsvermögen 

AG Aktiengesetz 
(AktG) 

Kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaft mit 
strenger Organstruktur 

Große Unterneh-
men, Börsengesell-
schaften 

50.000 € Beschränkt auf Ge-
sellschaftsvermögen 

SE VO (EG) 
2157/2001, 
SEAG 

Europäische Kapitalge-
sellschaft 

Internationale Kon-
zernstrukturen 

120.000 € Beschränkt auf Ge-
sellschaftsvermögen 

GbR §§ 705 ff. BGB Personengesellschaft 
mit persönlicher Zu-
sammenarbeit 

Freiberufler, Ar-
beitsgemeinschaf-
ten, Kleingewerbe 

Kein Mindestkapital Persönliche und ge-
samtschuldnerische 
Haftung 

OHG §§ 105 ff. 
HGB 

Personengesellschaft 
für Handelsgewerbe 

Mittelständische 
Unternehmen 

Kein Mindestkapital Persönliche und ge-
samtschuldnerische 
Haftung 

KG §§ 161 ff. 
HGB 

Trennung zwischen Ge-
schäftsführung und Ka-
pitalbeteiligung 

Investitions- und 
Familienunterneh-
men 

Kein Mindestkapital Komplementär unbe-
schränkt, Kommandi-
tist beschränkt 

Verein (e. V.) §§ 21 ff. BGB Zusammenschluss von 
Mitgliedern zu ideellen 
Zwecken 

Gemeinnützige Or-
ganisationen 

Kein Mindestkapital Beschränkt auf Ver-
einsvermögen 

Stiftung §§ 80 ff. BGB Stiftungsvermögen 
dient der Erfüllung des 
Stiftungszwecks 

Gemeinnützige Or-
ganisationen 

Kein gesetzliches 
Mindeststiftungs-
vermögen, aber Vo-
raussetzung ausrei-
chenden 
Vermögens für dau-
ernde und nachhal-
tige Zweckerfüllung  

Beschränkt auf Stif-
tungsvermögen 

Genossen-
schaft (eG) 

GenG Förderung der Mitglie-
derinteressen 

Wohnungs-, Kredit- 
und Energiegenos-
senschaften 

Kein Mindestkapi-
tal, aber Vorausset-
zung ausreichender 
Eigenmittel 

Grundsätzlich nur Ge-
nossenschaftsvermö-
gen 

Abbildung 4: Übersicht über deutsche Rechtsformen 

 

3.2 Kapitalgesellschaften 
Kurzsteckbriefe: Kapitalgesellschaften 

Kapitalgesellschaften sind juristische Personen 

des Privatrechts, deren rechtliche Existenz unab-

hängig von ihren Gesellschaftern besteht. Sie 

sind in ihrem Bestand von den einzelnen An-

teilseignern verselbstständigt und nehmen ei-

genständig am Rechtsverkehr teil. 

Strukturelles Leitbild ist nicht die Person des Ge-

sellschafters, sondern die mitgliedschaftlich ge-

bundene Kapitalbeteiligung. Für Verbindlichkei-

ten haftet grundsätzlich nur das 

Gesellschaftsvermögen. Die Gesellschafter sind 

als Anteilseigner beteiligt, ohne persönlich für 

Gesellschaftsschulden einzustehen. 

Die Geschäftsführung kann – anders als bei Per-

sonengesellschaften – auch durch Nichtgesell-

schafter erfolgen. Die Willensbildung folgt regel-

mäßig dem Mehrheitsprinzip. 

Kapitalgesellschaften sind in besonderem Maße 

auf organisatorische Stabilität und rechtliche 

Verselbstständigung angelegt. 

Sie spielen eine zentrale Rolle im deutschen 

Wirtschaftsleben und werden in allen Größen-

ordnungen – vom kleinen oder mittelständi-

schen Unternehmen bis zum international täti-

gen Konzern – eingesetzt. 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 

Das Recht der GmbH ist im Gesetz betreffend die 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
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(GmbHG) geregelt. Kennzeichnend ist ihre fle-

xible Ausgestaltung im Innenverhältnis. Der Ge-

sellschaftsvertrag bietet weitreichende Möglich-

keiten, Organisationsstruktur und 

Entscheidungsmechanismen an die Bedürfnisse 

der Gesellschafter anzupassen. Zentrales Organ 

ist die Gesellschafterversammlung; die Ge-

schäftsführung kann von Gesellschaftern oder 

externen Personen übernommen werden. 

Die GmbH verbindet Haftungsbeschränkung mit 

vergleichsweise schlanker Organisationsstruk-

tur. 

Sie ist die in Deutschland am weitesten verbrei-

tete Kapitalgesellschaft und prägt insbesondere 

den Mittelstand sowie konzerninterne Beteili-

gungsstrukturen. 

Unternehmergesellschaft haftungsbeschränkt 

(UG) 

Die Unternehmergesellschaft (haftungsbe-

schränkt) ist eine Sonderform der GmbH und 

unterliegt im Wesentlichen denselben gesetzli-

chen Regelungen (vgl. § 5a GmbHG). 

Sie unterscheidet sich strukturell nicht von der 

GmbH, sondern lediglich durch modifizierte ka-

pitalbezogene Anforderungen. Ihre Organisati-

onsstruktur entspricht derjenigen der GmbH mit 

Gesellschafterversammlung und Geschäftsfüh-

rung. 

Die UG wird typischerweise für kleinere unter-

nehmerische Vorhaben, so auch von Unterneh-

mensgründern und Start-ups, genutzt und stellt 

eine Einstiegsform in die Kapitalgesellschaft dar. 

Im Rechtsverkehr wird sie als vollwertige juristi-

sche Person behandelt. 

Aktiengesellschaft (AG) 

Die AG ist im Aktiengesetz (AktG) geregelt und 

eine Kapitalgesellschaft mit stark formalisiertem 

Organisationsmodell. 

Ihr strukturelles Leitbild ist die Trennung von 

Eigentum und Leitung. Das Kapital ist in Aktien 

zerlegt, die Beteiligung erfolgt über Anteile. Die 

Organisationsstruktur ist zwingend dreigliedrig 

ausgestaltet: Vorstand, Aufsichtsrat und Haupt-

versammlung. 

Die AG ist auf größere, häufig kapitalmarktori-

entierte Unternehmen ausgerichtet und ermög-

licht eine breite Beteiligung von Anteilseignern. 

Sofern die Aktien der AG an der Börse gehandelt 

werden, finden zusätzlich die Regeln des Kapi-

talmarktrechts Anwendung. Diese enthalten ne-

ben dem Schutz des Kapitalmarktes auch erwei-

terte Regelungen zum Schutz der Gläubiger und 

Aktionäre. 

Die AG nimmt im deutschen Wirtschaftsrecht 

eine zentrale Rolle für größere und international 

tätige Unternehmen ein. Auch für mittelständi-

sche Unternehmen kann sie eine Option darstel-

len, wenn kurzfristige und flexible Wege zur Ei-

genkapitalbeschaffung offengehalten werden 

sollen. 

Societas Europaea (SE)  

Die SE ist als supranationale Kapitalgesellschaft 

eine Schöpfung des EU-Rechts und keine genuin 

deutsche Rechtsform.  

Für die Errichtung und Leitung einer SE mit Sitz 

in Deutschland gelten die Verordnung (EG) Nr. 

2157/2001 (im Folgenden: SE-Verordnung) und 

das SE-Ausführungsgesetz (SEAG); ergänzend 

findet das AktG Anwendung.  

Ihre Struktur und Funktionsweise ist in allen 

Mitgliedsstaaten der EU einheitlich geregelt und 

in Anlehnung an die AG bzw. vergleichbare 

Rechtsformen im EU-Ausland ausgestaltet. 

Die SE dient der grenzüberschreitenden Organi-

sation unternehmerischer Tätigkeit innerhalb 

der Europäischen Union. Sie wird vor allem von 

größeren, international ausgerichteten Unter-

nehmen genutzt. 

3.2.1 GmbH und UG 
Das Risiko, dass in Deutschland eine GmbH oder 

UG für Geldwäschezwecke verwendet wird, ist im 

Vergleich zu anderen Formen der Geldwäschebe-

gehung als erheblich einzustufen. 

Risiko eines Missbrauchs der GmbH für Geldwäsche 

 
 Erheblich  
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Maßgeblich ist dabei nicht die Rechtsform als sol-

che. Die GmbH ist eine tragende, legitime und im 

Wirtschaftsleben unverzichtbare Gesellschafts-

form. Das erhöhte Risiko ergibt sich vielmehr aus 

den vielfältigen Möglichkeiten, die ihre Struktur, 

ihre weite Verbreitung und internationale Aner-

kennung und ihre Flexibilität für Verschleierungs-

zwecke bieten können. Die nachfolgende Bewer-

tung beruht auf einer Gesamtschau der 

Erfahrungen der Arbeitsgruppe, der Auswertung 

von Verdachtsmeldungen, der Analyse von Trans-

parenzregisterdaten sowie weiteren Erkenntnissen 

von Aufsichts- und Strafverfolgungsbehörden, an-

hand derer sich verschiedene Risikofaktoren iden-

tifizieren lassen.  

Am Wirtschaftsverkehr teilnehmende GmbHs sind 

stets im Einzelfall zu betrachten – eine pauschale 

Risikozuweisung verbietet sich. Die hohe Seriosität 

dieser Rechtsform macht sie aber auch für krimi-

nelle Zwecke attraktiv. Unter den der FIU im 

Jahr 2024 in einer repräsentativen Stichprobe ge-

meldeten Transaktionen mit auffälligen juristi-

schen Personen und Personengesellschaften domi-

nieren GmbHs deutlich: 93,26 Prozent der 

juristischen Personen bzw. Personengesellschaften 

waren GmbHs oder UGs. Auch 61 Prozent der be-

fragten Institutionen aus der Arbeitsgruppe sehen 

die GmbH als am häufigsten für Geldwäsche ge-

nutzte Rechtsform und berichten über entspre-

chend zahlreiche Hellfeld-Erkenntnisse. Diese Ein-

schätzungen bestätigen sich bei der Analyse der 

Risiken entlang des gesamten Lebenszyklus der 

GmbH. 

Ihre weite Verbreitung und Vielseitigkeit machen 

die GmbH im Geschäftsverkehr unauffällig – ge-

rade diese Unauffälligkeit kann sie für missbräuch-

liche Zwecke attraktiv machen. Im Vergleich dazu 

ist das Missbrauchspotential der UG hinsichtlich 

ihrer allgemeinen Anerkennung im Rechtsverkehr 

etwas geringer, da sie mangels Kapitalausstattung 

weniger Glaubwürdigkeit vermittelt Dennoch ist 

die UG leichter und kostengünstiger zu gründen, 

was sie ebenfalls anfällig macht. Jede Transaktion 

setzt regelmäßig die Eröffnung eines Bankkontos 

und damit eine Geschäftsbeziehung zu einem Kre-

ditinstitut voraus. Die gewählte Rechtsform muss 

dabei sowohl gegenüber dem Kreditinstitut als 

auch gegenüber der Finanzverwaltung mit Blick 

auf den vorgegebenen Zweck plausibel erscheinen. 

Die internationale Anerkennung ist deshalb für die 

Plausibilität relevant.  

Zudem weisen überdurchschnittlich viele wirt-

schaftlich Berechtigte von GmbHs Auslandsbezüge 

auf. In einer Auswertung aller im Transparenzre-

gister erfassten Rechtseinheiten mit mindestens ei-

nem wirtschaftlich Berechtigten mit Wohnsitz im 

Ausland oder ausländischer Staatsangehörigkeit 

war die GmbH mit +19 und +23,5 Prozentpunkten 

über ihrer Normalverteilung vertreten (vgl. die Ab-

bildung 19 in Annex B). Dies deutet auf ein erhöh-

tes abstraktes Potenzial auch für grenzüberschrei-

tende Geldwäsche hin. 

Bereits in der Gründungsphase zeigt sich trotz 

grundsätzlich höherer formaler Hürden ein mittle-

res Risiko. Risikomindernd wirkt sich zunächst aus, 

dass ein notariell beurkundeter Gesellschaftsver-

trag und ein Mindeststammkapital von 25.000 Euro 

erforderlich sind. Diese Anforderungen können je-

doch durch Gestaltungen relativiert werden: durch 

Wahl der UG mit einem Mindestkapital von einem 

Euro (wenn die Anerkennung im Rechtsverkehr für 

den Modus Operandi eine geringere Rolle spielt) o-

der durch Nutzung des gesetzlichen Musterproto-

kolls bei bis zu drei Gesellschaftern. Risikoerhö-

hend wirkt auch die praktisch erleichterte 

Gründung mit nur einer Person als Ein-Personen-

GmbH. Zusätzlich kann die Gründung aus dem 

Ausland erfolgen, erleichtert durch eine Vertretung 

mittels notariell bevollmächtigter Dritter – auch 

unter Einsatz von Videokommunikation –, durch 

Beurkundung im Ausland sowie durch digitale 

Handelsregisteranmeldungen. Zudem können 

noch nicht in Register eingetragene Vor-GmbHs 

und GmbHs in Gründung bereits am Geschäftsver-

kehr teilnehmen. Ein besonderes Risiko besteht da-

rin, inkriminierte Gelder bereits bei der Gründung 

als Stammkapital einzuzahlen – sofern diese zum 

Zeitpunkt der Einzahlung als Buchgeld vorliegen.  

Kreditinstitute und Notariate wirken bereits bei der 

Gründung und Eröffnung eines Bankkontos durch 

gründliche und gewissenhafte Anwendung der 

Sorgfaltspflichten risikomindernd. Hierbei ist aller-

dings zu berücksichtigen, dass nur eingeschränkte 

Möglichkeiten zur Überprüfung der Mittelherkunft 

bestehen.  
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Strafverfolgungsbehörden berichten zudem über 

einzelne Fälle der gezielten Schaffung von 

Scheinidentitäten unter Verwendung gestohlener 

Ausweisdokumente, welche insbesondere für 

GmbH-Gründungen missbraucht werden. Typisch 

sind der Diebstahl von Ausweisen aus anderen EU-

Staaten, insbesondere Ausweise aus Polen, die 

Anmeldung eines Erstwohnsitzes in Deutschland 

und die Erlangung einer Meldebescheinigung als 

Schlüsseldokument für Gesellschaftsgründung, 

Kontoeröffnung und weitere KYC-Prozesse. 

Verstärkt wird das Risiko durch eine hohe Zahl zur 

Fahndung ausgeschriebener polnischer Ausweise 

(>10 Prozent) sowie durch die Nutzung der eID-

Funktion. Auch Online-Gründungen bergen 

Risiken. Diesen wird aber durch ein zweistufiges 

staatliches Online-Identifizierungsverfahren über 

Videokommunikation begegnet, das kein 

grundsätzlich gesteigertes Risiko im Vergleich zum 

Präsenzverfahren darstellt. Jedoch entstehen neue 

Risiken durch unzureichende Umsetzung von 

Fernidentifikationsvorgaben. Außerdem können 

Umgehungen durch Auslandsbeurkundungen26 

nicht ausgeschlossen werden. 

In der Phase des Erwerbs oder der Übernahme von 

Geschäftsanteilen besteht ebenfalls ein Risiko. An-

ders als in anderen Jurisdiktionen, wo die Anteils-

übertragung keinerlei Formvorschrift unterliegt, ist 

die Übertragung notariell zu beurkunden. Denkbar 

ist, dass die Anteilsübertragung durch einen von 

Personen, die Geldwäsche betreiben, eingesetzten 

Vertreter vorgenommen wird, ohne dass dessen 

Bevollmächtigung selbst notariell beurkundet wer-

den muss. Die Notarin bzw. der Notar identifiziert 

in diesem Fall in der Regel nur die auftretende, je-

doch nicht die hinter ihr stehende vertretene Per-

son. Eine Verschleierung der Identität der tatsäch-

lich hinter der Transaktion stehenden Person, etwa 

durch den Einsatz von Strohpersonen oder Schaf-

fung einer Scheinidentität, lässt sich daher auch 

                                                                 
 

26 Die Errichtung des Gesellschaftsvertrags muss nicht zwin-
gend bei einem deutschen Notar oder Notarin erfolgen, 
sondern kann auch aus dem Ausland bei einem dort ansäs-
sigen Notar oder Notarin vorgenommen werden, sofern das 
Verfahren als gleichwertig anzusehen ist. Risikobehaftet 
waren bisher vor allem Beurkundungen bei ausländischen 
Konsulaten, die keine ausreichenden KYC-Prüfungen vor-
genommen und dadurch eine Verschleierung der wirt-
schaftlich Berechtigten ermöglicht haben. Dieses Problem 

hier nicht ganz vermeiden. Anders als in anderen 

Jurisdiktionen ist bei der deutschen GmbH die 

Übertragung tokenisierter virtueller Anteile nicht 

zulässig. Rechtlich wäre eine solche Vereinbarung 

unwirksam.  

Bei Kapitalgesellschaften insgesamt besteht ein er-

höhtes Risiko, missbräuchlich für Immobilien-

transaktionen über Share Deals verwendet zu wer-

den. Risikomindernd wirken das 

Barzahlungsverbot bei Immobilienkäufen, KYC-

Prüfungen durch die beteiligten Verpflichteten, 

insbesondere aus der Immobilienvermittlung, der 

Rechts- und Steuerberatung sowie durch Kreditin-

stitute und notarielle Beurkundungen von Anteils-

übertragungen. Bei der GmbH wird Transparenz 

dadurch hergestellt, dass die neuen Gesellschafter 

in der Gesellschafterliste im Handelsregister, die 

für jedermann online abrufbar ist, und wirtschaft-

lich Berechtigte im Transparenzregister eingetra-

gen werden müssen. Allerdings werden in der Pra-

xis Umgehungsformen beobachtet, die die 

Identifizierung der tatsächlichen wirtschaftlich Be-

rechtigten durch Strohpersonen oder komplexe 

Strukturen erschweren. Zahlungsströme können 

über Treuhandkonten, konzerninterne Verrech-

nungen oder Darlehen verschleiert werden; vgl. die 

ausführliche Risikobewertung von Share Deals in 

Kapitel 5.1. 

Die Erlangung der Kontrolle über eine GmbH weist 

ein hohes Risiko auf. Die Gesellschaftsform erlaubt 

eine flexible Gestaltung von Leitungs- und Eigen-

tümerstrukturen. Besonders risikobehaftet ist der 

Einsatz von Strohpersonen als formelle Geschäfts-

führer, die aber praktisch nicht tätig werden. Es 

werden externe Geschäftsführer bestellt, die bei 

Kapitalgesellschaften nicht gleichzeitig Gesell-

schafter sein müssen. Dies kann durch die weitge-

hende Vertragsfreiheit, die starke Stellung der Ge-

sellschafterversammlung mit Weisungsrechten 

wurde durch starke Sensibilisierung der Konsulate weitge-
hend eingedämmt. Erhöhte Risiken durch Nutzung unsi-
cherer Video-Ident-Verfahren im Ausland sind bisher nicht 
bekannt, da die Gründung deutscher Gesellschaften über 
entsprechende Verfahren nicht anerkennungsfähig ist 
(Kammergericht Berlin, Beschl. v. 17.7.2024 – 22 W 25/24 
sowie Bundesgerichtshof, Beschl. v. 25.2.2026 – II ZB 13/24). 
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und das höhere Haftungsrisiko von Geschäftsfüh-

rern begünstigt werden. Gleichzeitig dürfte es ab-

schreckend wirken, dass Strohpersonen auch dann 

haften, wenn sie tatsächlich keine Handlungsmög-

lichkeiten haben. Dadurch, dass Gesellschafter so-

wohl natürliche als auch juristische Personen sein 

können, sind komplexe, auch grenzüberschrei-

tende Beteiligungsketten möglich, die gezielt zur 

Verschleierung wirtschaftlich Berechtigter genutzt 

werden. Entsprechende Beteiligungsstrukturen 

sind international gebräuchlich und keine Eigen-

heit des deutschen GmbH-Rechts. 

Nominee-Arrangements kommen unabhängig von 

der Rechtsform bei kleinen und mittelgroßen Ge-

sellschaften vergleichsweise häufig vor und be-

gründen ein hohes Risiko. Solche kleinen und mit-

telgroßen Gesellschaften werden in Deutschland 

vielfach als GmbH oder UG geführt. Risikomin-

dernd wirken die Pflicht zur Bestellung einer na-

türlichen Person als Geschäftsführer, die rechtliche 

Haftung faktisch Handelnder, die notarielle Beur-

kundung von Anteilsübertragungen sowie die Mel-

depflicht wirtschaftlich Berechtigter im Transpa-

renzregister. Risikoerhöhend sind jedoch die 

lediglich deklaratorische Eintragung von Ge-

schäftsführern im Handelsregister und das Ange-

bot kommerzieller Nominee-Dienstleistungen. 

In der Verwaltungsphase wirken die strengen Be-

richts- und Registerpflichten grundsätzlich risiko-

mindernd. Änderungen des Gesellschaftsvertrags, 

Kapitalmaßnahmen, Geschäftsführerwechsel und 

andere wesentliche Änderungen sind eintragungs-

pflichtig und zuverlässig abrufbar. Die GmbH un-

terliegt den Rechnungslegungsvorschriften der 

§§ 238 ff. HGB und muss Jahresabschlüsse veröf-

fentlichen. Zudem besteht die Pflicht zur Einho-

lung, Aktualisierung und Meldung von Angaben zu 

wirtschaftlich Berechtigten an das Transparenzre-

gister. Gleichwohl bestehen Risiken, insbesondere 

bei grenzüberschreitenden Formwechseln in Staa-

ten mit geringerer Transparenz. Berichts- und Re-

gisterinstrumente können auch missbräuchlich ge-

nutzt werden, um eine irreführende 

                                                                 
 

27 Der Füllgrad bezüglich einzelner Rechtsformen beschreibt 
den Anteil der jeweiligen Rechtseinheiten mit einer Eintra-
gung von wirtschaftlich Berechtigten am Gesamtbestand al-

Außenwirkung zu erzeugen. Verstöße treffen regel-

mäßig nur die Geschäftsführer strafrechtlich, nicht 

jedoch die Gesellschafter. 

Die Transparenz der GmbH hat sich in den vergan-

genen Jahren deutlich gesteigert, lässt aber noch 

Raum für Verschleierungspotenziale. Der Füllgrad 

der GmbH mit aktuellen Eintragungen27 im Trans-

parenzregister ist seit 2024 um 15,8 Prozentpunkte 

gestiegen und liegt nunmehr (Stand Juni 2026) bei 

80,8 Prozent. Damit liegt er in etwa im Durch-

schnitt aller eintragungspflichtigen Rechtsformen. 

Überdurchschnittlich häufig (+8,55 Prozentpunkte 

im Vergleich zu dem Gesamtvorkommen der 

GmbH) wurden fiktive wirtschaftlich Berechtigte 

mit dem Grund eingetragen, dass der tatsächliche 

wirtschaftlich Berechtigte nicht ermittelt werden 

konnte. Diese Unschärfen dürften insbesondere auf 

komplexe, grenzüberschreitende und verschach-

telte Eigentümer- und Kontrollstrukturen zurück-

zuführen sein; vgl. die Abbildung 11 im Annex B. 

Umfirmierungen und Sitzverlegungen weisen ein 

geringes Bedrohungspotential auf. Zwar können sie 

vereinzelt zur Verschleierung beitragen, etwa 

durch Ansehenssteigerung infolge einer Namens-

änderung oder durch den Wechsel der zuständigen 

Behörden. Risikomindernd wirken jedoch regelmä-

ßige Rückfragen der deutschen Registergerichte 

und die Fortgeltung der Rechtseinheitsnummer 

EKRN. 

Auch die Liquidationsphase ist formal stark regu-

liert und grundsätzlich mit geringem Bedrohungs-

potential verbunden. Notariell beglaubigte Regis-

teranmeldung in Kombination mit 

Eintragungspflichten, Sperrjahr und Registerprü-

fung wirken risikomindernd. Allerdings wird die 

Einhaltung des Ausschüttungsverbots während des 

Sperrjahres faktisch nur begrenzt überwacht. Täter 

können sich als vermeintliche Gläubiger ausgeben, 

um Zahlungen zu erlangen. Zudem werden soge-

nannte „Firmenbestattungen“ – häufig durch 

TCSP-ähnliche Dienstleister angeboten, insbeson-

dere für die Rechtsformen GmbH und UG, aber 

auch GmbH & Co. KG und UG & Co. KG – gezielt 

ler Rechtseinheiten, folglich die Anzahl der Rechtseinhei-
ten, bei denen eine Eintragung mit aktuellen wirtschaftlich 
Berechtigten vorliegt. 
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genutzt, um Gesellschaften in intransparente 

Strukturen oder ins Ausland zu verlagern und 

dadurch Kontrolle und Nachverfolgbarkeit zu ent-

ziehen. 

Dienstleistungen im Zusammenhang mit Mantel- 

und Briefkastengesellschaften werden typischer-

weise für die Rechtsform der GmbH oder UG ange-

boten. Die hohe Akzeptanz im Geschäftsverkehr, 

die begrenzte Haftung, die einfache Übertragbar-

keit sowie die flexible Anpassbarkeit von Namen, 

Zweck und Geschäftsführung verleihen ihr dabei 

Vorteile. Der Erwerb einer Vorrats-GmbH ermög-

licht den Rückgriff auf bestehende Rechtshistorien 

und Bankverbindungen und steigert so die Glaub-

würdigkeit. 

Auch die Ausnutzung wirtschaftlich angeschlage-

ner Unternehmen – verstärkt beobachtet in der 

COVID-19-Krise und dabei insbesondere bei 

GmbHs – erhöhen das Risiko. Personen bzw. krimi-

nelle Netzwerke mit unlauteren Absichten könn-

ten die Rechtseinheiten kontrollieren, um Gelder 

durchzuschleusen. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die 

GmbH bzw. UG über alle Phasen hinweg in sämtli-

chen Stadien der Geldwäsche eingesetzt werden 

kann. Im Placement erleichtert die vergleichsweise 

einfache und schnelle Gründung die Schaffung ei-

ner ersten Verschleierungsebene. Im Layering er-

möglichen ihre Flexibilität unter internationaler 

Anerkennung komplexe und grenzüberschreitende 

Strukturen; hier sieht die Arbeitsgruppe einen 

Schwerpunkt der Missbrauchspraxis, insbesondere 

bei Strohgeschäftsführern und informellen Nomi-

nee-Arrangements. In der Integrationsphase könn-

ten Gelder über Kapitalerhöhungen, Gesellschaf-

terdarlehen oder scheinbare Geschäftstätigkeit in 

den legalen Wirtschaftskreislauf zurückgeführt 

werden, etwa durch Nutzung inkriminierter Ver-

mögenswerte als Sicherheiten für Back-to-back-

Darlehen.

Fallbeispiel “Geldwäsche im Zusammenhang mit Goldhandel“ 

Zwischen 2016 und 2021 betrieb ein professionelles Netzwerk in Deutschland ein System, das Geldwäsche 

gezielt als Dienstleistung für Personen aus mehreren europäischen Ländern, darunter Deutschland, die Nie-

derlande, Belgien und dem Vereinigten Königreich, anbot. Dabei nutzten die Täter ein Hawala-ähnliches in-

formelles Transfersystem sowie den grenzüberschreitenden Handel mit Gold und Schmuck. Der rechnerische 

Tatumfang belief sich auf mehr als 1,6 Mrd. Euro, zusätzlich wurden Steuern in Höhe von über 48 Mio. Euro 

hinterzogen. 

Im Kern bestand das Modell darin, inkriminierte Gelder in Gold umzuwandeln. Juweliere mit türkischem 

Hintergrund kauften mit den übernommenen Geldern Gold, schmolzen dieses in eigenen Werkstätten ein 

und exportierten die entstandenen Barren per Kurier in die Türkei. Dort wurden sie verkauft, während im 

Gegenzug Schmuck, angeblich für private Zwecke, nach Deutschland eingeführt und hier gewinnbringend 

„unter dem Tisch“ veräußert wurde. Auf diese Weise konnten sowohl die Herkunft der Gelder verschleiert als 

auch Steuern umgangen werden. 

Zur organisatorischen Abwicklung nutzten die Täter verschiedene Unternehmensstrukturen. Im Bereich des 

Goldhandels kamen unter anderem zwei Einzelunternehmen sowie zwei Unternehmergesellschaften (UG 

haftungsbeschränkt) mit Sitz in Deutschland zum Einsatz. Die eingesetzten Geschäftsführer waren deutscher 

oder tschechischer Staatsangehörigkeit und fungierten zugleich als wirtschaftlich Berechtigte. Ergänzend 

wurden Briefkastenfirmen eingesetzt, um Zahlungsströme zu verschleiern. 

Die Ermittlungen wurden durch das Zollfahndungsamt Essen geführt. Im Zuge der Maßnahmen konnten 

neun Haftbefehle vollstreckt und Vermögenswerte in Höhe von rund 10,47 Mio. Euro gesichert werden. Ins-

gesamt kam es bislang zu 14 Verurteilungen. 
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3.2.2 AG und SE 
Das Risiko, dass in Deutschland eine AG zur Ver-

schleierung für Geldwäschezwecke verwendet 

wird, ist als mittel einzustufen; bei der SE als (sehr) 

niedrig.  

Risiko eines Missbrauchs der AG für Geldwäsche 

 Mittel   

 

Risiko eines Missbrauchs der SE für Geldwäsche 

Niedrig    

Wie bei der GmbH, ist auch hier nicht die Rechts-

form als solche risikobehaftet. AG und SE sind 

zentrale, hochregulierte und für den Wirtschafts-

standort bedeutsame Gesellschaftsformen. Das 

identifizierte Risiko ergibt sich vielmehr aus ver-

bleibenden strukturellen Möglichkeiten, die eine 

Nutzung von AG und SE zur Verschleierung erlau-

ben. 

Nach den Erfahrungen der Arbeitsgruppe werden 

AG und SE im Vergleich zur GmbH deutlich selte-

ner gezielt für Zwecke der Geldwäsche genutzt. In 

entsprechenden Rankings erscheinen sie erst nach 

Personengesellschaften, Vereinen und Stiftungen. 

Zum Missbrauch von SEs liegen der Arbeitsgruppe 

bislang keine belastbaren Erkenntnisse vor, was als 

Indiz für ein vergleichsweise niedriges Bedro-

hungspotenzial gewertet wird.  

Die AG wurde der FIU in der Stichprobe allerdings 

leicht überdurchschnittlich häufig im Zusammen-

hang mit einem Geldwäscheverdacht gemeldet: In 

den ausgewerteten Verdachtsmeldungen tritt sie 

mit einem Plus von 3,7 Prozentpunkten im Ver-

gleich zu ihrem damaligen Gesamtvorkommen auf. 

Dieser Befund relativiert sich jedoch vor dem Hin-

tergrund ihrer insgesamt sehr geringen und auch 

in der Tendenz abnehmenden quantitativen Be-

deutung im deutschen Gesellschaftsbestand. 

Ein phasenübergreifender Faktor ist die hohe An-

erkennung und Glaubwürdigkeit beider Rechtsfor-

men im nationalen wie internationalen Geschäfts-

verkehr. Die AG weist – neben der GmbH – leicht 

überdurchschnittlich häufig Auslandsbezüge in 

Form wirtschaftlich Berechtigter mit Wohnsitz im 

Ausland oder ausländischer Staatsangehörigkeit 

auf und ist damit unter ausländischen Beteiligten 

relativ beliebter als unter inländischen. Grundsätz-

lich kann eine hohe Reputation im Rechtsverkehr 

missbrauchsfördernd wirken, da sie illegalen Akti-

vitäten einen seriösen Anschein verleiht und auch 

sehr hohe Finanzflüsse plausibel erscheinen lassen 

könnte. Bei AG und SE greift dieser Schluss jedoch 

nur eingeschränkt. Im Juni 2026 machten AGs le-

diglich rund 0,4 Prozent (12.039 Einheiten) und SEs 

nur 0,04 Prozent (1.245 Einheiten) aller eingetrage-

nen Rechtseinheiten aus; zudem sinkt die Anzahl. 

Beide Rechtsformen werden überwiegend im pro-

fessionalisierten Umfeld mittelständischer oder ka-

pitalmarktorientierter Unternehmen genutzt und 

unterliegen besonders strengen gesellschafts- und 

kapitalmarktrechtlichen Anforderungen. Eine aus-

schließlich auf Verschleierung gerichtete Nutzung 

würde daher regelmäßig stärker auffallen. Die hohe 

Reputation wirkt hier nicht primär missbrauchs-

fördernd, sondern entfaltet im Zusammenspiel mit 

regulatorischer Dichte eine risikobegrenzende Wir-

kung. 

In der Gründungsphase weist die AG insgesamt ein 

niedriges Risiko auf. Ihre Gründung ist im Ver-

gleich zu anderen Rechtsformen mit höherem Auf-

wand und geringerer Flexibilität verbunden. Die 

Satzung ist notariell zu beurkunden und unterliegt 

der sogenannten Satzungsstrenge; individuelle Ge-

staltungen sind nur eingeschränkt möglich. Die 

Anmeldung zum Handelsregister muss durch 

sämtliche Gründungsgesellschafter, alle Vorstands-

mitglieder und sämtliche Mitglieder des Aufsichts-

rats erfolgen. Das Mindestkapital beträgt 

50.000 Euro; die Anforderungen an Einlagenleis-

tung und -prüfung sind streng ausgestaltet. Hinzu 

kommt die Pflicht zur Erstellung eines Gründungs-

berichts, der zusätzliche Transparenz über Ablauf 

und Hintergründe des Gründungsvorgangs schafft. 

Das Missbrauchspotenzial der SE in der Grün-

dungsphase ist nochmals geringer. Sie kann aus-

schließlich grenzüberschreitend gegründet werden 

und setzt den Zusammenschluss von mindestens 

zwei Kapitalgesellschaften aus verschiedenen EU-

Mitgliedstaaten voraus. Je nach Gründungsmodell 

(Verschmelzung, Holding-SE, Tochter-SE oder 
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Umwandlung) bestehen differenzierte Anforderun-

gen; eine unmittelbare Beteiligung natürlicher Per-

sonen an der Gründung ist ausgeschlossen. Das ge-

setzliche Mindestkapital beträgt 120.000 Euro und 

stellt den höchsten Kapitalanforderungswert aller 

Rechtsformen dar. Die komplexe, unionsrechtlich 

determinierte Gründungsstruktur, das hohe Kapi-

talerfordernis sowie der zwingende grenzüber-

schreitende Bezug führen in der Gesamtschau zu 

einem äußerst niedrigen Risiko in dieser Phase. 

In der Phase des Erwerbs bzw. der Übernahme von 

Mitgliedschaftsrechten weisen AG und SE demge-

genüber ein erhöhtes, insgesamt als hoch einzustu-

fendes Risiko auf. Anders als bei der GmbH ist für 

die Übertragung von Aktien grundsätzlich keine 

notarielle Mitwirkung erforderlich. Die hohe Fun-

gibilität und leichte Handelbarkeit von Aktien – ein 

zentrales Element kapitalmarktrechtlicher Effizi-

enz – ermöglichen zugleich eine rasche Verände-

rung von Eigentums- und Kontrollverhältnissen 

ohne vorgelagerte präventive Kontrollinstanzen. 

Insbesondere bei internationalen Transaktionen 

können Anteilseignerwechsel anonym erfolgen 

und der Rückverfolgbarkeit entzogen sein. Dies er-

öffnet Möglichkeiten zur Verschleierung von Ver-

mögensverschiebungen oder zur unbemerkten Er-

langung von Kontrolle. Mit einem gewissen 

Aufwand sind durch die internationalen Verwahr-

systeme aber auch diese Anteilsübertragungen 

nachverfolgbar (sog. Tracing). Entsprechende Ver-

suche der Anonymisierung unterliegen stets dem 

Risiko der nachträglichen Entdeckung. 

Inhaberaktien sind theoretisch geldwäscherisiko-

anfällig, in Deutschland jedoch faktisch nicht we-

sentlich, da strenge gesetzliche Vorgaben ihre Nut-

zung stark eingeschränkt haben. Mit Geltung der 

EU-Geldwäscheverordnung sind verbleibende In-

haberaktien in Namensaktien umzuwandeln. Ein 

relevantes Restrisiko besteht insoweit nur noch in 

Bezug auf ausländische Gesellschaften mit Inha-

beraktien aus Drittländern, wobei hierzu bislang 

keine belastbaren Erfahrungen vorliegen. 

Die Erlangung der Kontrolle über eine AG oder SE 

weist insgesamt ein niedriges Risiko auf. Risiko-

mindernd wirkt die ausgeprägte interne Kontroll- 

und Überwachungsstruktur. Für missbräuchliche 

Handlungen wäre regelmäßig ein gezielter Einfluss 

auf Vorstand, Aufsichtsrat und Hauptversammlung 

erforderlich. Der Vorstand unterliegt einer konti-

nuierlichen Überwachung durch den Aufsichtsrat; 

zwischen den Organen bestehen wechselseitige In-

formations- und Auskunftsansprüche. Selbst bei 

der Ein-Personen-AG ist ein dreiköpfiger Auf-

sichtsrat zwingend vorgesehen, dessen Mitglieder 

persönlich haften und öffentlich beglaubigt in das 

Handelsregister einzutragen sind. Diese rechtlich 

verankerte Kontrollarchitektur erschwert ver-

deckte Einflussnahmen erheblich. 

Im Sonderfall von Nominee-Arrangements ist das 

Risiko bei der AG als mittel einzustufen. Risiko-

mindernd wirken insbesondere Offenlegungs-

pflichten nach Wertpapierhandels- und Steuer-

recht, die Führung von Aktionärsverzeichnissen 

sowie erweiterte Transparenzregisterpflichten. Ri-

sikoerhöhend wirkt jedoch die Möglichkeit, An-

teilseigner durch Nominee-Shareholder – insbe-

sondere in grenzüberschreitenden 

Konstellationen – zu verschleiern, etwa bei unzu-

reichender Aktualisierungspflicht oder unter Nut-

zung kommerzieller Nominee-Dienstleistungen. 

Hinsichtlich der Verwaltung weisen AG und SE 

aufgrund der im Vergleich strengsten Berichts-, 

Prüfungs- und Veröffentlichungspflichten ein 

niedriges Risiko auf. Jahresabschluss und Lagebe-

richt sind zu erstellen, durch unabhängige Ab-

schlussprüfer zu prüfen und im Unternehmensre-

gister offenzulegen. Zentrale Angaben – etwa zu 

Vorstand, Aufsichtsrat, Kapitalmaßnahmen und 

andere Satzungsänderungen – sind im Handelsre-

gister zu veröffentlichen. Im Transparenzregister 

weisen AG (90 Prozent) und SE (94 Prozent) den 

höchsten Füllgrad aller Rechtsformen auf. Diese 

ausgeprägte Transparenz wirkt deutlich risikomin-

dernd. 

Auch in der Auflösungs- und Liquidationsphase ist 

das Risiko insgesamt niedrig. Der Prozess ist lang-

wierig und formal streng geregelt. Das einjährige 

Ausschüttungsverbot während der Sperrfrist ver-

hindert eine sofortige Vermögensverteilung an die 

Aktionäre. Zwar besteht – wie bei der GmbH – das 

abstrakte Risiko, dass bei lediglich formaler Regis-

terprüfung die Täter selbst als vermeintliche Gläu-

biger auftreten und Zahlungen erlangen. Ein Aus-

weichen auf sogenannte Firmenbestatter ist jedoch 

aufgrund der komplexeren Organ- und Kontroll-
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strukturen nur eingeschränkt möglich. Die Über-

tragung des gesamten Gesellschaftsvermögens 

setzt einen Vorschlag des Vorstands sowie qualifi-

zierte Mehrheiten in der Hauptversammlung vo-

raus. Die hohen Quoren und formellen Anforde-

rungen stellen zusätzliche Sicherungen gegen 

missbräuchliche Handlungen dar. 

AGs und – in der Praxis sehr selten – auch SEs kön-

nen als Mantel- oder Briefkastengesellschaften ge-

nutzt werden. Ihre begrenzte Haftung, hohe Repu-

tation und Anpassungsfähigkeit sprechen 

grundsätzlich für ein entsprechendes Missbrauchs-

potenzial. Allerdings sind ihr Erwerb und ihre Ver-

waltung aufgrund höherer Kapitalanforderungen 

sowie strenger Publizitäts- und Berichtspflichten 

deutlich komplexer als bei der GmbH. In der Praxis 

treten sie daher wesentlich seltener als miss-

bräuchlich genutzte Mantelgesellschaften in Er-

scheinung. 

Auch die Übernahme finanziell angeschlagener 

Unternehmen kann das Risiko erhöhen. Aufgrund 

der komplexeren Strukturen, strengeren Publizi-

tätspflichten und höheren Kapitalanforderungen 

ist eine missbräuchliche Übernahme jedoch deut-

lich aufwendiger als bei der GmbH, sodass dieses 

Risiko insgesamt geringer ausfällt. 

Das abstrakte Gefährdungspotenzial von AG und 

SE ergibt sich schließlich aus der möglichen Scha-

denshöhe: Über sie können – angesichts typischer-

weise hoher Umsätze – auch sehr große Summen 

unauffällig transferiert werden. In der Praxis reicht 

die Bandbreite bis zu mehreren Mio. Euro, ohne 

dass dies per se ungewöhnlich erscheint. Ob eine 

Transaktion verdächtig wirkt, hängt maßgeblich 

vom konkreten Geschäftsmodell und den Begleit-

umständen ab. 

Hierdurch ergibt sich ein Gesamtbild für die ver-

schiedenen Phasen der Geldwäsche: Im Placement 

spielen AG und SE aufgrund der hohen Grün-

dungshürden nur eine geringe Rolle. Relevanter 

sind sie in der Layering- und Integrationsphase. In 

der Layering-Phase begünstigen Reputation und 

internationale Anerkennung die Einbindung in 

komplexe, auch grenzüberschreitende Strukturen; 

über Aktienübertragungen, Verschmelzungen und 

Sitzverlagerungen können Eigentums- und Kon-

trollverhältnisse verändert werden. Die SE bietet 

aufgrund ihrer unionsweiten Anerkennung zusätz-

liche Strukturierungsmöglichkeiten. In der Integ-

rationsphase ermöglichen beide Rechtsformen die 

unauffällige Einbringung erheblicher Summen, 

etwa über Kapitalmaßnahmen, Emissionen oder 

konzerninterne Finanzierungen.
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Fallbeispiel: Geldwäsche und Verschleierung von Fahrzeugeigentum im Umfeld Organisierter Kriminali-

tät 

Seit 2022 führte die Staatsanwaltschaft Osnabrück ein Ermittlungsverfahren wegen Geldwäsche, Beihilfe zum 

Drogenschmuggel und gewerbsmäßiger Steuerhinterziehung. Der Täter wurde zu einer Freiheitsstrafe von 

sechs Jahren und neun Monaten verurteilt; das Urteil ist seit September 2025 rechtskräftig. Die Ermittlungen 

erfolgten durch die Gemeinsame Ermittlungsgruppe Rauschgift (GER), bestehend aus dem Zollfahndungsamt 

Hannover und der Zentralen Kriminalinspektion Osnabrück, unter Beteiligung weiterer Polizeieinheiten so-

wie internationaler Partner, insbesondere aus Luxemburg und unter Einbindung von Europol. Durchsuchun-

gen fanden 2024 in Niedersachsen und Luxemburg statt. 

Im Zentrum stand ein 64-jähriger Täter, der über Jahre hinweg gezielt Unternehmen gegründet und geführt 

hat, um hochwertige Fahrzeuge formell auf diese anzumelden. Hierzu nutzte er eine GmbH, eine AG und ei-

nen e. K. in Deutschland sowie eine Einzelfirma in Frankreich und eine AG und S.A.R.L. nach luxemburgi-

schem Recht. Diese Gesellschaften dienten dazu, die tatsächlichen Eigentumsverhältnisse der Fahrzeuge ge-

zielt zu verschleiern und eine Einziehung durch die Behörden zu erschweren. 

Die Ermittlungen belegten, dass die Fahrzeuge tatsächlich kriminellen Personen und Gruppierungen aus dem 

Bereich der Organisierten Kriminalität zuzurechnen waren. Diese agierten international – insbesondere in 

Belgien, Frankreich, Spanien und Marokko – und standen u. a. im Zusammenhang mit dem Schmuggel er-

heblicher Mengen Cannabis. Der Täter machte gegenüber Strafverfolgungsbehörden bewusst falsche Anga-

ben zu den tatsächlichen Nutzern der Fahrzeuge und stellte nachträglich fingierte Kaufverträge aus. Zudem 

wurden Fahrzeuge überwiegend in der Schweiz mit inkriminiertem Geld erworben und teilweise unter Um-

gehung von Einfuhrabgaben nach Deutschland verbracht. 

Im Rahmen der Maßnahmen wurden 13 Objekte durchsucht. Dabei konnten zwölf hochwertige Fahrzeuge 

im Wert von rund 800.000 Euro sowie etwa 70 Luxusuhren sichergestellt werden. Weitere Beweismittel wur-

den beschlagnahmt. Der Umfang der nachgewiesenen Geldwäsche beläuft sich auf rund 3,3 Mio. Euro, wäh-

rend der Steuerschaden auf etwa 1 Mio. Euro geschätzt wird. 

Das Gericht verurteilte den Täter wegen falscher Verdächtigung in drei Fällen, Beihilfe zum Handeltreiben 

mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge, Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis sowie wegen 

Geldwäsche in elf Fällen, davon in einem Fall in Tateinheit mit versuchter Strafvereitelung. Neben der Frei-

heitsstrafe wurde die Einziehung von Vermögenswerten angeordnet, darunter Geldbeträge in Höhe von 

50.370 Euro sowie mehrere Fahrzeuge. 
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3.3 Personengesellschaften 
Kurzsteckbriefe: Personengesellschaften 

Personengesellschaften sind Zusammenschlüsse 

mehrerer Personen zur Verfolgung eines ge-

meinsamen Zwecks. Ihr gesetzgeberisches Leit-

bild stellt die Gesellschafter – nicht die Gesell-

schaft als eigenständiges Rechtssubjekt – in den 

Mittelpunkt. 

Kennzeichnend ist die persönliche Mitwirkung 

der Gesellschafter an der Geschäftsführung so-

wie ihre persönliche, regelmäßig unbeschränkte 

Haftung für Gesellschaftsschulden. Die Mitglied-

schaft ist typischerweise personengebunden und 

nicht frei übertragbar. 

Die Willensbildung folgt grundsätzlich dem Ein-

stimmigkeitsprinzip oder engen Zustimmungs-

erfordernissen. 

Personengesellschaften sind insbesondere im 

mittelständischen Bereich, bei Freiberuflern und 

in familiengeführten Unternehmen verbreitet. 

Zu den wichtigsten Personengesellschaften nach 

deutschem Recht zählen die Gesellschaft bürger-

lichen Rechts (GbR, auch BGB-Gesellschaft ge-

nannt), die Offene Handelsgesellschaft (OHG) 

und die Kommanditgesellschaft (KG). 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 

Die GbR ist in §§ 705 ff. BGB geregelt und stellt 

die grundlegende Form der Personengesellschaft 

dar. 

Sie dient dem Zusammenschluss mehrerer Per-

sonen zur Verfolgung eines gemeinsamen 

Zwecks. Die Gesellschafter führen die Geschäfte 

grundsätzlich selbst und haften persönlich. Die 

GbR bietet weitreichende Gestaltungsfreiheit, da 

für ihre Gründung keine strengen Formvor-

schriften gelten; nicht einmal ein schriftlicher 

Gesellschaftsvertrag ist zwingend erforderlich. 

In ihrer rechtsfähigen Ausgestaltung (Außen-

GbR) kann sie am Rechtsverkehr teilnehmen 

und somit selbst Rechte erwerben und Verbind-

lichkeiten eingehen. Die nicht rechtsfähige GbR 

(Innen-GbR) dient hingegen ausschließlich der 

Regelung des Rechtsverhältnisses unter den Ge-

sellschaftern und kann kein Gesellschaftsvermö-

gen bilden. Dieses verbleibt bei den individuel-

len Privatpersonen. Aus diesem Grund unter-

scheidet sich das Geldwäscherisiko einer Innen-

GbR nicht von dem einer Privatperson. In der 

folgenden Analyse wird folglich nur die Außen-

GbR betrachtet. 

Bei Grundstücksgeschäften sowie beim Erwerb 

von Anteilen an anderen Gesellschaften muss 

die GbR zur Eintragung in das Gesellschaftsre-

gister angemeldet werden. Erfolgt die Eintra-

gung, so ist die Gesellschaft verpflichtet die Be-

zeichnung eingetragene Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts (eGbR) zu tragen. 

Die GbR wird häufig als einfache Form des Zu-

sammenschlusses von Partnern genutzt, etwa 

von freiberuflich tätigen Personen, Kleingewer-

betreibenden oder Arbeitsgemeinschaften.  

Offene Handelsgesellschaft (OHG) 

Die OHG ist eine Personengesellschaft zum ge-

meinschaftlichen Betrieb eines Handelsgewerbes 

und in §§ 105 ff. HGB geregelt.  

Sie entsteht durch Gesellschaftsvertrag und Ein-

tragung ins Handelsregister und ist auf den kauf-

männischen Geschäftsbetrieb ausgerichtet. Die 

Gesellschafter führen die Geschäfte gemein-

schaftlich und haften persönlich und unbe-

schränkt. 

Die OHG wird in Deutschland typischerweise für 

mittelständische Handels- und Dienstleistungs-

unternehmen eingesetzt, bei denen mehrere 

Personen aktiv zusammenarbeiten und unter-

nehmerisches Risiko gemeinsam tragen wollen. 

Auch freiberuflich tätige Personen können sich 

der OHG bedienen, wenngleich auf diese Berufs-

gruppen hauptsächlich die Partnerschaftsgesell-

schaft (PartG) zugeschnitten ist.  

Die OHG genießt im Geschäftsverkehr traditio-

nell hohes Vertrauen aufgrund der persönlichen 

Haftungsstruktur. 

Kommanditgesellschaft (KG) 

Die KG ist eine Personengesellschaft mit zweige-

teilter Gesellschafterstruktur. Neben mindestens 

einem persönlich haftenden Komplementär be-

teiligt sich mindestens ein Kommanditist, dessen 

Haftung beschränkt ist. 
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Dieses Modell ermöglicht die Verbindung von 

unternehmerischer Leitung durch den Komple-

mentär mit Kapitalbeteiligung ohne Geschäfts-

führungsbefugnis durch die Kommanditisten. 

Die KG wird häufig zur Einbindung von Kapital-

gebern genutzt. In der Praxis ist die 

GmbH & Co. KG besonders verbreitet. Die Ent-

scheidungsbefugnisse liegen in dieser Konstella-

tion bei der GmbH, während die Kommanditis-

ten in der Regel keine 

Geschäftsführungsbefugnis haben, jedoch von 

der eigenen Haftungsbeschränkung profitieren. 

Diese Rechtsform ist insbesondere für Unter-

nehmer attraktiv, die die Haftungsbeschränkung 

einer Kapitalgesellschaft mit der Flexibilität und 

den steuerlichen Vorteilen einer Personengesell-

schaft kombinieren möchten. Weitere Ausprä-

gungen der KG mit einem beschränkt haftenden 

Vollhafter sind bspw. die SE & Co. KG, die 

AG & Co. KG oder auch die Stiftung & Co. KG. 

Auch wenn die unterschiedlichen Formen von 

Personengesellschaften in der Praxis aufgrund 

weitreichender gesellschaftsvertraglicher Gestal-

tungen regelmäßig erheblich vom gesetzlichen 

Leitbild abweichen, haben sich die einzelnen Ty-

pen in ihrer gesetzlichen Ausgestaltung stark an-

genähert und weisen in ihren Grundformen er-

hebliche Überschneidungen auf, weshalb sie 

gemeinsam betrachtet werden. 

Das Risiko, dass in Deutschland eine Personenge-

sellschaft (GbR, OHG und KG) zur Verschleierung 

für die Zwecke der Geldwäsche verwendet wird, ist 

insgesamt als mittel einzustufen. 

Risiko eines Missbrauchs von Personengesellschaften 

für Geldwäsche 

 Mittel   

Auch für Personengesellschaften gilt: Nicht die 

Rechtsformen als solche sind risikobehaftet. Sie 

sind im deutschen Wirtschaftsleben weit verbreitet 

und erfüllen zentrale Funktionen insbesondere für 

kleinere und mittlere Unternehmen. Das Risiko 

entsteht vielmehr aus bestimmten Strukturmerk-

malen und Gestaltungsspielräumen – insbesondere 

dort, wo Transparenz- und Publizitätspflichten ge-

ringer ausfallen, Verträge nicht offengelegt werden 

müssen oder Kontrollverhältnisse mit vergleichs-

weise wenig formalen Hürden angepasst werden 

können.  

Nach den vorliegenden Erkenntnissen werden Per-

sonengesellschaften deutlich seltener als Kapitalge-

sellschaften in Verdachtsmeldungen genannt und 

auch die Arbeitsgruppe verfügt im Bereich der 

Geldwäsche insgesamt über deutlich weniger be-

lastbare Praxis- und Hellfeld-Erkenntnisse zu Per-

sonengesellschaften. Soweit ausnahmsweise belast-

bare Hinweise bestehen, betreffen sie überwiegend 

die Sonderform GmbH & Co. KG, bei der die struk-

turellen Risiken der GmbH hinzutreten. 

Quantitativ ist innerhalb der Personengesellschaf-

ten die KG in Deutschland insgesamt mit Abstand 

am häufigsten vertreten. Zum Stichtag am 

1. Juni 2026 waren 313.203 KGs im Transparenzre-

gister erfasst (11,2 Prozent aller dort geführten 

Rechtseinheiten) und damit die dritthäufigste 

Rechtsform nach GmbH und e. V. Aus den derzeit 

91.553 eingetragenen eGbR (dies entspricht 3,3 Pro-

zent) lassen sich derzeit nur begrenzt Rückschlüsse 

auf die generelle Bedeutung der Rechtsform zie-

hen, da sie erst seit Januar 2024 und zudem nur in 

bestimmten Konstellationen registerpflichtig ist 

und ihre Anzahl stark steigt. Die OHG hat hingegen 

eine geringe statistische Relevanz, da sie nur 

0,79 Prozent aller Rechtseinheiten ausmacht.  

Datenauswertungen zeigen, dass die KG bei wirt-

schaftlich Berechtigten mit Wohnsitz im Ausland 

sehr leicht überrepräsentiert ist. OHG und eGbR 

sind hingegen leicht unterrepräsentiert. Dies wirkt 

tendenziell sehr leicht risikoerhöhend (KG) bzw. ri-

sikomindernd (OHG und GbR), insbesondere im 

Hinblick auf grenzüberschreitende Verschleie-

rungsstrukturen. 

Entlang des Lebenszyklus ergibt sich dennoch eine 

Konstellation von Faktoren, die in der Gesamtab-

wägung ein mittleres Geldwäscherisiko tragen.  

In der Gründungsphase ist das abstrakte Risiko er-

höht, weil der Gesellschaftsvertrag grundsätzlich 

keiner Form bedarf und nicht offengelegt werden 

muss. Die notarielle Mitwirkung beschränkt sich 

– soweit Registeranmeldungen erforderlich sind – 
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im Wesentlichen auf die Identifizierung der Gesell-

schafter; der Vertrag selbst unterliegt keiner ver-

gleichbaren präventiven Kontrolle. Hinzu kommt, 

dass die Gesellschaft zivilrechtlich bereits vor Ein-

tragung entsteht, da diese nur deklaratorische Wir-

kung hat. Dieses Risiko wird bei der GbR in der Pra-

xis durch einen faktischen Registerzwang bei 

bestimmten – wirtschaftlich bedeutsamen – Vor-

gängen, etwa Grundstücksgeschäften oder dem Er-

werb von Gesellschaftsanteilen, begrenzt: In diesen 

Fällen ist eine Registereintragung faktische Vorbe-

dingung, und auch die Akquisition nennenswerter 

Vermögenswerte, Kontoeröffnungen oder Ver-

tragsschlüsse stoßen ohne registergestützte Nach-

weise häufig an Grenzen („Gatekeeper“-Wirkung 

der Verpflichteten). Bei der KG greift zudem die 

Haftungsbeschränkung des Kommanditisten erst 

mit Eintragung. 

Ein gesetzliches Mindestkapital ist nicht vorgese-

hen, was den Zugang erleichtert. Zugleich wirkt ri-

sikomindernd, dass Personengesellschaften min-

destens zwei Gesellschafter voraussetzen und 

– jedenfalls bei GbR und OHG sowie für den per-

sönlich haftenden Gesellschafter der KG – eine un-

beschränkte persönliche Haftung besteht, die Miss-

brauchskalküle begrenzen kann. Perspektivisch 

könnte zudem eine verstärkte Transparenz durch 

das neue EU-Geldwäscherecht risikomindernd wir-

ken, das Angaben zu Eigentums- und Kontroll-

strukturen verpflichtend macht (vgl. Art. 62 Abs. 1 

EU-Geldwäscheverordnung). 

Bei dem Erwerb oder der Übernahme von Mit-

gliedschaftsrechten ist das Risiko tendenziell etwas 

niedriger. Ein Gesellschafterwechsel führt zu einer 

Änderung des Gesellschaftsvertrags. Auch die Ab-

tretung der Mitgliedschaftsrechte setzt regelmäßig 

die Zustimmung der übrigen Gesellschafter voraus. 

Eine notarielle Beurkundung ist grundsätzlich 

nicht erforderlich. Bei Personenhandelsgesellschaf-

ten sowie bei GbRs in transparenzpflichtigen Kons-

tellationen ist jedoch eine Registereintragung not-

wendig, für die eine Notarin bzw. ein Notar 

einzubinden ist. 

Unterbleibt die Eintragung, hat dies spürbare Fol-

gen. Gegen Alt- und Neugesellschafter können 

Zwangsgelder verhängt werden. Aufgrund der öf-

fentlichen Beweisfunktion des Registers haftet ein 

ausgeschiedener Gesellschafter unter Umständen 

weiterhin für neue Verbindlichkeiten, solange sein 

Ausscheiden nicht eingetragen ist. Umgekehrt ist 

ein nicht eingetragener Neugesellschafter faktisch 

nur eingeschränkt handlungsfähig, etwa bei Kon-

toeröffnungen oder Vertragsabschlüssen. Auch bei 

der eGbR müssen die im Gesellschaftsregister ein-

getragenen Gesellschafter aktualisiert werden. Er-

folgt dies nicht, können – entsprechend den 

Grundsätzen der Rechtsscheinhaftung – Haftungs-

folgen eintreten. 

Bei Personengesellschaften besteht ein hohes Ri-

siko, missbräuchlich für Immobilientransaktionen 

über Share Deals verwendet zu werden. Das Risiko, 

das aus der Intransparenz solcher Vorgänge ent-

steht, wird durch die fehlende notarielle Beurkun-

dung bei der Abtretung der Mitgliedschaftsrechte 

an der Gesellschaft verstärkt. Dies wirkt sich erhö-

hend auf das Geldwäscherisiko von Personenge-

sellschaften insgesamt aus. 

Risiken in der Phase der Erlangung von Kontrolle 

sind insgesamt als mittel zu bewerten. Risikomin-

dernd wirkt, dass die Geschäftsführungsbefugnis 

grundsätzlich bei den Gesellschaftern selbst liegt. 

Viele Entscheidungen unterliegen dem Einstim-

migkeitsprinzip oder hohen Zustimmungserfor-

dernissen. Ein Fremdgeschäftsführer ist – anders 

als bei Kapitalgesellschaften – nicht „systemty-

pisch“ und die persönliche Haftung ist nicht ab-

dingbar. 

Risikoerhöhend ist dagegen die Möglichkeit, Perso-

nengesellschaften als Baustein in komplexe Beteili-

gungs- und Kontrollstrukturen einzubinden. Sie 

können selbst Gesellschafter anderer Rechtseinhei-

ten sein. Umgekehrt können juristische Personen 

als Komplementärin in „… & Co. KG“-Strukturen 

auftreten. Gerade bei der KG können dadurch 

mehrstufige und schwer überschaubare Beteili-

gungsketten entstehen, auch mit wechselseitigen 

Beteiligungen oder Gesellschaften als Kommandi-

tisten. Hinzu kommen grenzüberschreitende Ver-

flechtungen, etwa durch ausländische Komple-

mentäre. Bis zum EU-Austritt des Vereinigten 

Königreichs wurden hierfür häufig britische Ltd. 

genutzt; heute treten verstärkt EU-Kapitalgesell-

schaften wie die französische oder luxemburgische 

S.à r.l./SARL oder die niederländische BV an ihre 

Stelle. Solche Verschachtelungen erhöhen die 
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Komplexität und erschweren die Nachvollziehbar-

keit von Eigentums- und Kontrollstrukturen. 

Im Sonderfall von Nominee-Arrangements wird 

das Bedrohungspotenzial insgesamt als niedrig ein-

geschätzt. Risikoerhöhend kann sein, dass nicht in 

allen Konstellationen sämtliche Gesellschafter im 

Rahmen von Registervorgängen ihre Identität of-

fenlegen oder regelmäßig aktualisieren müssen. Ri-

sikomindernd wirkt jedoch, dass Gesellschafter ty-

pischerweise persönlich auftreten und ihre 

Identität im Gesellschaftsvertrag grundsätzlich er-

kennbar ist. Zudem begrenzt die persönliche Haf-

tung die Attraktivität verdeckter Kontrollmodelle. 

In der Verwaltungsphase ist das abstrakte Risiko im 

Vergleich zu Kapitalgesellschaften hoch. Berichts-, 

Publizitäts- und Registerpflichten sind weniger 

streng ausgestaltet. Je nach Struktur und wirt-

schaftlicher Tätigkeit können sich daraus zusätzli-

che Verschleierungsspielräume ergeben. 

Für OHG und KG bestehen Eintragungspflichten 

im Handels- und Transparenzregister. Auch we-

sentliche Änderungen, etwa Gesellschafterwechsel, 

sind einzutragen. Zwar hat die Handelsregisterein-

tragung häufig nur deklaratorische Wirkung, und 

Kleingewerbetreibende können von der Eintra-

gungspflicht befreit sein. In der Praxis wirkt jedoch 

der faktische Registerzwang sowie die Gatekeeper-

Funktion der Verpflichteten risikomindernd. 

Für die GbR gilt: Als (Außen-)GbR kann sie eigenes 

Gesellschaftsvermögen bilden und am Rechtsver-

kehr teilnehmen, ohne Kaufmann zu sein. Deshalb 

bestehen grundsätzlich keine handelsrechtlichen28 

Buchführungs- oder Bilanzierungspflichten. Über-

schreitet sie die Schwelle zum Handelsgewerbe, 

wird sie automatisch zur OHG und muss sich ins 

Handelsregister eintragen lassen; diese Pflicht kann 

mit Zwangsgeld durchgesetzt werden. Seit dem 

1. Januar 2024 gilt zudem: Auch unterhalb dieser 

Schwelle muss sich die (Außen-)GbR im Gesell-

schaftsregister und im Transparenzregister eintra-

gen lassen, wenn sie bestimmte Rechte erwerben 

                                                                 
 

28 In bestimmten Ausnahmefällen bestehen jedoch steuer-

liche Aufzeichnungs-, Buchführungs- und Bilanzierungs-

pflichten (vgl. §§ 140 ff. Abgabenordnung (AO)). 

will, insbesondere Beteiligungen oder Grund-

stücksrechte. Damit sind zentrale geldwäscherele-

vante Sachverhalte nun transparenzrechtlich er-

fasst. Insbesondere wurde das zuvor bestehende 

Risiko bei Immobilienübertragungen über die Ab-

tretung von GbR-Anteilen durch die neuen Regis-

terpflichten reduziert. 

Gleichwohl bleibt ein strukturell relevanter In-

transparenzfaktor: Der Gesellschaftsvertrag muss 

nicht veröffentlicht werden, und die präventive 

notarielle Kontrolle erfasst regelmäßig nicht den 

Vertragsinhalt. Nach Beobachtungen der Arbeits-

gruppe wurden in einzelnen Fällen unterschiedli-

chen Adressaten – etwa Gläubigern, Verpflichteten, 

Behörden, Arbeitnehmern oder Registern – gezielt 

unterschiedliche Vertragsfassungen vorgelegt, um 

eine bestimmte Außenwirkung zu erzeugen. Die 

gesetzgeberische Grundentscheidung, bei Perso-

nengesellschaften wegen der persönlichen Haftung 

ein geringeres öffentliches Transparenzinteresse 

anzunehmen, könnte im Einzelfall die Nachvoll-

ziehbarkeit wirtschaftlich Berechtigter und von 

Geldflüssen erschweren. 

Die neue EU-Geldwäscheverordnung verlangt aber 

von Verpflichteten, die Angaben zu Eigentums- 

und Kontrollstrukturen anhand angemessener 

Maßnahmen zu überprüfen 

(Art. 20 Abs. 1 Buchst. b). Dies kann künftig risiko-

mindernd wirken. 

Die Transparenzregisterdaten zeigen bei einzelnen 

Personengesellschaften eine formale Intranspa-

renz: Der Füllgrad liegt bei der eGbR bei 67 Prozent, 

bei der OHG bei 66 Prozent und damit deutlich un-

ter dem Durchschnitt; KGs liegen mit 87 Prozent 

hingegen +4 Prozentpunkte über dem Durch-

schnitt. Diese Befunde sind jedoch nicht durchge-

hend als Risikofaktor zu interpretieren. Der nied-

rige Füllgrad der eGbR wirkt zunächst besonders 

erklärungsbedürftig, weil es sich hierbei um bereits 

im Gesellschaftsregister eingetragene eGbR han-

delt, die also erst kürzlich mit notarieller Beglaubi-

gung in das Gesellschaftsregister eingetragen wur-

den und – anders als bei anderen Rechtsformen – 
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nicht durch „Altfälle“ mit schlicht unterbliebener 

Aktualisierung erklärbar sind. Zugleich ist zu be-

rücksichtigen, dass ein erheblicher Teil dieser 

Konstellationen auf wenig komplexe Konstellatio-

nen wie sogenannte Ehegatten-GbRs entfallen 

dürfte, die eine oder wenige vermietete Immobi-

lien halten – oder bereits verkauft haben und nach 

Veräußerung wirtschaftlich inaktiv bleiben, ohne 

formal liquidiert zu werden. In solchen Fällen lässt 

die Intransparenz nicht auf ein erhöhtes Geldwä-

scherisiko schließen. Bei der OHG lassen sich 

strukturelle Erklärungen anbringen, etwa die häu-

figere Nutzung durch kleine und mittlere Betriebe 

mit geringerer formalisierter Compliance. Dass 

Personengesellschaften insgesamt nur selten in 

Verdachtsmeldungen oder Strafverfahren erschei-

nen, deutet darauf hin, dass formale Transparenz-

defizite derzeit nicht in erheblichem Ausmaß in 

missbräuchliche Verschleierung „übersetzt“ wer-

den.  

Es verbleibt ein risikorelevanter Punkt in der Mög-

lichkeit, fiktive wirtschaftlich Berechtigte im 

Transparenzregister zu registrieren, da bei Perso-

nengesellschaften die Anteilshöhen nicht aus ande-

ren öffentlichen Registern ersichtlich sind und da-

mit Plausibilitätsprüfungen erschwert werden 

können. Auffällig ist der vergleichsweise hohe An-

teil fiktiver wirtschaftlich Berechtigter bei der KG 

(23,10 Prozent), was mit ihrem häufigeren Einsatz 

in komplexeren Beteiligungsstrukturen korrespon-

diert. 

Risikorelevant kann schließlich auch sein, dass die 

handelsrechtlichen Rechnungslegungspflichten bei 

Personengesellschaften weniger umfangreich sein 

können. Je nach Ausgestaltung entfällt etwa die 

Pflicht zu Lagebericht oder Anhang; dies kann das 

unerkannte Vortäuschen von Geschäftstätigkeit o-

der das Vorhalten inaktiver Strukturen erleichtern 

und damit insbesondere in Layering- und Integra-

tionskonstellationen als begünstigender Faktor 

wirken.  

Auch die Möglichkeit eines gesetzlichen Form-

wechsels könnte missbrauchsrelevant sein, weil 

Vermögenswerte ohne klassische Abwicklungsme-

chanismen in andere Jurisdiktionen überführt wer-

den können. Bei der GmbH & Co. KG kann dies 

bspw. eintreten, wenn sämtliche Kommanditan-

teile auf die Komplementär-GmbH übertragen 

werden, die KG ohne Liquidation erlischt und das 

Vermögen der GmbH anwächst; bei entsprechen-

den auslandsbezogenen Strukturen könnte dies 

faktisch einen Wegzug und Vermögensübergang in 

ausländische Strukturen begünstigen.  

In der Phase der Auflösung und Liquidation be-

steht ein eigenständiges abstraktes Risiko, weil der 

Prozess – trotz teils erhöhter Zustimmungserfor-

dernisse – vergleichsweise einfach ausgestaltet sein 

kann und insbesondere keine Sperrfrist für Aus-

schüttungen besteht. Dadurch kann ein rasches 

Abziehen von Vermögenswerten erleichtert wer-

den. Die Pflicht, die Auflösung durch sämtliche Ge-

sellschafter in notariell beglaubigter Form zur Ein-

tragung anzumelden, erschwert Missbrauch, 

verhindert ihn jedoch nicht vollständig. Risikoer-

höhend können zudem Angebote von TCSP-ähnli-

chen Dienstleistern zur Firmenbestattung wirken, 

die sich nach den vorliegenden Beobachtungen 

insbesondere auch auf GmbH & Co. KG sowie 

UG & Co. KG beziehen. Andererseits wirkt risiko-

mindernd, dass die Haftung der Gesellschafter ty-

pischerweise fortbesteht und damit auch nachgela-

gerte Zugriffsmöglichkeiten eröffnet. 

Im Vergleich zu Kapitalgesellschaften werden Per-

sonengesellschaften seltener als Mantel- oder 

Briefkastengesellschaften angeboten; daraus ergibt 

sich insoweit ein geringeres Missbrauchspotenzial. 

Auch die potenziellen Auswirkungen der über 

diese möglichen Geldwäsche sind im Mittel gerin-

ger, weil Personengesellschaften überwiegend von 

kleineren Unternehmen genutzt werden und des-

halb niedrigere Summen unauffällig transferiert 

werden können.  

In der Gesamtschau zeigt sich, dass Personengesell-

schaften vor allem dort relevant werden könnten, 

wo eine niedrigschwellige, kapitalarme Struktur 

zur ersten Einbettung, als zusätzliches verschlei-

erndes Element oder späteren Integration von Ver-

mögenswerten genutzt werden soll. Die vergleichs-

weise flexible Vertragsgestaltung ohne notarielle 

Formanforderungen, die fehlende Veröffentli-

chungspflicht des Gesellschaftsvertrags sowie 

– insbesondere bei der KG und der 

GmbH & Co. KG – die Möglichkeit komplexer Be-

teiligungskonstruktionen können dabei zur Ver-

schleierung von Eigentums- und Kontrollverhält-

nissen beitragen. So wurde etwa der Fall 
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beobachtet, dass GmbH & Co. KGs als Mantelgesell-

schaften mit bestehendem Bankkonto erworben 

und unter Nutzung eines im Ausland ansässigen 

Prokuristen eingesetzt wurden. Auffällig war hier-

bei häufig ein Auslandsbezug, etwa als Baustein in 

grenzüberschreitenden Ketten, bei Formwechseln 

oder für Scheingeschäftsbeziehungen. Während die 

Evidenz für eine Verwendung von GbR und OHG 

für Geldwäschezwecke insgesamt gering ist, gab es 

einzelne Fälle des Einsatzes zur Vortäuschung lega-

ler Geschäfte, etwa im Güterhandel, in der Gastro-

nomie oder im Bausektor. Zudem dienten Perso-

nengesellschaften in einzelnen Fällen der 

Bereitstellung logistischer Infrastruktur für weitere 

sonstige Straftaten. 

In stärker strukturierten, kapitalmarktorientierten 

oder großvolumigen Layering-Konstellationen tre-

ten Personengesellschaften hingegen typischer-

weise weniger in Erscheinung als Kapitalgesell-

schaften. 

  



Legal Persons and Legal Arrangements    Sektorspezifische Risikobewertung 

40 

3.5 Verein 
Kurzsteckbrief: Verein 

Der Verein ist in §§ 21 ff. BGB geregelt und dient 

dem freiwilligen Zusammenschluss mehrerer 

Personen zur Verfolgung eines gemeinsamen, 

ideellen Zwecks. 

Er ist körperschaftlich organisiert und besteht 

unabhängig vom Wechsel seiner Mitglieder fort. 

Zentrale Organe sind Mitgliederversammlung 

und Vorstand. 

Der Verein entsteht mit Eintragung in das Ver-

einsregister des zuständigen Amtsgerichts als ju-

ristische Person; ab diesem Zeitpunkt führt er 

den Namenszusatz eingetragener Verein (e. V.). 

Der Verein ist die prägende Rechtsform des ge-

meinnützigen Sektors in Deutschland und über-

nimmt vielfältige gesellschaftliche Aufgaben. 

Vereine finanzieren sich im Wesentlichen durch 

Mitgliedsbeiträge, Spenden, andere Zuwendun-

gen sowie ggf. Entgelte.  

Die besonderen Vereinsformen – der wirtschaft-

liche Verein nach § 22 BGB, der durch staatliche 

Verleihung Rechtspersönlichkeit erwirbt29, und 

der altrechtliche Verein30 – werden in dieser 

Analyse nicht näher betrachtet, da ihre Anzahl 

vergleichsweise gering ist und von ihnen derzeit 

keine relevanten Risiken im Kontext von Gelwä-

sche und Terrorismusfinanzierung ausgehen. 

Das Risiko, dass in Deutschland ein Verein zur Ver-

schleierung für die Zwecke der Geldwäsche ver-

wendet wird, ist insgesamt als niedrig einzustufen. 

                                                                 
 

29 Wirtschaftliche Vereine nach § 22 BGB sind äußerst sel-
ten. Dies liegt u. a. daran, dass die Rechtsfähigkeit des wirt-
schaftlichen Vereins durch staatliche Verleihung erlangt 
wird. Die Verleihung erfolgt nach § 22 BGB aber nur „in Er-
mangelung besonderer bundesgesetzlicher Vorschriften“, es 
gilt also der Grundsatz der Subsidiarität der Rechtsform des 
wirtschaftlichen Vereins. Die Rechtsprechung versteht die-
sen Grundsatz eng und eine Verleihung kommt daher nur 
in Betracht, wenn es dem (wirtschaftlichen) Verein auf-
grund der besonderen Umstände des Einzelfalls unzumut-
bar ist, sich in einer der spezialgesetzlich zur Verfügung ge-
stellten Rechtsformen des Handelsrechts (GmbH, AG, eG 
etc.) zu organisieren. Aufgrund der strengen Prüfung der 

Im Bereich der Organisierten Kriminalität ist je-

doch die erhöhte Aufmerksamkeit aller Stellen für 

die Nutzung von Vereinen zu Geldwäschezwecken 

geboten. 

Risiko eines Missbrauchs des Vereins für Geldwäsche 

Niedrig    

Vereine übernehmen in Deutschland unverzicht-

bare gesellschaftliche Aufgaben in Sport, Kultur, 

Bildung, Sozialem und Katastrophenschutz. Sie be-

ruhen in weiten Teilen auf ehrenamtlichem Enga-

gement und verfolgen rechtmäßige Zwecke. Die 

meisten Vereine sind regional tätig und finanzieren 

sich ganz überwiegend aus den Beiträgen ihrer 

Mitglieder oder aus sonstigen Zuwendungen. Des-

halb bemühen sich Vereine regelmäßig um eine 

große Mitgliederbasis. Gesetzgeberisches Leitbild 

für die Ausgestaltung der Rechtsform ist, die Zu-

gangsschwellen niedrig und bürokratische Belas-

tungen möglichst gering zu halten. Gerade diese 

bewusst niedrigschwellige Ausgestaltung der recht-

lichen Vorgaben für die Rechtsform kann jedoch 

– neben ihrer gesellschaftlich gewollten Funktion – 

auch Missbrauchsmöglichkeiten eröffnen. Als risi-

komindernd ist hingegen zu berücksichtigen, dass 

komplexe Strukturen bei Vereinen untypisch sind 

und hohe Transaktionsbeträge Kreditinstituten 

schneller auffallen dürften. Aufgrund des genann-

ten Leitbildes kann dem Geldwäscherisiko bei Ver-

einen vor allem durch ein fundiertes Risikover-

ständnis und risikobasierte Prävention begegnet 

werden. 

Voraussetzungen des § 22 BGB und der restriktiven Verlei-
hung dieser Rechtsform ist der wirtschaftliche Verein kein 
taugliches Instrument für Kriminelle. 
30 Als altrechtlicher Verein wird ein Verein bezeichnet, der 
vor Inkrafttreten des BGB (1.1.1900) rechtlich bestanden hat 
und von der gesetzlich eingeräumten Möglichkeit Gebrauch 
gemacht hat, seine bisherige Rechtsform beizubehalten. Nur 
eine relativ kleine Zahl von Vereinen ist heute noch so kon-
stituiert. Nach aktuellem Stand existieren circa 52 altrechtli-
che Vereine, die vor allem in den Bereichen Sport, Musik, 
Kirche und Natur vertreten sind. Folglich handelt es sich bei 
dieser Rechtskonstruktion um ein auslaufendes Element, 
das aufgrund seiner Tradition und Geschichte fortbesteht, 
jedoch nicht zum Zwecke der Geldwäsche gegründet oder 
fortgeführt wird. 
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Der eingetragene Verein genießt eine hohe Aner-

kennung und gilt im In- wie Ausland als seriöse 

und verlässliche Organisationsform. 22,7 Prozent 

(631.916) aller in Deutschland registrierten Rechts-

einheiten sind Vereine. Ihre weite Verbreitung und 

ihre gesellschaftliche Akzeptanz lassen sie im Ge-

schäftsverkehr unauffällig erscheinen. Diese Un-

auffälligkeit kann sie auch zur Verfolgung krimi-

neller Zwecke attraktiv machen. In einzelnen 

Milieus – etwa im Umfeld Organisierter Kriminali-

tät – wurde die Nutzung der Rechtsform für Geld-

wäschezwecke beobachtet. Hierbei wurden gezielt 

abstrakte Anfälligkeiten der Rechtsform ausge-

nutzt. 

Eingetragene Vereine waren in der ausgewerteten 

FIU-Datengrundlage des Jahres 2024 unter den ge-

meldeten, im Zusammenhang mit Geldwäsche auf-

fälligen, Rechtseinheiten nicht vertreten. Das 

spricht gegen eine tatsächlich häufige Verwendung 

für kriminelle Tätigkeiten; kann aber auch darauf 

zurückzuführen sein, dass es stellenweise an einem 

ausreichenden Risikobewusstsein bei Verpflichte-

ten fehlt. Es besteht damit zwar ein Risiko für Ver-

schleierungshandlungen im Rahmen aller Stadien 

der Geldwäsche, das aber wegen geringer Evidenz 

in der Gesamtschau insgesamt als niedrig zu wer-

ten ist. 

Die Gründung ist rechtlich bewusst niedrigschwel-

lig ausgestaltet. Der Verein wird gegründet, indem 

sich mindestens zwei Gründungsmitglieder auf 

eine Satzung mit bestimmten Mindestinhalten ei-

nigen. Der Zweck des Vereins muss ein ideeller 

sein, d. h., er darf nicht auf einen Geschäftsbetrieb 

gerichtet sein. 

Der Verein darf nur in das Vereinsregister eingetra-

gen werden, wenn er sieben Mitglieder hat, seine 

Satzung den gesetzlichen Mindestanforderungen 

entspricht und die Vorstandsmitglieder satzungs-

gemäß bestellt wurden. Für die Eintragung ist eine 

öffentlich beglaubigte Anmeldung durch den Vor-

stand notwendig. Der Anmeldung ist u. a. die Sat-

zung beizufügen. Notariell identifiziert werden je-

doch nur die Vorstandsmitglieder. Die einfachen 

Gründungsvoraussetzungen eröffnen Verschleie-

rungsmöglichkeiten hinsichtlich der Mindestmit-

glieder und erleichtern Gründungen durch Stroh-

personen oder mit Scheinidentitäten.  

Ein Mindestkapital oder Vorgaben zur Kapitalauf-

bringung bestehen nicht. Diese kapitalarme Struk-

tur erleichtert ehrenamtliches Engagement, senkt 

aber auch die Eintrittsschwelle für missbräuchliche 

Gründungen. 

Voraussetzung für die Eintragung in das Vereinsre-

gister ist, dass der in der Satzung festgelegte Zweck 

nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 

gerichtet ist. Wirtschaftliche Tätigkeiten zur Zwe-

ckerfüllung sind nur zulässig, soweit sie als Neben-

tätigkeiten dem ideellen Zweck zu- und unterge-

ordnet sind. Nach den Erfahrungen der 

Arbeitsgruppe werden gerade diese Nebentätigkei-

ten in Einzelfällen vorgetäuscht. Typische wirt-

schaftliche Nebentätigkeiten sind Vereinsfeste, Ba-

sare oder die Vermietung von Vereinsräumen. 

Über solche Aktivitäten werden inkriminierte Gel-

der als vermeintlich legale Einnahmen – etwa 

Spenden, Entgelte oder Darlehen – in bar oder un-

bar vereinnahmt und den Tätern über fingierte 

Ausgaben zu dem vorgegebenen Zweck wieder zu-

geführt. 

Zudem wurden in der Praxis Vereinsverflechtun-

gen beobachtet. Mehrere Vereine wenden sich ge-

genseitig Spenden zu oder bringen über (Schein-

)Rechnungen Gelder in den Rechtsverkehr ein. 

Mittel wurden anschließend plausibilisiert an ko-

operierende Täter oder ausländische natürliche o-

der juristische Personen weitergeleitet. 

In Bezug auf den Erwerb von Mitgliedschaftsrech-

ten bestehen keine besonderen Risiken. Die Sat-

zung muss Bestimmungen über den Ein- und Aus-

tritt von Mitgliedern enthalten. Mitgliedschaften 

sind grundsätzlich nicht übertragbar, verändern 

sich aber häufig durch formal vergleichsweise ein-

fache Ein- und Austritte. Die Mitgliedschaft im 

Verein vermittelt keine vermögensrechtlichen An-

teile am Vereinsvermögen. Jedes Mitglied im Ver-

ein hat das gleiche Stimmgewicht; der Vorstand 

entscheidet als Geschäftsführungsorgan über die 

laufenden Geschäfte des Vereins und vertritt den 

Verein gegenüber Dritten. Für Geldwäschekonstel-

lationen steht deshalb weniger der formale Mitglie-

derwechsel als vielmehr die faktische Kontrolle 

über die Vorstandsmitglieder, die aufgrund ihrer 

Vertretungsmacht den Vereins für die Zwecke der 

Durchschleusung von Geldern nutzen können.  
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Die Möglichkeiten, dass Vorstandsmitglieder die 

faktische Kontrolle über einen Verein erlangen 

können, ist differenziert zu bewerten. Risikomin-

dernd wirkt die vereinsrechtliche Kontrollstruktur, 

die vergleichsweise streng und unflexibel ist. Die 

Mitgliederversammlung ist oberstes Organ, wählt 

den Vorstand und kann Kassenprüfer einsetzen. 

Vorstandsmitglieder haften bei Pflichtverletzun-

gen. 

Risikosteigernd ist jedoch, dass diese Kontrollme-

chanismen in der Praxis nicht immer effektiv grei-

fen, da die Mitgliederzahl eines eingetragenen Ver-

eins auf bis zu drei Mitglieder absinken kann. Das 

kann ein Anreiz sein, Vereine unter Nutzung von 

Strohpersonen zu gründen. Hat ein Verein – wie in 

einzelnen Geldwäschefällen beobachtet – nur noch 

weniger als drei Mitglieder, hat ihm das Registerge-

richt die Rechtsfähigkeit zu entziehen, was seiner 

Auflösung gleichkommt. Dies setzt jedoch voraus, 

dass das Registergericht von der zu geringen Mit-

gliederzahl Kenntnis erlangt oder von seinem 

Recht Gebrauch macht, jederzeit vom Vorstand 

eine Bescheinigung über die Zahl der Mitglieder zu 

verlangen. 

Grundsätzlich ist es zudem möglich, Vereine in 

verschachtelte Strukturen einzubinden, indem sie 

entweder selbst Gesellschafter anderer Rechtsein-

heiten oder aber Rechtseinheiten Mitglieder eines 

Vereins werden. Dadurch ließen sich für Verschlei-

erungszwecke förderliche komplexere Einfluss-

strukturen schaffen. Allerdings ist der Verein auf-

grund seiner Verfassung nicht sehr tauglich für die 

Einbindung in solche Strukturen.  

In der Verwaltungsphase bestehen starke formelle 

Berichtspflichten gegenüber dem Vereinsregister, 

etwa zu Namens-, Sitz-, Vorstands- und Satzungs-

änderungen. Registergerichte können auf die Kor-

rektur von unrichtigen oder veralteten Angaben 

durch Androhung und Verhängung von Zwangs-

geldern hinwirken. Die Registereintragungen sowie 

die Eintragungsunterlagen, insbesondere die Sat-

zungen sind für jedermann einsehbar. 

Gemeinnützige Vereine sind zusätzlich im Zuwen-

dungsempfängerregister des Bundeszentralamts 

für Steuern erfasst. Seriöse private Organisationen 

wie das Deutsche Zentralinstitut für soziale Fragen 

(DZI) vergeben nach intensiver Prüfung Spenden-

siegel. Für Geldwäsche ist die Ausstellung von 

Spendenbescheinigungen typischerweise nicht er-

forderlich, da bereits inkriminierte Gelder vorhan-

den sind – vermeintliche Spenden werden nur vor-

getäuscht. Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit 

kann die Attraktivität für Geldwäschezwecke sogar 

verringern, da sie mit erhöhter behördlicher Auf-

merksamkeit verbunden ist.  

Es wurden die Grundlagen für eine wirksamere 

Transparenz geschaffen. Eintragungen im Transpa-

renzregister erfolgen regelmäßig automatisiert auf 

Grundlage der Vereinsregisterdaten. Die dem Ver-

einsregister bekannten Adressen der Vereine sind 

nach Erfahrung der registerführenden Stelle des 

Transparenzregisters jedoch teilweise veraltet.  

Die Auflösung eines Vereins erfordert grundsätz-

lich einen Beschluss der Mitgliederversammlung 

mit qualifizierter Mehrheit. Die Auflösung ist ins 

Vereinsregister einzutragen. Regelmäßig schließt 

sich der Auflösung die Liquidation des Vereins an. 

Sind die Liquidationsmaßnahmen abgeschlossen 

und das Vereinsvermögen nach Befriedigung der 

Vereinsgläubiger in Geld umgesetzt worden, gilt 

eine einjährige Sperrfrist für Ausschüttungen an 

die anfallberechtigten Personen, an die dieser Li-

quidationserlös nach den Regelungen in der Sat-

zung oder dem Gesetz auszuzahlen ist. Wird der Li-

quidationserlös vor Ablauf der Sperrfrist 

ausgezahlt, haften die Liquidatoren den Gläubigern 

des Vereins, die noch nicht befriedigt wurden, ne-

ben dem Verein auch persönlich. Bestehen keine 

externen Gläubiger, entfaltet die Sperrfrist aller-

dings keine Wirkung. 

Bei Vereinen, die nicht gemeinnützig sind, kann in 

der Satzung vorgesehen werden, dass der Liquida-

tionserlös an die Mitglieder fallen soll. Dies kann 

für Geldwäschezwecke attraktiv sein, um Mittel 

wieder zu entziehen. Auch während der Liquida-

tion besteht die Möglichkeit, fingierte Forderungen 

noch bis zum Ablauf der Sperrfrist geltend zu ma-

chen. 

Wenn der Zweck des Vereins oder seine Tätigkeit 

Strafgesetzen zuwiderläuft, ist er nach Art. 9 Abs. 2 

des Grundgesetzes verboten. Erlangen die Behör-

den Kenntnis davon, können sie den Verein nach 

den Vorschriften des Vereinsgesetzes auflösen und 

abwickeln. 
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Der Verein kann insgesamt über alle Phasen der 

Geldwäsche hinweg genutzt werden. Es kann Bar-

geld vor allem über Spenden oder vorgetäuschte 

Vereinsaktivitäten in den Finanzkreislauf einge-

schleust werden. In späteren Stadien können Gel-

der eingebettet in scheinbare legale Vereinsaktivi-

täten oder – etwa im Rahmen der Liquidation – an 

Täter zurückgeführt werden.  

Typischerweise können hierzu Vereine mit weni-

gen Mitgliedern genutzt werden, bei denen 

dadurch ein geringerer Kontrollgrad besteht. Sie 

können auch einfacher wieder aufgelöst werden. 

Durch solche Vereine können aber nur vergleichs-

weise geringe Beträge unauffällig bewegt werden. 

Komplexe internationale Layering-Strukturen sind 

weniger typisch, da Vereinen regelmäßig konzern-

artige oder grenzüberschreitende Beteiligungsge-

flechte fehlen. 

3.6 Stiftung 
Kurzsteckbrief: Stiftung 

Die rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen 

Rechts (im Folgenden kurz: „Stiftung“) entsteht 

durch Stiftungsgeschäft und staatliche Anerken-

nung. Sie ist eine juristische Person ohne Mit-

glieder. 

Die rechtlichen Grundlagen für die Rechtsform 

„Stiftung“ finden sich in den §§ 80 ff. BGB und 

den jeweiligen Landesstiftungsgesetzen.  

Kennzeichnend ist die Festlegung eines be-

stimmten Zwecks durch den Stifter und die Aus-

stattung der Stiftung mit einem Vermögen, das 

der Erfüllung dieses Zwecks dient. Anders als 

Gesellschaften hat eine Stiftung keine Mitglie-

der. 

Die Stiftung unterliegt staatlicher Aufsicht durch 

die jeweils zuständigen Landesstiftungsbehör-

den und ist typischerweise auf langfristige 

Zweckverwirklichung ausgerichtet. 

In Deutschland ist die Stiftung eine anerkannte 

Rechtsform zur dauernden und nachhaltigen Er-

füllung insbesondere gemeinnütziger, mildtäti-

ger, wissenschaftlicher, kultureller oder kirchli-

cher Zwecke. Sie bietet eine flexible und 

nachhaltige Möglichkeit, über Generationen 

hinweg vom Stifter festgelegte Zwecke mit ei-

nem dafür gewidmeten Vermögen zu erfüllen.  

Neben der rechtsfähigen gibt es in Deutschland 

auch die nicht-rechtsfähige Stiftung. Ihre Risi-

ken werden in Kapitel 3.8 „Trustähnliche Gestal-

tungen  

(„Legal Arrangements“)“ näher beleuchtet. 

Das Risiko, dass in Deutschland eine Stiftung zur 

Verschleierung für die Zwecke der Geldwäsche ver-

wendet wird, ist insgesamt als niedrig einzustufen. 

Risiko eines Missbrauchs der Stiftung für Geldwä-

sche 

Niedrig    

Stiftungen erfüllen in Deutschland wichtige gesell-

schaftliche Funktionen in Kultur, Wissenschaft, 

Bildung, Sozialem und Umwelt. Sie sollen ihren 

Zweck dauernd und nachhaltig erfüllen. Das iden-

tifizierte Risiko ergibt sich nicht aus ihrer legitimen 

Funktion, sondern aus einzelnen strukturellen Ge-

staltungsmöglichkeiten, die unter bestimmten Vo-

raussetzungen zur Verschleierung genutzt werden 

könnten. 

Bereits statistisch ist das Risiko einer missbräuchli-

chen Verwendung begrenzt. Stiftungen machen 

zum Stichtag etwa 0,4 Prozent aller registrierten 

Rechtseinheiten in Deutschland aus. Zugleich ist 

die tatsächliche Gesamtzahl rechtsfähiger Stiftun-

gen derzeit nicht abschließend bestimmbar. Nach 

Angaben des Bundesverbands Deutscher Stiftun-

gen existieren über 25.000 rechtsfähige Stiftungen 

– bei 12.230 im Transparenzregister eingetragenen 

Stiftungen. Die Abweichung erklärt sich daraus, 

dass die Datenübermittlungen aus den Stiftungs-

verzeichnissen der Länder bislang weder einheit-

lich noch vollständig sind. Darüber hinaus besteht 

die Möglichkeit, dass Stiftungen als „sonstige 

Rechtseinheiten“ registriert wurden. Eine verlässli-

che Ermittlung des Füllgrads des Transparenzregis-

ters ist deshalb derzeit nicht möglich. Diese unein-

heitliche Datenlage führt zu einer strukturellen 

Intransparenz.  

Mit Einführung des bundesweiten Stiftungsregis-

ters ab dem 1. Januar 2028 und dessen Anbindung 

an das Transparenzregister ist jedoch von einer 
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deutlichen Verbesserung der Datenqualität und 

Transparenz auszugehen. 

Die Arbeitsgruppe hat keinerlei Geldwäschefälle 

unter Nutzung von Stiftungen nach deutschem 

Recht berichtet. Dies spricht für ein niedriges prak-

tisches Hellfeldrisiko. Gleichwohl ist eine abstrakte 

Missbrauchsmöglichkeit nicht auszuschließen. Es 

gibt Mutmaßungen über eine Entgegennahme 

anonymer oder schwer nachvollziehbarer Zuwen-

dungen zur Verschleierung der Herkunft von Mit-

teln. Ebenso ist denkbar, dass Stiftungen in schein-

bar legale Projekte investieren oder – insbesondere 

bei grenzüberschreitenden Förderungen – Projekte 

unterstützen, deren tatsächliche Durchführung nur 

eingeschränkt überprüfbar ist. Solche Konstellatio-

nen beträfen vor allem spätere Stadien der Geldwä-

sche und setzen regelmäßig eine bereits beste-

hende oder erlangte Einflussmöglichkeit voraus. 

In der Gründungsphase ist das Risiko niedrig. Die 

Stiftung entsteht erst mit staatlicher Anerkennung. 

Der Anerkennungsprozess durch die zuständige 

Landesstiftungsbehörde ist regelmäßig mit einer 

intensiven inhaltlichen Prüfung der Stiftungssat-

zung und des Stiftungskonzepts verbunden. Hinzu 

kommt, dass das Stiftungsvermögen ausreichend 

sein muss, um den Stiftungszweck dauernd und 

nachhaltig zu erfüllen; dies erfordert häufig erheb-

liche Kapitalbeträge und ist gegenüber der Auf-

sichtsbehörde nachzuweisen.  

Die Eintragung in die bisherigen Stiftungsverzeich-

nisse der Länder erfolgt derzeit mit der staatlichen 

Anerkennung automatisch und ohne gesonderte 

notarielle Mitwirkung. Ab dem 1. Januar 2028 wird 

der Stiftungsvorstand jedoch verpflichtet sein, eine 

Anmeldung zum bundesweiten Stiftungsregister in 

öffentlich beglaubigter Form vorzunehmen. Auch 

dadurch wird die formale Nachvollziehbarkeit wei-

ter erhöht. 

Die Stiftung eignet sich nicht für Mantel- oder 

Briefkastengründungen. Auffällige angebotene 

Gründungsmodelle durch professionelle Interme-

diäre sind auf dem deutschen Markt nur sehr ver-

einzelt feststellbar. Insgesamt führen diese struktu-

rellen, materiellen und praktischen Anforderungen 

dazu, dass Stiftungen kaum für Zwecke der Geld-

wäsche errichtet werden können. 

Stiftungen haben keine Inhaber. Es bestehen keine 

übertragbaren Mitgliedschafts- oder Vermögens-

rechte. Daher kommt nicht der Erwerb von Antei-

len, sondern allein die Erlangung tatsächlicher 

Kontrolle über bestehende Organe in Betracht. 

Auch hier ist das Risiko insgesamt niedrig. Die 

staatliche Rechtsaufsicht durch die Stiftungsbe-

hörde wirkt risikomindernd. Personelle Verände-

rungen im Vorstand – dem zentralen Organ – un-

terliegen in der Regel Anzeige- oder 

Genehmigungspflichten. Bei größeren Stiftungen 

bestehen häufig zusätzliche Organe wie Kurato-

rium oder Stiftungsrat, die Kontroll- und Überwa-

chungsfunktionen wahrnehmen. Die sehr unter-

schiedlichen und oft detaillierten 

Satzungsregelungen zur Organbestellung erschwe-

ren einen gezielten Zugriff zusätzlich. Theoretisch 

denkbar ist eine informelle Einflussnahme oder 

Druckausübung auf bestehende Organmitglieder. 

Hierfür müsste jedoch eine geeignete Stiftung 

identifiziert und eine faktische Kontrolle aufgebaut 

werden, was angesichts der vergleichsweise gerin-

gen Anzahl und der behördlichen Aufsicht prak-

tisch erschwert ist. Nominee-Arrangements haben 

bei Stiftungen daher nur geringe Bedeutung; sie 

sind allenfalls in seltenen informellen Konstellatio-

nen vorstellbar. 

Dass Stiftungen Gesellschafter einer GmbH oder 

Aktionär einer AG oder SE sein können, erhöht das 

Risiko nur begrenzt. Zwar ermöglichen solche Be-

teiligungen eine langfristige und individuelle 

Strukturierung von Vermögensverhältnissen und 

sie könnten in komplexe Beteiligungsgeflechte ein-

gebunden sein. Entscheidend bleibt jedoch, dass die 

Erlangung der Kontrolle über die Stiftung selbst die 

zentrale Hürde darstellt. Ohne Einfluss auf die Or-

ganstruktur bleibt auch eine mittelbare Beteiligung 

regelmäßig nicht missbrauchsgeeignet. 

In der Verwaltungsphase sind die aufsichtsrechtli-

chen Anforderungen umfangreich. Nach den Lan-

desstiftungsgesetzen sind Angaben zu Namen, Sitz, 

Zweck, Vertretungsbefugnissen, Organbesetzung, 

Anerkennung, Satzung, Satzungsänderungen und 

Auflösung in die jeweiligen Stiftungsverzeichnisse 

einzutragen. Die Stiftungsbehörden verfügen über 

weitreichende Auskunfts- und Einsichtsrechte. Sie 

können Organmitglieder verpflichten, Unterlagen 

vorzulegen und Auskünfte zu erteilen.  
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Daneben besteht die Pflicht zur Eintragung im 

Transparenzregister. Zwar erscheint die Stiftung 

dort derzeit als vergleichsweise intransparent, was 

jedoch maßgeblich auf die unvollständige und un-

einheitliche Datenübermittlung aus den Landes-

verzeichnissen zurückzuführen ist. Mit dem neuen 

bundesweiten Stiftungsregister ist ab 2028 insoweit 

eine strukturelle Verbesserung zu erwarten. Die 

derzeitige statistische Unschärfe ist daher nicht 

ohne Weiteres als Indikator eines erhöhten Miss-

brauchsrisikos zu werten, sondern Ausdruck einer 

noch nicht vollständig harmonisierten Register-

landschaft. 

Auch in der Auflösungs- und Liquidationsphase ist 

das Risiko niedrig. Stiftungen sind grundsätzlich 

auf Dauer angelegt. Eine Auflösung kommt nur in 

Betracht, wenn der Stiftungszweck nicht mehr 

dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann. Sie 

bedarf der Genehmigung durch die zuständige Stif-

tungsbehörde, die den gesamten Liquidationspro-

zess überwacht. Diese hohen rechtlichen und prak-

tischen Hürden verhindern eine kurzfristige oder 

strategisch geplante missbräuchliche Beendigung 

weitgehend.  

In der Gesamtschau erscheint die Stiftung daher al-

lenfalls als Gelegenheitsinstrument denn als strate-

gisch bevorzugtes Vehikel geeignet, wobei selbst 

hierfür Anhaltspunkte fehlen. Sie könnte vor allem 

dort eine Rolle spielen, wo es um die langfristige 

Einbettung und Verwaltung von Vermögenswerten 

geht. Aufgrund des erforderlichen Anfangskapitals 

und des aufwendigen Anerkennungsverfahrens ist 

sie für kurzfristige Einbringungshandlungen weni-

ger geeignet. Theoretisch denkbar ist hingegen eine 

Nutzung in komplexeren Strukturierungs- oder In-

tegrationskonstellationen. Hier könnten – insbe-

sondere bei größeren Stiftungsvermögen – auch 

erheblichere Beträge bewegt werden. Nach Ein-

schätzung der Arbeitsgruppe könnte das potenzi-

elle Schadensausmaß im Einzelfall überdurch-

schnittlich hoch sein. Dieses denkbare Volumen 

steht jedoch einer geringen statistischen Wahr-

scheinlichkeit und hohen strukturellen Hürden ge-

genüber. 

3.7 Genossenschaft 
Kurzsteckbrief: Genossenschaft 

Die eingetragene Genossenschaft (eG) ist im Ge-

setz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsge-

nossenschaften (GenG) geregelt. 

Ihr Leitbild ist die gemeinschaftliche Förderung 

ihrer Mitglieder durch einen gemeinschaftlichen 

Geschäftsbetrieb. Sie ist eine juristische Person 

mit offener Mitgliederstruktur. 

Kennzeichnend sind der Fördergedanke und das 

demokratische Prinzip „ein Mitglied – eine 

Stimme“. Für Verbindlichkeiten der Genossen-

schaft haftet den Gläubigern nur das Vermögen 

der Genossenschaft. Damit haften die Mitglieder 

der Genossenschaft grundsätzlich nicht persön-

lich. 

Genossenschaften sind insbesondere in den Be-

reichen Wohnen, Energie, Landwirtschaft und 

Kreditwesen verbreitet und verbinden unter-

nehmerische Tätigkeit mit mitgliedschaftlicher 

Selbstorganisation. Ein verbreitetes Beispiel sind 

Wohnungsbaugenossenschaften, die ihren Mit-

gliedern bezahlbaren Wohnraum bieten, oftmals 

mit lebenslangem Wohnrecht, stabilen Mieten 

und Mitspracherechten in der Verwaltung der 

Genossenschaft.  

Das Risiko, dass in Deutschland eine Genossen-

schaft zur Verschleierung für die Zwecke der Geld-

wäsche verwendet wird, ist insgesamt als (sehr) 

niedrig einzustufen. 

Risiko eines Missbrauchs der Genossenschaft für 

Geldwäsche 

Niedrig    

Genossenschaften erfüllen in Deutschland eine 

wirtschaftlich und sozial bedeutsame Funktion, 

insbesondere in den Bereichen Wohnen, Energie, 

Landwirtschaft, Kreditwesen und gemeinschaftli-

che Dienstleistungen. Sie sind auf die Förderung 

ihrer Mitglieder ausgerichtet und unterliegen einer 

besonderen, historisch gewachsenen Prüfungs- 

und Aufsichtsstruktur. Das niedrige Risiko ergibt 
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sich aus der Kombination von niedriger quantitati-

ver Bedeutung, strengen Gründungsvoraussetzun-

gen, eingeschränkter Übertragbarkeit von Mit-

gliedschaftsrechten sowie engmaschiger externer 

Kontrolle. 

Bereits statistisch ist das Missbrauchspotenzial be-

grenzt. Zum 1. Juni 2026 bestanden in Deutschland 

rund 10.609 eingetragene Genossenschaften. Dies 

entspricht etwa 0,4 Prozent aller registrierten 

Rechtseinheiten. Ihre quantitative Bedeutung ist 

damit gering. Genossenschaften genießen zwar 

eine hohe Reputation im Geschäftsverkehr, was 

grundsätzlich auch missbrauchsfördernd wirken 

könnte. Allerdings sind sämtliche Tätigkeiten an 

den gesetzlichen Förderzweck gebunden. Transak-

tionen müssen im Zusammenhang mit diesem För-

derzweck stehen, was die Handlungsspielräume für 

rein verschleiernde Aktivitäten deutlich ein-

schränkt.  

Der Arbeitsgruppe liegen keinerlei Erkenntnisse 

über Geldwäschefälle unter Nutzung von Genos-

senschaften vor. Vorbehaltlich theoretisch denk-

bare Dunkelfelder spricht dies für ein niedriges Ri-

siko. Theoretisch denkbar wären Konstruktionen 

über Scheindienstleistungen oder fingierte Pro-

jekte; Hinweise hierzu existieren jedoch nicht. 

In der Gründungsphase ist das Risiko niedrig. Die 

Errichtung einer Genossenschaft setzt eine Begut-

achtung durch einen genossenschaftlichen Prü-

fungsverband voraus. Dieser prüft insbesondere die 

wirtschaftliche Tragfähigkeit und damit die Fähig-

keit der Genossenschaft, ihre satzungsmäßigen 

Verpflichtungen gegenüber den Mitgliedern zu er-

füllen. Ohne positives Gutachten ist eine Eintra-

gung im Genossenschaftsregister nicht möglich. 

Das Verfahren verlangt die Bereitstellung ausrei-

chender Eigenmittel. Eine rein formale oder kurz-

fristige „Vorratsgründung“ ist damit nicht möglich. 

Die Satzung muss in Textform beschlossen werden; 

mindestens drei Gründungsmitglieder sind erfor-

derlich. Die Anmeldung zum Genossenschaftsre-

gister ist von sämtlichen Vorstandsmitgliedern in 

öffentlich beglaubigter Form vorzunehmen. Diese 

formalen und materiellen Anforderungen begren-

zen das Missbrauchspotenzial bereits auf der Ein-

trittsebene erheblich. 

Auch in der Phase des Erwerbs von Mitglied-

schaftsrechten besteht ein niedriges Risiko. Mit-

gliedschaften sind nicht frei übertragbar und ver-

mitteln keine Rechte am Vermögen der 

Genossenschaft. 

In der Phase der Erlangung der Kontrolle wirkt die 

interne Struktur der Genossenschaft risikomin-

dernd. Zentrales Organ ist die Generalversamm-

lung, in der grundsätzlich jedes Mitglied unabhän-

gig von der Höhe seiner Geschäftsanteile eine 

Stimme hat. Sie wählt und entlastet Vorstand und 

Aufsichtsrat, beschließt über Satzungsänderungen 

und entscheidet über grundlegende Maßnahmen. 

Ab 20 Mitgliedern ist zwingend ein Aufsichtsrat 

einzurichten, der den Vorstand überwacht. Diese 

demokratisch angelegte Struktur erschwert es ein-

zelnen Personen oder kleinen Gruppen, verdeckt 

Kontrolle zu übernehmen. Die Kombination aus 

Förderprinzip, Stimmrecht nach dem Grundsatz 

„Ein Mitglied – eine Stimme“ und Organaufsicht 

begrenzt die Attraktivität für missbräuchliche Ein-

flussnahmen deutlich. 

In der Verwaltungsphase ist das Risiko ebenfalls 

niedrig. Genossenschaften sind im Genossen-

schaftsregister einzutragen und müssen eine Mit-

gliederliste führen. Sie unterliegen umfassenden 

Auskunftspflichten gegenüber dem Registerge-

richt. Der Füllgrad im Transparenzregister liegt mit 

rund 85 Prozent höher als der Durchschnitt aller 

Rechtsformen und deutet auf ein solides Transpa-

renzniveau hin. Besonders risikomindernd wirkt 

die Pflichtmitgliedschaft in einem genossenschaft-

lichen Prüfungsverband. Diese Verbände unterlie-

gen staatlicher Aufsicht und prüfen regelmäßig 

– jährlich oder im Zweijahresrhythmus – die wirt-

schaftlichen und rechtlichen Verhältnisse der Ge-

nossenschaft und damit auch den Jahresabschluss 

und den Lagebericht. Diese kontinuierliche externe 

Kontrolle stellt ein strukturell engmaschiges Auf-

sichtssystem dar, das verdeckte Missbrauchshand-

lungen erheblich erschwert. 

In der Auflösungs- und Liquidationsphase kann 

abstrakt ein erhöhtes Risiko bestehen, da nach Be-

gleichung der Verbindlichkeiten verbleibendes 

Vermögen an die Mitglieder ausgeschüttet werden 

kann. Dies könnte theoretisch die Möglichkeit er-

öffnen, Mittel gebündelt zu entziehen. Allerdings 
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setzt die Auflösung einen Beschluss der General-

versammlung mit qualifizierter Mehrheit voraus. 

Zudem wirken die vorangegangenen Prüf- und 

Kontrollmechanismen sowie die Mitgliederstruk-

tur weiterhin stabilisierend. In der Gesamtabwä-

gung tritt dieses Einzelrisiko hinter den strukturel-

len Hürden entlang des gesamten Lebenszyklus 

zurück. 

Genossenschaften eignen sich nicht für Mantel- o-

der Briefkastenkonstruktionen. Ihre Struktur, die 

Bindung an den Förderzweck und die externe Prüf-

pflicht machen sie für solche Zwecke unattraktiv. 

Im Gesamtbild sind Genossenschaften für Place-

ment- oder Layering-Konstellationen nicht geeig-

net. Die hohen Gründungshürden und die ver-

pflichtende Prüfung durch den 

Genossenschaftsverband erschweren eine Nutzung 

zur kurzfristigen Einbringung von Geldern erheb-

lich. Auch komplexe Verschleierungsstrukturen 

sind aufgrund der fehlenden freien Übertragbar-

keit von Mitgliedschaftsrechten und der demokra-

tischen Kontrollstruktur wenig praktikabel. Theo-

retisch denkbar bleibt eine Nutzung in späteren 

Integrationskonstellationen, etwa über scheinbar 

förderzweckbezogene Projekte oder Dienstleistun-

gen. Insgesamt verbleibt jedoch ein sehr niedriges 

Geldwäscherisiko. 

3.8 Trustähnliche 
Gestaltungen  
(„Legal Arrangements“) 

Kurzsteckbrief: Trustähnliche Gestaltungen 

Das Rechtsinstitut der trustähnlichen Gestaltung 

beruht auf der Vorgabe in Art. 31 Abs. 1 der Vier-

ten EU-Geldwäscherichtlinie (in der Fassung der 

Änderungsrichtlinie (EU) 2018/843., im Folgen-

den Vierte EU-Geldwäscherichtlinie).  

                                                                 
 

31 Vgl. für die ausführliche Definition und Bewertung das 
Kapitel 4.4. Zur Erläuterung der verschiedenen im GwG ent-
haltenen Begriffe (Trust nach § 1 Abs. 6 S. 1, Trustnachbil-
dung, § 1 Abs. 6 S. 2 und trustähnliche Rechtsgestaltungen) 
siehe z. B. Seehafer in Herzog/Barreto da Rosa/El Ghazi, 
Geldwäscherecht, 6. Aufl., 2026, GwG, § 1 Rn. 115, 119 und 
122. 

Gestaltungen, die aufgrund ihrer Funktion oder 

Struktur mit dem anglo-amerikanischen Trust 

vergleichbar sind, sind in Umsetzung dieser Vor-

gabe wie ein Trust zu behandeln, unterliegen 

also entsprechenden geldwäscherechtlichen 

Meldepflichten (vgl. derzeit noch § 21 Abs. 2, 4 

GwG; künftig ersetzt durch ein Umsetzungsge-

setz zur Sechsten EU-Geldwäscherichtlinie).31 

Ausweislich Erwägungsgrund 116 der EU-Geld-

wäscheverordnung ist ausschlaggebend „nicht 

die Bezeichnung der Art der Rechtsvereinba-

rung, sondern die Erfüllung der grundlegenden 

Merkmale der Definition eines Express-Trusts, 

namentlich die Absicht des Settlors, die Vermö-

genswerte zu einem festgelegten Zweck, der in 

der Regel geschäftlicher oder persönlicher Art 

ist, wie etwa zum Vorteil der Begünstigten, der 

Verwaltung und Kontrolle einer bestimmten 

Person zu unterstellen“. 

Nach deutschem Recht gibt es weder Trusts noch 

trustähnliche Gestaltungen i. S. d. europäischen 

Geldwäscherechts und der FATF-Standards. Dies 

ist v. a. damit zu begründen, dass die deutsche 

Rechtsordnung keine klar abgrenzbaren und hin-

reichend verstetigten Rechtsinstitute aus dem Be-

reich der Treuhandvereinbarungen kennt – sie sind 

vollständig der Privatautonomie unterworfen. Dar-

über hinaus kann ein Kernelement des Trusts, das 

durch die starke Stellung des Beneficiary entsteht, 

in Deutschland in dieser Ausprägung nicht abgebil-

det werden.32  

Die Trennung von rechtlichem und wirtschaftli-

chem Eigentum versetzt den Beneficiary in eine 

besonders geschützte wirtschaftliche Position (vgl. 

Art. 2 des Haager Übereinkommens von 1985). Eine 

Ähnlichkeit mit einem Express-Trust besteht nur, 

wenn dem Begünstigten ein vergleichbares Maß an 

Kontrolle, Einfluss und rechtlicher Absicherung 

zukommt. Prägend ist dabei das „Equity-Interesse“ 

des Beneficiary, das im Rahmen des „right to trace“ 

32 Vgl. zu den Merkmalen, die den Trust zum Idealtypus der 
geldwäschepraktisch relevanten Rechtsgestaltung machen: 
Seehafer in Herzog/Barreto da Rosa/El-Ghazi, Geldwäsche-
recht, 6. Aufl., 2026, GwG, § 1 Abs. 6 Rn. 131. 
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auch gegenüber Dritten durchgesetzt werden 

kann.33 

Dieser sachenrechtsähnliche Schutz verhindert un-

rechtmäßige Verfügungen über Trustvermögen 

und stellt sicher, dass Vermögenswerte nicht un-

kontrolliert, sondern im Sinne des Beneficiary ver-

wendet werden. Eine solche Beschränkung der Ei-

gentumsrechte und Befugnisse wird auch von der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung in Deutsch-

land als prägendes Strukturelement eines Trusts 

angesehen.34  

Daraus, dass trustähnliche Gestaltungen keine un-

mittelbare Entsprechung im deutschen Recht ha-

ben, folgt nicht, dass von hiesigen Treuhandverein-

barungen keine Geldwäscherisiken ausgehen. Ihre 

Verwendung hat insbesondere in Form von Nomi-

nee-Vereinbarungen erhebliches Missbrauchspo-

tenzial inne. 

Als Kategorien von Treuhandvereinbarungen exis-

tieren in Deutschland insbesondere die Treuhand 

und die nicht rechtsfähige Stiftung. 

Kurzsteckbrief: Treuhand 

„Treuhand“ ist in Deutschland kein fester recht-

licher Begriff. Er wird im Rechtsverkehr als 

Oberbegriff für alle Rechtsbeziehungen in Form 

von Treuhandabreden gebraucht, durch die eine 

Person (Treugeber) bestimmte Vermögenswerte 

auf eine andere Person (Treuhänder) überträgt, 

die damit in bestimmter Weise verfahren soll. All 

diese Vereinbarungen haben gemeinsam, dass 

der Treuhänder Vollrechtsinhaber wird, jedoch 

schuldrechtlich an Bestimmungen der Treu-

handabrede gebunden ist und somit in eigenem 

Namen (zumindest auch) fremde Interessen 

wahrnimmt.  

Die rechtliche und wirtschaftliche Zuordnung 

des Vermögenswertes fallen also insoweit ausei-

nander, als dem Treuhänder als Eigentümer im 

Außenverhältnis ein „Mehr an Rechtsmacht“ 

eingeräumt wird, als ihm auf Grundlage der 

                                                                 
 

33 von Bar: Das Sachenrecht von Trust, Treuhandfonds und 
Treuhand – Englisches Recht in einem zivil-rechtlichen Um-
feld?, EuZW, 2018, S. 925 (926 f.); Banakas, Understanding 
Trusts: A Comparative View of Property Rights in Europe, 

Treuhandabrede im Innenverhältnis zum Treu-

geber gestattet ist. 

Eine Treuhandschaft ist an jedem Vermögens-

recht möglich. Der Treuhandvertrag kann 

grundsätzlich formfrei geschlossen werden. Aus-

nahmen gelten, wenn der Treuhandvertrag Ver-

pflichtungen enthält, die selbst formbedürftig 

sind, wie bspw. die Übertragung von Grundstü-

cken und/oder GmbH-Gesellschaftsanteilen. 

Eine Treuhand kann daher in allen gesellschaft-

lichen Bereichen zu jeglichen denkbaren Zwe-

cken und mit unterschiedlichsten rechtlichen 

Ausgestaltungen vorkommen. 

Kurzsteckbrief: Nicht rechtsfähige Stiftung 

Eine nicht rechtsfähige Stiftung, auch unselb-

ständige Stiftung genannt, besitzt keine eigene 

Rechtspersönlichkeit und kann daher keine Ge-

schäfte im eigenem Namen tätigen. Die Rechts-

gestaltung beruht insoweit allein auf einer Ver-

einbarung, die eine Person (Treuhänder) dazu 

verpflichtet, ihr rechtlich vollständig übertra-

gene Vermögenswerte zur Erfüllung eines vom 

Stifter zu bestimmenden Zwecks zu verwalten. 

Die nicht rechtsfähige Stiftung wird daher auch 

als Treuhandstiftung bezeichnet. Nach dem Kör-

perschaftsteuergesetz unterliegen auch nicht 

rechtsfähige Stiftungen der Körperschaftsteuer. 

Die Bezeichnungen dienen als Oberbegriffe für alle 

Rechtsbeziehungen in Form von Treuhandabre-

den. Sie sind vollständig der Privatautonomie un-

terworfen und können in völlig unterschiedlichen 

Formen und Verfestigungsgraden und für diverse 

private und wirtschaftliche Zwecke auftreten.  

Um risikoerhöhende und risikomindernde Fakto-

ren von Treuhandvereinbarungen bewerten zu 

können, ist zwingend der jeweilige Zweck und der 

Grad der Verfestigung der Übertragung der Vermö-

genswerte zu betrachten. Risikobehaftete Treu-

handvereinbarungen lassen sich daher an dieser 

Stelle nicht pauschal oder in Gänze bewerten. So-

2006, pp. 4; Mansel, in: Staudinger, BGB, Neubearbeitung 
2015, Art. 43 EGBGB Rn. 533 ff. 
34 BGH, Urt. v. 13.06.1984, Az. IVa ZR 196/82, Rn. 45. 
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fern sie relevant sind, werden sie jedoch an unter-

schiedlichen Stellen in der Nationalen Risikoana-

lyse abgedeckt.  

Die im Lichte dieser Risikoanalyse relevanteste 

Treuhandvereinbarung lässt sich unter den Ober-

begriff „Ownership and Control Arrangements“ 

bzw. auch „Nominee Arrangements“ zusammen-

fassen, welche Eigentums- oder Kontrollrechte in 

Bezug auf Rechtseinheiten im Rahmen von Treu-

handabreden an Dritte vermitteln. Zur begriffli-

chen Einordnung und Erläuterung der risikoerhö-

henden und -minimierenden Faktoren wird auf 

das Sonderkapitel 5.3 zu Nominee Arrangements 

und der jeweiligen Risikoeinschätzung im Zusam-

menhang mit den einzelnen Rechtsformen verwie-

sen. Fonds und Lebensversicherungen werden wie-

derum im Kapitel zum Finanzsektor in der 

Nationalen Risikoanalyse35 behandelt, für von 

Rechtsanwälten angebotene Sammelanderkonten 

auf das Kapitel zum Nichtfinanzsektor.

                                                                 
 

35 Die Erste Nationale Risikoanalyse wurde 2019 vom BMF 

vorgelegt (abrufbar unter: www.nationale-risikoanalyse.de), 

und soll zeitnah in einer aktuellen Fassung vorliegen. 

http://www.nationale-risikoanalyse.de/
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4 Risikolage Geldwäsche: 
Rechtseinheiten nach  
ausländischem Recht

4.1 Überblick zu dem 
Untersuchungsgegenstand 

Die Eignung von bestimmten Rechtsformen für 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung hängt 

stark von den rechtlichen Vorgaben der jeweiligen 

Jurisdiktion ab. Um zu bestimmen, welche Rechts-

ordnung die gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse 

einer Rechtseinheit bestimmt, gilt im deutschen 

Recht für in EU-Staaten gegründete Rechtseinhei-

ten das Recht des Gründungsortes, für außerhalb 

der EU gegründete Rechtseinheiten das Recht des 

Verwaltungssitzes. Trotz vergangener Annäherun-

gen der jeweiligen landeseigenen Vorgaben gibt es 

weiterhin Unterschiede, was auch das internatio-

nale Geldwäscherecht herausfordert. Zur Handha-

bung dieser Unterschiede wurden Obergruppen 

herausgearbeitet und deren generisches Risiko vor 

dem Hintergrund der verfügbaren Erkenntnisse 

beschrieben. 

4.2 Companies/Corporations 
Kurzsteckbrief: Companies/Corporations 

Companies bzw. Corporations stellen in vielen 

Rechtsordnungen die funktionalen Entspre-

chungen deutscher Kapitalgesellschaften dar. Sie 

sind juristische Personen mit eigener Rechtsper-

sönlichkeit und beschränkter Haftung, deren 

Anteile von natürlichen oder juristischen Perso-

nen gehalten werden können.  

Aufgrund ihrer weiten Verbreitung im internati-

onalen Geschäftsverkehr treten sie regelmäßig 

auch in Eigentums- und Beteiligungsstrukturen 

mit Bezug zu Deutschland auf. Besonders häufig 

werden dabei Rechtsformen aus europäischen o-

der anglo-amerikanischen Rechtsordnungen ge-

nutzt.  

Beispiele sind die anglo-amerikanische LLC oder 

PLC, die französische SARL oder S.A., die italieni-

sche S. r. l. oder S.p.A. oder die niederländische 

B.V. 

Das Risiko, dass ausländische Companies/Corpora-

tions für die Zwecke der Geldwäsche mit Deutsch-

landbezug missbräuchlich verwendet werden, ist 

neben den Express-Trusts im Vergleich zu allen an-

deren ausländischen Rechtsformen am höchsten. 

Es kann nach einer Gesamtbetrachtung als erheb-

lich bewertet werden. 

Risiko eines Missbrauchs von Companies für Geld-

wäsche mit Deutschlandbezug 

 
 Erheblich  

Bei vielen Companies und Corporations handelt es 

sich um weltweit verbreitete und legitime Rechts-

formen, die eine zentrale Rolle im internationalen 

Wirtschaftsverkehr spielen und regelmäßig für 

grenzüberschreitende Investitionen, Beteiligungs-

strukturen oder operative Geschäftstätigkeit ge-

nutzt werden. Allerdings können bestimmte struk-

turelle Eigenschaften – insbesondere bei 

grenzüberschreitenden Beteiligungsketten oder in 

Jurisdiktionen mit geringeren Transparenzanfor-

derungen – dazu beitragen, Eigentums- und Kon-

trollverhältnisse zu verschleiern und damit miss-

bräuchliche Nutzungen zu erleichtern. 

Entscheidend ist daher auch hier nicht die Rechts-

form selbst, sondern ihre mögliche Verwendung in 

komplexen internationalen Strukturen sowie die 

Transparenzanforderungen und Zusammenarbeit 

der jeweiligen konkreten Rechtsordnung. 

Companies/Corporations eignen sich in besonde-

rem Maße für die unauffällige Durchführung von 

höheren grenzüberschreitenden Transaktionen. 

Die zu der Obergruppe gehörenden Rechtsformen 
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sind generell (wie die deutschen Kapitalgesellschaf-

ten) und auch in Deutschland am weitesten ver-

breitet, wie die Handelsregisterdaten zeigen, und 

genießen eine hohe internationale Anerkennung. 

Darüber hinaus eignen sich bestimmte Compa-

nies/Corporations (wie die GmbH) in besonderer 

Weise für die Einsetzung von Strohpersonen als 

Geschäftsführer und für die Nutzung als Briefkas-

tengesellschaft sowie für die Einbettung in kom-

plexe Eigentümer- und Kontrollstrukturen mit vie-

len verschiedenen Rechtseinheiten, von denen sich 

auch eine in Deutschland befinden kann. Es gibt 

Jurisdiktionen mit schwächeren Regularien im 

Hinblick auf die Ausgabe von Inhaberschuldpapie-

ren, was die entsprechenden Kapitalgesellschaften 

risikoanfälliger macht. Sie können in Deutschland 

geschäftlich tätig sein und Vermögenswerte erwer-

ben, haben aber bei Übertretung der Schwelle zur 

wirtschaftlichen Berechtigung mittelbar Transpa-

renzpflichten in Deutschland zu erfüllen, indem sie 

bei der Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten 

einer deutschen Rechtseinheit mitwirken müssen. 

Da Kapitalgesellschaften häufiger von mittelstän-

dischen oder großen kapitalmarktorientierten Un-

ternehmen genutzt werden, bei denen hohe Um-

sätze üblich sind, können höhere Summen als bei 

den anderen Obergruppen in unauffälliger Weise 

transferiert werden. Ob eine Summe als auffällig zu 

betrachten ist, ist aber bei allen Rechtseinheiten 

stark davon abhängig, welche Geschäfte diese im 

Einzelfall vornimmt und in welchem Wirtschafts-

sektor bzw. anderem Kontext sie sich bewegt. 

In Bezug auf die Flussrichtung geht nach der 

Wahrnehmung in der Arbeitsgruppe bei Verwen-

dung von Companies/Corporations das höchste 

Geldwäscherisiko von Transaktionen aus dem Aus-

land nach Deutschland aus; in Bezug auf die Bran-

che insbesondere im Immobilienbereich. Die wirt-

schaftlich Berechtigten der auffällig gewordenen 

                                                                 
 

36 International Business Companies (IBC) sind Gesellschaf-
ten, die nur in bestimmten Offshore-Jurisdiktionen gegrün-
det werden können und primär für internationale Ge-
schäfte (z. B. Banking, Handel, Investments) genutzt 
werden. Typische Standorte sind u. a. die Cayman Islands, 
Britische Jungferninseln, Belize, Panama und die Seychel-
len. Kennzeichnend sind insbesondere Steuerbefreiungen 
für Auslandseinkünfte bei gleichzeitigem Ausschluss von 

Rechtseinheiten waren häufig ausländische Staats-

bürger oder im Ausland wohnhaft.  

Der FIU wurden in Verdachtsmeldungen im 

Jahr 2024 häufig ausländische Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung gemeldet, konkret die Li-

mited (Ltd)., Società a responsabilità limitata (S.r.l), 

Besloten vennootschap met beperkte aansprake-

lijkheid (BV), Společnost s ručením omezeným 

(s.r.o), Free Zone Company (FZE) und die Sociedad 

de responsabilidad limitada (SL). Nach Einschät-

zung der Arbeitsgruppe sind besonders risikobe-

haftete Companies/Corporations z. B. die britische 

Ltd. und die US-amerikanische Limited Liability 

Company aus den Bundesstaaten Delaware, Ne-

vada, New Mexico und Wyoming. Daneben hält sie 

die missbräuchliche Verwendung von Compa-

nies/Corporations mit Sitz in OFCs und dabei ins-

besondere die in einigen Jurisdiktionen vorgesehe-

nen International Business Companies (IBCs)36 als 

risikobehaftet. 

Bei der britischen Ltd. und mit ihr verwandten Ge-

sellschaftsformen kann nach ihrer Haftungsstruk-

tur und danach differenziert werden, ob die Gesell-

schaft ihre Anteile öffentlich anbieten kann. Am 

häufigsten tritt die Ltd. in Form der „Private Com-

pany Limited by Shares“ auf. Dabei ist die Haftung 

der Gesellschafter auf die vereinbarte Einlage be-

grenzt und die Gesellschaft kann ihre Anteile nicht 

öffentlich anbieten. Auf der englischen Ltd. basie-

ren ähnliche Kapitalgesellschaften in anderen Ju-

risdiktionen (z. B. die US-amerikanische LLC). Sie 

sind teilweise anfällig für Geldwäsche, weil sie eine 

hohe Flexibilität und gleichzeitig Anonymität 

durch niedrige Offenlegungs- und Transparenzan-

forderungen bieten. 

Inlandsgeschäften sowie häufig geringe Transparenz-, Re-
gister- und Buchführungspflichten. Die Gründung ist meist 
kostengünstig und unkompliziert, oft ohne Mindestkapital; 
Geschäftsführung und Gesellschafter können personen-
identisch sein. In den letzten Jahren unterliegen IBCs je-
doch aufgrund internationalen Drucks (z. B. durch OECD 
und FATF) zunehmend strengeren Transparenzanforderun-
gen; etwa wurde die Ausgabe von Inhaberaktien in vielen 
Jurisdiktionen verboten. 
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4.3 Partnerships  
Kurzsteckbrief: Partnerships 

Zu der Gruppe der Partnerships zählen Perso-

nengesellschaften, bei denen die Anteilseigner 

das Management führen. Partnerships sind in 

zahlreichen Staaten eine etablierte Form unter-

nehmerischer Organisation. Typischerweise 

handelt es sich um Zusammenschlüsse mehrerer 

Personen oder Rechtseinheiten zur gemeinsa-

men wirtschaftlichen Tätigkeit. In vielen Rechts-

ordnungen bestehen unterschiedliche Ausprä-

gungen, etwa Formen mit persönlicher Haftung 

der Gesellschafter oder Strukturen mit be-

schränkter Haftung einzelner Beteiligter.  

Im internationalen Geschäftsverkehr treten 

Partnerships häufig in Beteiligungsstrukturen 

auf, etwa als Investmentvehikel, Fondsstruktu-

ren oder Holdinggesellschaften.  

Beispiele sind die anglo-amerikanische Limited 

Liability Partnership (LLP) oder die schottische 

Scottish Limited Partnership (SLP). 

Das Risiko, dass ausländische Partnerships miss-

bräuchlich zur Verschleierung für die Zwecke der 

Geldwäsche mit Deutschlandbezug verwendet 

werden, ist insgesamt als niedrig zu bewerten. 

Risiko eines Missbrauchs von Partnerships für Geld-

wäsche mit Deutschlandbezug 

Niedrig    

Partnerships sind in vielen Rechtsordnungen weit 

verbreitete und legitime Organisationsformen für 

unternehmerische Zusammenarbeit. Gleichzeitig 

können auch hier bestimmte strukturelle Eigen-

schaften – insbesondere flexible Beteiligungsstruk-

turen, niedrigere Transparenz- und Berichtspflich-

ten und Unterschiede in der rechtlichen 

Ausgestaltung zwischen Jurisdiktionen – dazu bei-

tragen, Eigentums- und Kontrollverhältnisse zu 

verschleiern.  

Aus Sicht der Geldwäscheprävention können sich 

Risiken insbesondere in Konstellationen ergeben, 

in denen Partnerships Teil komplexer grenzüber-

schreitender Beteiligungsstrukturen sind. Die häu-

fig flexible Ausgestaltung von Beteiligungsrechten 

und Gewinnverteilungen kann dazu führen, dass 

tatsächliche Kontrollverhältnisse schwerer nach-

vollziehbar sind. In einigen Jurisdiktionen bestehen 

zudem geringere Transparenzanforderungen hin-

sichtlich der Identität der Gesellschafter oder der 

wirtschaftlich Berechtigten. 

Speziell die LLP aus dem anglo-amerikanischen 

Rechtsraum stellt ein erhöhtes Risiko dar. Sie bietet 

im Vergleich zu den deutschen Personengesell-

schaften einen entscheidenden Vorteil: Die Haf-

tung der Gesellschafter ist auf die Höhe ihrer Einla-

gen begrenzt. Dabei muss der Gesellschaftsvertrag 

in der Regel nicht bei einem Register eingereicht 

werden. Die Gründung ist vergleichsweise einfach 

und schnell möglich. Sie wurde z. B. für den Erwerb 

von Immobilien für Geldwäschezwecke verwendet. 

Speziell risikoanfällig ist darüber hinaus die SLP, 

insbesondere wenn sie einen General Partner hat, 

der selbst eine Offshore-Kapitalgesellschaft ist. 

Beide Rechtsformen eignen sich für die Nutzung 

als „Shell Company“ und den Einsatz von Nomi-

nees. Bei beiden Gesellschaftsformen liegen er-

höhte Risiken vor, wenn kein operativer Geschäfts-

betrieb im Vereinigten Königreich besteht und 

Transaktionen über ausländische Bankkonten lau-

fen. Hierdurch können intransparente mehrstufige 

Verschachtelungen erzeugt und die Verfolgung der 

Geldflüsse erschwert werden.  

4.4 Foundations/Trusts  
und trustähnliche 
Gestaltungen  
(„Legal Arrangements“) 

Kurzsteckbrief: Foundations 

Foundations sind Vermögenshalter für einen be-

stimmten Zweck. Sie sind wie deutsche Stiftun-

gen eigenständige juristische Personen ohne Ei-

gentümer und werden in der Regel von einem 

Vorstand geleitet. Foundations sind in der Regel 

auf die Erbringung von Dienstleistungen für das 
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Gemeinwohl beschränkt, obwohl einige Rechts-

ordnungen die Gründung von Stiftungen zur Er-

füllung privater Zwecke zulassen.37  

Beispiele sind der anglo-amerikanische Trust, 

die französische Fiducie, der luxemburgisches 

Contract Fiduciaire oder die rumänische Fiducia. 

Trusts nach Common Law 

Das deutsche Recht definiert Trusts als Rechts-

gestaltungen, die nach ausländischem Recht er-

richtet wurden (vgl. derzeit noch § 1 Abs. 6 

S. 1 GwG). Erfasst sind ausschließlich sogenannte 

Express Trusts, also durch privatrechtliches 

Rechtsgeschäft begründete Trusts. Eine Errich-

tung nach deutschem Recht ist nicht möglich, da 

das Rechtsinstitut dem deutschen Recht fremd 

ist.38 

Funktional zeichnet sich der Trust dadurch aus, 

dass Eigentum, Verwaltung und wirtschaftlicher 

Nutzen an Vermögenswerten voneinander ge-

trennt werden. Vermögen wird durch den Treu-

geber (Settlor) auf einen Treuhänder (Trustee) 

übertragen, der es im Interesse der Begünstigten 

(Beneficiaries) verwaltet. Typischerweise liegt 

damit eine Dreiecksbeziehung vor, wobei auch 

Konstellationen möglich sind, in denen der 

Treugeber zugleich Begünstigter ist. Ergänzend 

kann ein Protektor eingesetzt werden, der den 

Treuhänder überwacht. 

Charakteristisch ist zudem, dass Trusts regelmä-

ßig ohne formale Gründungs- oder Registeran-

forderungen errichtet werden können und ihre 

Ausgestaltung weitgehend privatautonom er-

folgt. 

Strukturell prägen insbesondere folgende Merk-

male das Institut: 

• Trennung von rechtlichem und wirt-

schaftlichem Eigentum: Das rechtliche 

Eigentum liegt beim Trustee, während 

der wirtschaftliche Nutzen den Begüns-

tigten zugeordnet ist. 

                                                                 
 

37 Vgl. FATF/Egmont, Concealment of Beneficial Owner-
ship, Juli 2018, S. 22. 

• Sondervermögen ohne eigene Rechts-

persönlichkeit: Das Trustvermögen ist 

vom Vermögen des Treuhänders ge-

trennt und auch gegenüber dessen Gläu-

bigern grundsätzlich geschützt, bildet je-

doch – anders als etwa eine Stiftung – 

keine eigene juristische Person. 

• Ausgestaltung durch privatautonome 

Regelungen: Die wesentlichen Rechte 

und Pflichten werden in der Trustur-

kunde (Trust Deed) festgelegt; ergänzend 

können unverbindliche Leitlinien in ei-

nem Letter of Wishes formuliert werden. 

• Hohe Flexibilität der Rollenverteilung: 

Sämtliche Beteiligte können natürliche 

Personen oder Rechtseinheiten sein; zu-

dem können Funktionen personeniden-

tisch oder eng miteinander verflochten 

ausgestaltet werden, etwa wenn der 

Treugeber zugleich Begünstigter ist oder 

Einfluss auf die Verwaltung behält. 

• Steuerungs- und Einflussmöglichkei-

ten: Trotz der formellen Übertragung 

des Vermögens auf den Trustee können 

Treugeber und ggf. Protektor über die 

Ausgestaltung des Trusts und beglei-

tende Vereinbarungen erheblichen Ein-

fluss auf die Verwaltung und Verwen-

dung des Vermögens ausüben. 

Der Trust stellt damit eine flexible Rechtsbezie-

hung dar, die insbesondere auf die langfristige 

Verwaltung und Strukturierung von Vermö-

genswerten ausgerichtet ist und eine funktionale 

Verselbstständigung von Vermögensmassen er-

möglicht. 

Trusts kommen vorwiegend im anglo-amerika-

nischen Rechtsraum vor. Innerhalb der EU se-

hen den Trust nach einem Bericht der EU-Kom-

mission aus 2020 auf Grundlage der 

Notifizierungen der Mitgliedstaaten39 in ihrer 

Rechtsordnung ausdrücklich Zypern, Irland und 

38 Siehe auch Kapitel 3.7. 

39 ABl. EU 2020/C 136/05 sowie COM(2020) 560 final. 
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Malta vor. Italien, Luxemburg und die Nieder-

lande erkennen Trusts nach dem Haager Über-

einkommen an. In Deutschland und Italien ist 

danach eine Konstruktion möglich, die dem 

Trust ähnelt. Insgesamt 16 Mitgliedstaaten ha-

ben angegeben, dass ihre Rechtsordnung keinen 

Trust oder ein ihm ähnliches Konstrukt vorsieht. 

Vgl. zur Definition der trustähnlichen Gestal-

tung die Erläuterungen in Kapitel 3.8. Internati-

onale, als trustähnliche Gestaltungen festgehal-

tene Vereinbarungen wie z. B. die Fiducie oder 

die Fideicomiso lassen sich einer Liste der EU-

Kommission sowie der aktualisierten FATF 

Guidance for a risk-based approach entneh-

men.40 Da die Risiken der beiden Institute gleich-

gelagert sind, gelten im Folgenden unter „Trusts“ 

auch ähnliche Gestaltungen als mitumfasst. 

 

Abbildung 5: Schaubild zur Struktur eines Express-Trusts

Aufgrund weniger Erfahrungen zu ihrem Vorkom-

men in Geldwäscheverdachtsfällen kann ein er-

höhtes Risiko für die Foundations, mit Ausnahme 

der anglo-amerikanischen Trusts, nicht festgestellt 

werden. Die Risikobewertung bezieht sich daher 

ausschließlich auf Trusts, für sonstige Foundations 

ist ein niedriges Risiko festzuhalten. Das Risiko, 

dass ein Trust oder eine trustähnliche Gestaltung 

zur Verschleierung für die Zwecke der Geldwäsche 

                                                                 
 

40 Vgl. Bericht der Kommission an das Europäische Parla-
ment und den Rat vom 16.09.2020 zur Prüfung, ob die Mit-
gliedstaaten alle unter ihr Recht fallenden Trusts und ähnli-
che Rechtsvereinbarungen ordnungsgemäß ermittelt haben 

mit Deutschlandbezug verwendet wird, ist insge-

samt als mittel einzustufen.  

Risiko eines Missbrauchs von Trusts für Geldwäsche 

mit Deutschlandbezug 

 Mittel   

und diese den in der RL (EU) 2015/849 festgelegten Ver-
pflichtungen unterliegen, COM(2020) 560 final, S. 6 f.; FATF 
Guidance for a risk-based approach – Beneficial ownership 
and transparency of legal arrangements (2024), S. 6 f. 
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Trusts dienen in erster Linie legitimen Zwecken, 

insbesondere der langfristigen Gestaltung der Ver-

mögensnachfolge durch Erbschaften oder Schen-

kungen sowie der Verwaltung von Vermögen für 

mehrere Begünstigte, etwa im gemeinnützigen Be-

reich oder bei institutionellen Anlegern. Mit der 

zunehmenden Internationalisierung von Vermö-

gensstrukturen und grenzüberschreitenden Ver-

mögensübertragungen steigt auch ihre praktische 

Relevanz. Allerdings, so zahlreiche internationale 

Erkenntnisse, werden sie auch ausgenutzt, um die 

Erträge von illegalen Tätigkeiten zu waschen. Dabei 

steht eine eher seltene, aber potenziell wirkungs-

starke Nutzung strukturellen Transparenzdefiziten 

gegenüber. 

Risikomindernd wirkt zunächst, dass Trusts im 

deutschen Rechtsverkehr nur eine begrenzte prak-

tische Rolle spielen. Im Transparenzregister kön-

nen 58 Trusts und 400 trustähnliche Rechtsgestal-

tungen nach § 21 GwG gezählt werden (Stand 

März 2026). Die geringe Anzahl deutet darauf hin, 

dass Trusts in Deutschland bislang nur selten un-

mittelbar in Erscheinung treten. In der Stichprobe 

der FIU von Verdachtsmeldungen aus 2024 mit 

über 360 Rechtseinheiten, die mutmaßlich mithilfe 

eines Bezugs zu einem OFC missbräuchlich für 

Verschleierung des wirtschaftlich Berechtigten o-

der einer Geldspur zum Zwecke der Geldwäsche 

eingesetzt worden sein könnten, befanden sich 

zwei Trusts. Sie scheinen daher im Rechtsverkehr 

wahrgenommen zu werden, wenn auch sehr selten. 

Dies lässt darauf schließen, dass sich entsprechende 

Risiken punktuell materialisieren könnten. 

Hinzu kommt, dass die Errichtung und Verwaltung 

von Trusts regelmäßig mit erheblichem finanziel-

lem und organisatorischem Aufwand verbunden 

sind. Die Ausgestaltung erfordert typischerweise 

spezialisierte rechtliche und steuerliche Beratung 

sowie die Einbindung professioneller Intermediäre. 

Auch die laufende Verwaltung ist kostenintensiv 

und langfristig angelegt. Diese strukturellen Hür-

den begrenzen den Kreis potenziell missbräuchlich 

Handelnder auf wenige Personen mit hohem Pro-

fessionalisierungsgrad, erheblichem Ressourcen-

einsatz und langfristiger Perspektive. Entsprechend 

werden Trusts – sowohl im legalen als auch im 

missbräuchlichen Kontext – typischerweise im Zu-

sammenhang mit größeren Vermögenswerten ge-

nutzt und weniger für kurzfristige oder gelegentli-

che Geldwäschehandlungen. 

Ein weiterer risikomindernder Faktor liegt in den 

rechtlichen Besonderheiten des deutschen Sys-

tems. Trusts besitzen nach deutschem Recht keine 

eigene Rechtspersönlichkeit und können deshalb 

insbesondere keine dinglichen Rechte wie Grund-

stücke oder Gesellschaftsanteile unmittelbar er-

werben oder halten. Diese geldwäscherelevanten 

Vorgänge erfolgen daher in Deutschland regelmä-

ßig nur mittelbar über zwischengeschaltete Gesell-

schaften. Dieses rechtliche Hindernis reduziert zu-

gleich das Risiko. 

Internationale Erkenntnisse sowie vereinzelte Er-

fahrungen der Arbeitsgruppe bestätigen, dass 

Trusts typischerweise nicht isoliert, sondern im 

Zusammenspiel mit weiteren Rechtseinheiten ein-

gesetzt werden. Sie fungieren häufig als (zumindest 

wahrgenommenes) Endglied komplexer Beteili-

gungsstrukturen, während operative Tätigkeiten 

über zwischengeschaltete Kapitalgesellschaften in 

Common Law Ländern erfolgen, welche den Trust 

anerkennen. Diese Konstruktionen ermöglichen es, 

Vermögenswerte mittelbar zu halten und Transak-

tionen durchzuführen, ohne dass der Trust selbst 

unmittelbar im deutschen Rechtsverkehr sichtbar 

wird. Dieser Konstellation mit mindestens einem 

zusätzlichen Strukturelement ist damit ein erhöh-

tes Risiko zuzuschreiben. 

Die besondere Bedeutung dieser Strukturen wird 

auch durch eine Studie aus dem Jahr 2021 unter-

strichen, die in der supranationalen Risikoanalyse 

der EU-Kommission von 2022 aufgegriffen wurde: 

Demnach werden rund 1,2 Prozent der Limited 

Companies in der EU, im Vereinigten Königreich 

und in der Schweiz von einem Trust oder einer 

trustähnlichen Gestaltung kontrolliert, bei denen 

der wirtschaftlich Berechtigte nicht ermittelt wer-

den kann. In einzelnen Jurisdiktionen liegt dieser 

Anteil deutlich höher, etwa in den Niederlanden 
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(25,6 Prozent) oder Luxemburg (8,7 Prozent).41 

Diese Ergebnisse verdeutlichen, dass Trusts insbe-

sondere in mehrstufigen Beteiligungsstrukturen 

eine relevante Rolle für die Verschleierung wirt-

schaftlich Berechtigter spielen können, auch wenn 

sie selbst im Rechtsverkehr nur selten unmittelbar 

in Erscheinung treten. 

Daneben wäre als Modus Operandi denkbar, dass 

der Trustee das Handeln im Namen des Trusts 

nicht offenlegt und fälschlicherweise nach außen 

vermittelt, in eigenem Namen zu handeln. Dieses 

Vorgehen wäre allerdings unüblich und würde die 

rechtliche Stellung der Beneficiaries nach den Vor-

schriften des Common Law in so erheblicher Weise 

schwächen, dass es in der Praxis nicht im Interesse 

potenzieller, oft professionalisierter Täter sein 

dürfte. 

Risikoerhöhend wirken sich in Deutschland struk-

turelle Anfälligkeiten in den jeweilig einschlägigen 

ausländischen Rechtsordnungen aus, die maßgeb-

lich aus Transparenzdefiziten resultieren. Trusts 

können in vielen Rechtsordnungen ohne Regis-

tereintragung oder Genehmigung errichtet werden 

und unterliegen dort teilweise nur eingeschränkten 

Offenlegungspflichten. Die Transparenz der hinter 

einem Trust stehenden Personen hängt daher we-

sentlich von der jeweiligen Jurisdiktion sowie der 

Kooperationsbereitschaft der dortigen Behörden 

ab. 

Diese strukturelle Intransparenz wird durch die 

hohe Flexibilität der Trustgestaltung verstärkt. 

Funktionen können personenidentisch oder eng 

miteinander verflochten ausgestaltet werden, so-

dass formell fremdnützige Strukturen faktisch wei-

terhin unter Einfluss des Treugebers stehen kön-

nen. Gleichzeitig ermöglicht die rechtliche 

Verselbständigung des Trustvermögens eine Ab-

schirmung gegenüber Dritten, wodurch die Zuord-

nung von Vermögenswerten zusätzlich erschwert 

wird. Auch die Dokumentationslage ist in der Pra-

xis nicht immer hinreichend belastbar, sodass eine 

                                                                 
 

41 EU Supranationale Risikoanalyse, Contribution/Input on 
the methodological approach, Transcrime – Università Cat-
tolica del Sacro Cuore, 2021. 

lückenlose Nachverfolgung von Vermögensströ-

men häufig mit erheblichem Aufwand verbunden 

oder nicht möglich ist. 

Besonders risikobehaftet sind bestimmte Ausprä-

gungen von Trusts, die in einzelnen Jurisdiktionen 

zugelassen sind. Hierzu zählen insbesondere soge-

nannte Private Purpose Trusts, bei denen kein 

konkret benannter Begünstigter existiert, sondern 

ein abstrakter Zweck verfolgt wird. Der Zweck 

kann dabei dem persönlichen Verbrauch durch 

eine Person dienen, z. B. der Unterhaltung einer 

Yacht. Dadurch entfällt ein zentraler Anknüp-

fungspunkt für Transparenz, da keine natürliche 

Person als wirtschaftlich Berechtigter identifiziert 

werden muss. Entsprechend attraktiv sind sie auch 

für Geldwäschezwecke. Private Purpose Trusts sind 

nur in bestimmten Jurisdiktionen zugelassen, so 

etwa in bestimmten US-Bundesstaaten (z. B. Dela-

ware, vgl. § 3556 Delaware Code) und OFCs (Jersey, 

Guernsey, Cayman Islands, Britische Jungfernin-

seln, Bermuda, Isle of Man). Sie haben unterschied-

liche Bezeichnungen und Ausprägungen bei einer 

ähnlichen Risikolage: Auf den Cayman Islands gibt 

es die „Star Trusts“, auf den Britischen Jungfernin-

seln die „Vista Trusts“, auf den Cook Islands die 

„Purpose Trusts“. Ein ähnlich hohes Risiko geht 

auch von den „Discretionary Trusts“ sowie den „In-

terest in Possession Trusts“ aus.  

Eine weitere zentrale Anfälligkeit ergibt sich aus 

der grenzüberschreitenden Dimension. Der effek-

tive Informationsaustausch mit ausländischen Be-

hörden kann mit praktischen und rechtlichen Hür-

den verbunden sein. Auch bestehen teilweise lange 

Verfahrensdauern im internationalen Rechtshil-

feverkehr. Dies kann dazu führen, dass selbst bei 

vorhandenen Verdachtsmomenten eine zeitnahe 

Aufklärung erschwert wird. Mit der EU-Geldwä-

scheverordnung, die dies in Erwägungsgrund 104 

aufgreift, wird nun zumindest für die EU-Mitglied-

staaten eine Harmonisierung der Begriffe und der 

Transparenzpflichten bewirkt.  

Die bestehenden Transparenzmechanismen tragen 

grundsätzlich zur Risikobegrenzung bei. Die EU 
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übernimmt in ihrem Rechtsrahmen durch Rege-

lung einer Transparenzpflicht für Trusts aus Dritt-

staaten die Verantwortung für die Herstellung von 

Transparenz. Die Meldepflichten greifen jedoch 

nicht in allen risikorelevanten Konstellationen: 

Transparenzpflichten entstehen nur bei konkreten 

Anknüpfungspunkten, etwa bei der Aufnahme ei-

ner Geschäftsbeziehung, der Verwaltung eines 

Trusts im Inland oder bei Erwerb einer Immobilie. 

Letztere Meldepflicht kann für einen Trust in 

Deutschland nicht greifen, da ein Grundstückser-

werb durch Trusts wie dargelegt rechtlich nicht 

möglich ist. Die für die Geldwäsche besonders rele-

vanten mittelbaren Beteiligungsstrukturen werden 

hingegen nicht erfasst. Zudem ist die Gesamtzahl 

potenziell eintragungspflichtiger Trusts nicht be-

kannt, sodass das tatsächliche Transparenzniveau 

nur eingeschränkt bewertet werden kann. Aller-

dings bestehen in Deutschland bzw. der EU risiko-

mindernde abgestufte Transparenzmechanismen 

(z. B. derzeit noch § 3 Abs. 3 und 4 i. V. m 

§ 11 Abs. 6 und 7 GwG, wonach im Zusammenhang 

mit den Kundensorgfaltsmaßnahmen bei jeglichen 

Treuhandverhältnissen der wirtschaftlich Berech-

tigte gegenüber Verpflichteten in Geschäftsberei-

chen mit erhöhtem Risiko offenzulegen ist). 

Auch das Risikobewusstsein der relevanten Stellen 

stellt einen wichtigen Faktor dar. Dieses wird von 

der Arbeitsgruppe derzeit als teilweise unzu-

reichend wahrgenommen. Insbesondere die Iden-

tifikation von Trust-Strukturen innerhalb komple-

xer internationaler Beteiligungsgeflechte erfordert 

spezifisches Fachwissen und Erfahrung. Gleichzei-

tig bestehen jedoch bereits vielfältige Ansätze zur 

Sensibilisierung und Weiterentwicklung, etwa 

durch Typologien, Aufsichtspraxis und internatio-

nale Kooperationen, die dazu beitragen können, 

bestehende Anfälligkeiten weiter zu reduzieren. 

Im Hinblick auf die Phasen der Geldwäsche kommt 

Trusts vor allem in der Layering- und Integrations-

phase Bedeutung zu. In der Layering-Phase ermög-

lichen sie durch ihre Einbindung in mehrstufige, 

häufig grenzüberschreitende Beteiligungsstruktu-

ren die Verschleierung von Eigentums- und Kon-

trollverhältnissen sowie die Verlagerung von Ver-

mögenswerten. In einzelnen Fällen wurde dabei 

auch die Kombination mit Briefkastenstrukturen 

und spezialisierten Dienstleistungen im Ausland 

beobachtet, bei der Gesellschaften in Jurisdiktionen 

mit geringen Transparenzanforderungen mit lokal 

errichteten, nicht registrierungspflichtigen Trusts 

verbunden werden, was die Nachvollziehbarkeit 

wirtschaftlich Berechtigter zusätzlich erschwert. In 

der Integrationsphase können Vermögenswerte in 

einem formal legitim wirkenden Rahmen gehalten 

und verwaltet werden. Für die Placement-Phase 

spielen Trusts hingegen eine untergeordnete Rolle, 

da ihre Errichtung und Nutzung typischerweise 

erst nachgelagert erfolgen und mit erhöhtem orga-

nisatorischem Aufwand verbunden sind. 

In den von der Arbeitsgruppe beobachteten Geld-

wäscheverdachtsfällen wurden die Trusts nach 

dem Recht der folgenden Rechtsordnungen gebil-

det: Britische Jungferninseln, Cayman Islands, Ver-

einigtes Königreich, Guernsey, Hongkong, Monaco, 

USA und Zypern. 

Die von trustähnlichen Gestaltungen nach auslän-

dischem Recht ausgehenden Risiken sind ähnlich 

gelagert, teilweise sind sie sogar schwierig von 

Trusts zu unterscheiden. 

4.5 Associations / 
Cooperatives / Mutual 
Societies 

Kurzsteckbrief: Associations / Cooperatives / 

Mutual Societies 

Associations, Cooperatives oder auch Mutual 

Societies sind allesamt Zusammenschlüsse für 

einen bestimmten, nicht zwingend gewerblichen 

Zweck.  

Hierzu zählen zum Beispiel die US-amerikani-

sche nonprofit corporation sowie die französi-

sche association loi 1901 (für Associations), die 

spanische sociedad cooperativa sowie die italie-

nische società cooperativa (für Cooperatives) so-

wie die US-amerikanische mutual insurance 

company und die französische mutuelle (für 

Mutual Societies). 

Ausländische Rechtsformen dieser Obergruppe 

weisen mangels bisheriger Erscheinung in Geldwä-

scheverdachtsfällen in Deutschland ein niedriges 

Risiko auf. 
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Risiko eines Missbrauchs von Associations, Coopera-

tives oder Mutual Societies für Geldwäsche mit 

Deutschlandbezug 

Niedrig    
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5 Rechtsformübergreifende Phänomene

5.1 Immobilientransaktionen 
mittels Share Deals 

Das Risiko, dass in Deutschland Immobilientrans-

aktionen über Rechtseinheiten – insbesondere mit-

tels Share Deals – zur Verschleierung für Geldwä-

schezwecke verwendet werden, ist insgesamt als 

erheblich zu bewerten. 

Risiko eines Missbrauchs von Share Deals für Geld-

wäsche 

 
 Erheblich  

Share Deals sind ein etablierter, grundsätzlich legi-

timer Transaktionsmechanismus im Immobilien- 

und Unternehmensverkehr. Ein Risiko entsteht aus 

den Möglichkeiten, gesellschaftsrechtliche Verän-

derungen und Zahlungsflüsse so zu strukturieren, 

dass Eigentums-, Kontroll- und Herkunftsbezüge 

gezielt verschleiert werden. 

Kurzsteckbrief: Share Deal 

Ein Share Deal ist eine Form des Unternehmens-

kaufs, bei dem Anteile (Shares) an einer Rechts-

einheit erworben werden – also nicht einzelne 

Vermögenswerte wie ein Grundstück, sondern 

die Rechte an der Gesellschaft. Die Gesellschaft 

bleibt bestehen, mitsamt aller Rechte, Pflichten 

und Vermögenswerte.  

Dem Geldwäscherecht in Deutschland wird die 

Definition des § 1 Grunderwerbsteuergesetz 

(GrEStG) zugrunde gelegt, wonach eine Immobi-

lie als erworben gilt, wenn innerhalb von 10 Jah-

ren mindestens 90 Prozent der Anteile am Ge-

sellschaftsvermögen übertragen oder vereint 

werden. 

Share Deals und immobilienhaltende Strukturen 

sind im Rechts- und Wirtschaftsverkehr häufig 

sachgerecht. Immobilientransaktionen in relevan-

ter Größe werden in der Praxis vielfach über 

Rechtseinheiten abgewickelt, gerade im internatio-

nalen Kontext. Das kann ökonomisch sinnvoll sein, 

etwa zur Bündelung von Projekten, für die Finan-

zierung oder zur Begrenzung von Haftungsrisiken. 

Zugleich kann genau diese Strukturierung – insbe-

sondere, weil gesellschaftsrechtliche Veränderun-

gen nicht zu einem unmittelbaren Eigentümer-

wechsel führen und deswegen im Grundbuch nicht 

ersichtlich sind – genutzt werden, um Intranspa-

renz herzustellen. Immobilien gelten zudem als 

wertstabile Anlageobjekte; dies erhöht ihre Attrak-

tivität als Integrationsvehikel. Die Verschleierung 

wird regelmäßig nicht durch den reinen Erwerb 

„der Immobilie“ erreicht, sondern durch die Kom-

bination aus (mehrstufigen) Beteiligungsketten, 

Zahlungen über Dritte, Treuhand- oder Darlehens-

konstruktionen und dem Wechsel wirtschaftlich 

Berechtigter hinter grundstückshaltenden Rechts-

einheiten. 

Nach den Erkenntnissen der Arbeitsgruppe spielen 

Fälle von Immobilientransaktionen mittels Rechts-

einheiten vor allem in den Stadien des Layering 

und der Integration und vor allem unter Verwen-

dung grenzüberschreitender komplexer Firmen-

strukturen eine wesentliche Rolle. Für das Place-

ment ist der Anwendungsbereich durch das 

Barzahlungsverbot beim Immobilienerwerb – das 

auch für Share Deals gilt – stark reduziert. In Fällen 

mit Deutschlandbezug bezieht sich das Risiko bei 

grenzüberschreitenden Gesellschaftsstrukturen 

ganz überwiegend auf Immobilien, die in Deutsch-

land belegen sind.  

Verschleierung entsteht insbesondere, wenn un-

durchsichtige grenzüberschreitende Firmenstruk-

turen eingesetzt werden und der Kaufpreis nicht 

aus der unmittelbaren Erwerbergesellschaft, son-

dern direkt von Mutter- oder Gruppengesellschaf-

ten im In- und Ausland gezahlt wird. Zusätzlich 

können Treuhandkonten die Nachvollziehbarkeit 

von Zahlungsströmen erschweren. Auch die Finan-

zierung lässt sich verschleiernd inszenieren, etwa 

durch komplexe, grenzüberschreitende Darlehens-

strukturen: Inkriminierte Mittel werden dann als 

vermeintliches Darlehen eines anderen Unterneh-

mens zugeführt. Scheinbare Absicherungen – etwa 

Grundschuldbriefe zur „Darlehensbesicherung“ – 
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können diese Konstruktionen zusätzlich plausibili-

sieren. 

Um Herkunft und wirtschaftlich Berechtigte zu-

gleich zu verschleiern, können Beteiligungsketten 

teils nur zum Halten einer Immobilie aufgebaut 

und anschließend auf einer Holdingebene in Juris-

diktionen mit geringeren Anforderungen an Trans-

parenz und Geldwäschebekämpfung verlagert oder 

dorthin veräußert werden. Dabei können gezielt 

Tochtergesellschaften bzw. Zweckgesellschaften 

gegründet werden, die die Immobilie erwerben 

und halten.  

In Deutschland ist die KG – insbesondere die 

GmbH & Co. KG – eine besonders verbreitete 

Struktur für Immobilieneigentum. In einer Stich-

probe aus Rechtseinheiten mit Immobilieneigen-

tum war sie im Gegensatz zur Gesamtverteilung 

um +20,2 Prozentpunkte überrepräsentiert. Die KG 

ist für gemeinschaftliche Projekte und steuerliche 

Gestaltungen attraktiv; ihre Häufigkeit kann sich 

auch im Bereich missbräuchlicher Konstellationen 

widerspiegeln. In einzelnen Fällen wurden von Ar-

beitsgruppenmitgliedern insbesondere GmbH, 

GmbH & Co. KG, GbR sowie ausländische Kapital-

gesellschaften (z. B. S.a.r.l., Ltd.) beobachtet. 

Eine zentrale Stärke des deutschen Systems ist die 

Verlässlichkeit des Grundbuchs, das Rechte und 

Lasten an Grundstücken zuverlässig dokumentiert 

und damit ein wesentliches Transparenzinstru-

ment darstellt. Eine praktische Hürde liegt bei Auf-

klärungsbemühungen darin, dass die Grundbücher 

von den 16 Bundesländern geführt werden und 

bislang nicht über ein gemeinsames Grundbuch-

portal abgerufen werden können . Behörden kön-

nen dadurch nicht ohne Weiteres feststellen, ob 

eine (natürliche oder juristische) Person über Im-

mobilieneigentum verfügt. Hinzu kommt: Verän-

derungen des Gesellschafterbestandes von juristi-

schen Personen und Personengesellschaften 

werden im Grundbuch nicht abgebildet, wenn das 

Grundstück im Eigentum der Rechtseinheit ver-

                                                                 
 

42 Trautvetter/Henn 2020, Rosa-Luxemburg-Stiftung: Keine 
Transparenz trotz Transparenzregister, abrufbar unter: 
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Stu-
dien/Studien_5-20_Transparenz_2.Aufl_web.pdf (Stand: 
07.05.2025). 

bleibt – etwa bei Share Deals. Abhilfe wurde des-

halb mit der Aufnahme von Angaben zu Immobi-

lien in das Transparenzregister geschaffen. Dies er-

möglicht es, Grundstücke auch den wechselnden 

wirtschaftlich Berechtigten ihrer unmittelbaren Ei-

gentümer zuzuordnen. Auch für die bereits eintra-

gungspflichtigen ausländischen Vereinigungen o-

der Trusts mit Immobilieneigentum werden nach 

und nach Angaben zu Immobilien aufgenommen. 

Einen weiteren Transparenzbaustein bildet die seit 

Januar 2024 geltende Eintragungspflicht bei be-

stimmten GbR-Konstellationen: Wenn durch 

Übertragung von GbR-Anteilen mittelbar Immobi-

lieneigentum betroffen ist und ein Recht im 

Grundbuch eingetragen werden soll, muss der Ge-

sellschafterwechsel zur Eintragung im Gesell-

schaftsregister angemeldet werden (Voreintra-

gungserfordernis nach § 47 Abs. 2 

Grundbuchordnung). Gleichwohl besteht ein ge-

wisser Mangel an Transparenz: Nur zu etwa der 

Hälfte der erst kürzlich im Gesellschaftsregister 

eingetragenen GbRs ist im Transparenzregister 

eine Mitteilung von wirtschaftlich Berechtigten 

vorhanden; viele dieser Gesellschaften dürften Im-

mobilieneigentum haben. Dies ist jedoch nicht mit 

einem erhöhten Geldwäscherisiko gleichzusetzen 

(s. Ausführungen auf Seite 37). 

Eine Reihe externer Studien deutet ebenfalls auf 

eine gewisse Intransparenz bei immobilienhalten-

den Firmenstrukturen hin. In einer wissenschaftli-

che Studie aus dem Jahr 2020 wurde bei einer nicht 

repräsentativen Berliner Stichprobe festgestellt, 

dass zu 135 von 433 Rechtseinheiten (rund 31 Pro-

zent) keine Informationen im Transparenzregister 

auffindbar waren.42 Eine Studie von 2022 zeigte, 

dass sich bei über 10.000 Einträgen etwa 20 Prozent 

der Eigentümerstrukturen nicht bis zu natürlichen 

Personen zurückverfolgen ließen.43 Eine weitere 

Studie von 2022 fand heraus, dass in etwa 5 Prozent 

einer untersuchten Stichprobe von Rechtseinhei-

ten mit Immobilieneigentum die Struktur in ein 

43 Trautvetter, Miethe, 2022: Anonymes Immobilienvermö-
gen und Internationale Besitzketten. 

 
 

https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Studien/Studien_5-20_Transparenz_2.Aufl_web.pdf
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„Schattenfinanzzentrum“ im Sinne der Studie 

führte.44  

Zugleich zeigen diese Untersuchungen auch eine 

wichtige risikomindernde Grundtendenz: Deut-

sche Immobilien gehören überwiegend deutschen 

Rechtseinheiten (91 Prozent). In den meisten Fällen 

enden deren Beteiligungsketten (86 Prozent) bei 

natürlichen Personen aus Deutschland, die typi-

scherweise mit Anteil und weiteren Informationen 

im Handelsregister erfasst sind. Bei ausländischen 

Beteiligten trat demgegenüber die Rolle von Ano-

nymität deutlich hervor: 55 Prozent der im Aus-

land endenden Beteiligungsketten konnten nicht 

bis zu einer natürlichen Person zurückgeführt wer-

den und wurden als „anonym“ eingestuft; „Schat-

tenfinanzzentren“ im Sinne der Studie machten 

22 Prozent dieser anonymen Ketten aus. Als wich-

tigste Jurisdiktionen wurden dabei die Schweiz und 

Liechtenstein genannt, gefolgt von Luxemburg und 

den Niederlanden; Cayman Islands und Zypern 

waren ebenfalls vertreten, weitere Inselstaaten wie 

Jersey, Bermuda oder die Britischen Jungferninseln 

nur vereinzelt. Ein weiterer Befund war ein Zusam-

menhang zwischen Kettenlänge und Auslandsbe-

rührung: Je länger und komplexer die Beteiligungs-

kette, desto häufiger endete sie im Ausland und in 

einem Schattenfinanzplatz. Zusammen mit der ho-

hen Quote fiktiver wirtschaftlich Berechtigter bei 

ausländischen Rechtseinheiten unterstreicht dies 

die bestehende Anfälligkeit, ohne den hohen Grad 

an Transparenz und Regelgebundenheit in großen 

Teilen des deutschen Immobilienrechtsverkehrs in 

Frage zu stellen. 

Neben struktureller Transparenz sind professio-

nelle Intermediäre für die Begrenzung wie auch 

– im Missbrauchsfall – für die Ermöglichung von 

Risiken zentral. Die Arbeitsgruppe beobachtet ins-

besondere bei Immobilientransaktionen zu Geld-

wäschezwecken eine relevante Mitwirkung durch-

bösgläubige professionelle Intermediäre. Dabei 

können Gatekeeper in der Branche – etwa die Im-

mobilienvermittlung, Projektentwicklung, Hypo-

thekenberatung, das Notariat, die Rechtsberatung 

                                                                 
 

44 Miethe, Peichl, Trautvetter 2022, ifo Institut: Die Rolle von 
anonymen Immobilieneigentümern am deutschen Immo-
bilienmarkt: Erste Ergebnisse einer systematischen Daten-
auswertung. 

sowie weitere Finanzintermediäre – aktiv an der 

Entwicklung des Geldwäschekonstrukts mitwir-

ken. Zugleich ist der Immobilienerwerb in 

Deutschland typischerweise mit mehreren Kon-

trollinstanzen verbunden, die Transparenz herstel-

len und Risiken mindern. Je nach Fall werden die 

Beteiligten und Zahlungsflüsse etwa durch die Im-

mobilienvermittlung, das Notariat und die konto-

führenden Banken geprüft. 

Bei Share Deals fehlt jedoch regelmäßig die notari-

elle Auflassung wie beim Asset Deal. Die Übertra-

gung von Gesellschaftsanteilen einer grundstücks-

haltenden Gesellschaft ist grundsätzlich formfrei, 

weil Gegenstand nicht das Grundstück, sondern die 

Beteiligung ist; notarielle Beurkundungspflichten 

ergeben sich – falls überhaupt – aus spezialgesetzli-

chen Vorgaben einzelner Rechtsformen (z. B. § 15 

Abs. 3 und 4 GmbHG). Dadurch können – je nach 

Gestaltung – weniger „automatische“ Kontroll-

punkte greifen als beim unmittelbaren Grund-

stückskauf. 

Risikomindernd wirkt hier insbesondere die 2025 

aktualisierte Geldwäschegesetzmeldepflichtverord-

nung-Immobilien („GwGMeldV-Immobilien“), die 

auch berufsgeheimnisgeschützte Berufsgruppen in 

risikobehafteten Fällen bei Erwerbsvorgängen nach 

§ 1 GrEStG zur Abgabe einer Meldung an die FIU 

verpflichtet. Die Konkretisierung der Fallgruppen – 

einschließlich Share Deals – schafft Rechtssicher-

heit im Spannungsfeld zur berufsrechtlichen Ver-

schwiegenheit und stärkt die Gatekeeper-Funktion 

insbesondere der Notarinnen und Notare.  

Immobilienmaklerinnen und -makler treffen die 

geldwäscherechtlichen Sorgfaltsmaßnahmen auch 

bei der Vermittlung eines Share Deals; eine Anfäl-

ligkeit liegt nach Einschätzung der Arbeitsgruppe 

in einem teils nicht ausreichenden Risikobewusst-

sein für missbräuchliche Rechtseinheitenstruktu-

ren. 

Eine wiederkehrende praktische Schwierigkeit ist 

die Ermittlung der Herkunft der Mittel für die Zah-

lung des Kaufpreises für die Immobilie oder die 
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Shares. Für Verpflichtete ist es häufig schwierig, 

dies belastbar aufzuklären; verbleibende Zweifel 

können daher nicht immer ausgeräumt werden. 

Risikoerhöhend können auch Unterschriftenbe-

glaubigungen und Vollmachten im Ausland wir-

ken. Hier wurde einer früheren Anfälligkeit durch 

eine starke Sensibilisierung der Konsulate begeg-

net; gezielte Ausweichbeurkundungen bei auslän-

dischen Konsulaten, die zuvor unzureichende KYC-

Prüfungen ermöglichten, wurden eingedämmt.  

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass mit einzel-

nen Transaktionen sehr hohe Summen in unauf-

fälliger Weise bewegt werden können. Dies erhöht 

das potenzielle Schadensausmaß. Zusätzlich kön-

nen Zweifel an Integrität und Preisbildung des oh-

nehin angespannten Wohnungsmarktes gesell-

schaftliche Folgewirkungen haben. Dem steht ein 

in den letzten Jahren gestärkter Rechts- und Kon-

trollrahmen gegenüber. Die wichtigsten Hebel lie-

gen in der Herstellung und Nutzung von Transpa-

renz über Eigentums- und Kontrollstrukturen, in 

sorgfältigen Kontrollen durch Verpflichtete und 

wirksamer Aufsicht, in einer effektiven Analyse 

durch FIU und Strafverfolgungsbehörden sowie in 

der aufmerksamen Prüfung durch Grunderwerb-

steuerstellen der Finanzämter; in Sonderkonstella-

tionen kommen weitere Stellen hinzu (u. a. Konsu-

larbeamte; bei Zwangsversteigerungen 

Kosteneinziehungsstellen). Das Risikobewusstsein 

wird nach Einschätzung der Arbeitsgruppe je nach 

Stelle unterschiedlich bewertet (teils mittel-gut, 

teils niedrig), sodass weitere Sensibilisierung sinn-

voll ist. Risikoerhöhend wirkt außerdem, wenn Er-

mittlungsressourcen für umfangreiche Strukturer-

mittlungen nicht ausreichen oder Zuständigkeiten 

einen zusammenhängenden Blick erschweren.

 

Fallbeispiel „Courtage“ 

Der bis im Sommer 2023 amtierende Gouverneur der Banque du Liban (BdL) und sein Bruder stehen in 

Verdacht, gemeinschaftlich handelnd mit weiteren beteiligten Personen im Zeitraum 2002 bis 2015 ins-

gesamt über 330 Mio. US-Dollar zum Nachteil der BdL und des libanesischen Finanzministeriums über 

eine Briefkastengesellschaft in der Rechtsform einer Ltd. veruntreut, folgend gewaschen und sich selbst 

illegal bereichert zu haben.  

Die ab dem Jahr 2002 sukzessive veruntreuten Gelder wurden auf ein Geschäftskonto der Briefkastenge-

sellschaft in die Schweiz transferiert. Von den auf diesem Konto insgesamt eingegangenen 334 Mio. USD 

wurden zeitnah nach und nach insgesamt 248 Mio. USD auf ein Privatkonto des Beschuldigten in der 

Schweiz übertragen, wovon im weiteren Verlauf rund 207 Mio. USD zurück in den Libanon auf seine 

Privatkonten transferiert wurden.  

Die bisherigen Ermittlungen in dem wegen Verdachts der Geldwäsche daraufhin initiierten Ermitt-

lungsverfahren ergaben, dass mittels verschiedener Gesellschaften, deren letztendlicher wirtschaftlicher 

Berechtigter der Beschuldigte ist, in Deutschland vier Immobilien in München (2), Hamburg (1) und 

Düsseldorf (1) direkt oder im Zuge von sogenannten Share Deals indirekt im Zeitraum von 2012 bis 2017 

erworben wurden. Die Immobilien wurden entweder von deutschen GmbHs gehalten, die wiederum 

von luxemburgischen SAs kontrolliert wurden, oder sie wurden direkt von luxemburgischen SAs gehal-

ten. 

Das Ermittlungsverfahren wird von der StA München I und dem BKA als Joint Investigation Team (JIT) 

mit Ermittlungsbehörden aus Frankreich und Luxemburg geführt. Ende 2021 und im Frühjahr 2022 fan-

den gemeinsam mit den europäischen Partnern umfangreiche Vermögenssicherungen in Höhe von ins-

gesamt rund 170 Mio. Euro in sechs europäischen Staaten statt, die sich gegen die Beschuldigten sowie 

die ihnen zuzurechnenden Gesellschaften richteten. In Deutschland konnten Vermögenswerte in Höhe 

von geschätzten 37,6 Mio. Euro gesichert werden. Ein Urteil liegt bislang nicht vor. 
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5.2 Scheinunternehmen und 
Durchlaufgesellschaften 

Das Risiko, das von Scheinunternehmen und 

Durchlaufgesellschaften für Zwecke der Geldwä-

sche ausgeht, ist insgesamt als erheblich zu bewer-

ten.  

Risiko eines Missbrauchs von Scheinunterneh-

men/Durchlaufgesellschaften für Geldwäsche 

 
 Erheblich  

Das Risiko entsteht aus der Möglichkeit, eine 

grundsätzlich legitime Rechtseinheit gezielt auf 

diese Weise zu nutzen – zur Verschleierung des 

wirtschaftlich Berechtigten, zur Legitimierung von 

Zahlungsströmen und zur Erschwerung von Er-

mittlungen durch komplexe, teils grenzüberschrei-

tende Ketten. Einzelne Ausprägungen können je 

nach Ausmaß des Vorgehens (etwa von einer ein-

zelnen Scheinrechnung über die Überfakturierung 

bis zum kompletten Scheinunternehmen), Juris-

diktion, Branchenbezug und Einbindung professio-

neller Intermediäre deutlich abweichen. 

Zur begrifflichen und praktischen Einordnung ist 

zwischen Scheinunternehmen und Durchlaufge-

sellschaften zu unterscheiden. Scheinunternehmen 

können offiziell registriert sein oder rein fiktiv auf-

treten; typisch sind fehlende(s) Personal und Ver-

mögenswerte, teils der Erwerb als Mantel sowie die 

Nutzung als „Briefkastengesellschaft“ durch Regist-

rierung an Sammeladressen. Ihre Tätigkeit besteht 

häufig aus fingierten Geschäften bei tatsächlicher 

Inaktivität; Ziele können neben der Plausibilisie-

rung und Verschleierung von Transaktionen für 

Geldwäschezwecke etwa auch die Initiierung eines 

Umsatzsteuerbetruges (durch Ausstellung von 

Scheinrechnungen und dadurch Ermöglichung ei-

nes unrechtmäßigen Vorsteuerabzuges) sein. 

Durchlaufgesellschaften meint demgegenüber re-

gelmäßig offiziell registrierte und zumindest leicht 

aktive Rechtseinheiten; sie erzeugen reale Durch-

läufe bei zugleich gegenüber den Behörden fingier-

ter Inaktivität. Sie dienen vor allem der Verschleie-

rung, der Verlängerung von Ketten und der 

Verzögerung von Aufdeckung. Scheinunterneh-

men fallen tendenziell schneller auf, während 

Durchlaufgesellschaften nach außen oft „norma-

ler“ wirken und daher länger unentdeckt bleiben 

können. Vgl. Abbildung 6 für eine Übersicht zur 

Unterscheidung der beiden Vorgehensweisen. 

 

 Scheinunternehmen  Durchlaufgesellschaft  

Existenz offiziell registriert oder auch rein fiktiv  offiziell registriert, leicht aktiv  

Eigenheit Keine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, keine Vermögenswerte 

teilweise: als Mantel erworben, an Sammeladresse registriert 

Tätigkeit fingierte Geschäfte, tatsächliche Inaktivität echte Durchläufe, fingierte Inaktivität 

Zweck Transaktionen plausibilisieren, Umsatz-
steuerbetrug durch Scheinrechnungsaus-
stellung initiieren 

Verschleiern und Kette verlängern  

Risikoprofil fällt schneller auf wirkt „normaler“, verzögert Aufdeckung 

Abbildung 6: Übersicht zur Unterscheidung von Scheinunternehmen und Durchlaufgesellschaften
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Unter „Shell Companies“ versteht die FATF formal 

bestehende, häufig inaktive Rechtseinheiten ohne 

nennenswerte operative Tätigkeit, Vermögens-

werte oder Personal.45 Nach Einschätzung der FATF 

gehören sie zu den relevanten Methoden zur Ver-

schleierung wirtschaftlich Berechtigter.46 Der Be-

griff erfasst Scheinunternehmen und Durchlaufge-

sellschaften.  

Für Zwecke der Geldwäsche bergen Scheinunter-

nehmen und Durchlaufgesellschaften auch in 

Deutschland ein erhöhtes Risiko.  

Demgegenüber sind Mantel- und Briefkastenge-

sellschaften zunächst nicht per se missbräuchlich. 

In zahlreichen Konstellationen können sie ökono-

misch sinnvoll sein, etwa für kurzfristige oder 

grenzüberschreitende Unternehmensgründungen, 

für Special Purpose Vehicles (SPV) oder Special 

Purpose Acquisition Companies (SPAC) im Rah-

men von Finanzierung und Investition, für Diskre-

tion bei Unternehmensnachfolgen oder zum 

Schutz privater Adressen kleiner Betriebe. Eine 

Briefkastenadresse kann legitime Zwecke erfüllen, 

etwa als Schutz der Privatadresse oder zur organi-

satorischen Abbildung grenzüberschreitender Tä-

tigkeit, insbesondere wenn sie gegenüber dem Fi-

nanzamt angezeigt werden und Einnahmen 

ordnungsgemäß versteuert werden. Eine Aus-

nahme bilden sogenannte Bank-Mantelgesellschaf-

ten (derzeit noch nach § 1 Abs. 22 GwG), mit denen 

keine Geschäfte geführt werden dürfen (vgl. 

§ 25m KWG).  

Dennoch können diese beiden Vehikel eine Nut-

zung einer Rechtseinheit als Scheinunternehmen 

oder Durchlaufgesellschaften erheblich erleichtern, 

weil sie die kurzfristige Errichtung von Rechtsein-

heiten – insbesondere grenzüberschreitend – er-

leichtern und den Verschleierungseffekt verstärken 

können. Vorratsgesellschaften können rasch akti-

viert, umfirmiert und für Scheingeschäfte einge-

setzt werden; vorhandene Konten, Historien und 

gegebenenfalls Genehmigungen erhöhen die 

Glaubwürdigkeit. Besonders anfällig sind Konstel-

                                                                 
 

45 Vgl. FATF, Guidance on Transparency and Beneficial 
Ownership 2023, S. 4. 
46 Vgl. FATF, Egmont Group Report 2018. 

lationen mit Strohpersonen, unklaren Geschäfts-

zwecken oder Briefkastenadressen im Ausland. Das 

Risiko für Deutschland liegt wiederum weniger in 

der Existenz dieser Vehikel, sondern in ihrer miss-

bräuchlichen Nutzung bzw. der Zurverfügungstel-

lung als Dienstleistung, dem Täuschen von Behör-

den und Verpflichteten sowie dem 

eingeschränkten Zugang zu belastbaren Eigentü-

merinformationen. 

Diese Mechanismen werden vor allem in den Geld-

wäschephasen des Layering und der Integration 

genutzt, um Transaktionen zu verschleiern oder 

nach außen zu legitimieren. Zugleich gilt: Die Nut-

zung einer Rechtseinheit als Scheinunternehmen 

oder Durchlaufgesellschaft ist regelmäßig nur ein 

Baustein in einem größeren Schema. Das Risi-

koprofil einer Rechtseinheit hängt stark von Juris-

diktion, Kettenlänge, Zahlungswegen, tatsächlicher 

wirtschaftlicher Aktivität sowie der Einbindung 

professioneller Intermediäre ab. Als Schwerpunkt 

lässt sich gleichwohl festhalten, dass sich das Risiko 

insbesondere auf ausländische Offshore-Jurisdikti-

onen, informelle Netzwerke von Strohpersonen 

und die Kombination mit Dienstleistungen profes-

sioneller Intermediäre konzentriert. Insgesamt 

ergibt sich damit in Deutschland eine moderate, 

aber potenziell dynamische Risikolage, deren Ent-

wicklung eng von internationalen Transparenz-

standards, der Wirksamkeit des nationalen Trans-

parenzregisters und effektiven Maßnahmen gegen 

Scheinunternehmertum abhängt. 

Inländisch werden – trotz starker Transparenz-

pflichten – für missbräuchliche Konstellationen 

insbesondere GmbHs bzw. UGen genutzt, weil sie 

im Gegensatz zu Personengesellschaften die Tren-

nung zwischen juristischer und natürlicher Person 

ermöglichen und Haftung begrenzen; ausländische 

Parallelen finden sich in Formen wie Ltd., LLC oder 

Corp. Zugleich sprechen mehrere Befunde dafür, 

dass das Risiko „deutscher“ Mantel-/Briefkasten-

modelle im internationalen Vergleich eher be-

grenzt ist. Risikomindernd wirken die vergleichs-

weise geringe statistische Bedeutung klassischer 
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Briefkastenstrukturen in Deutschland und feh-

lende Hinweise auf eine flächendeckende Konzent-

ration in Registerdaten: Eine Studie des EU Tax Ob-

servatory (2023)47 weist Deutschland im Vergleich 

als Land mit sehr geringer Pro-Kopf-Anzahl haf-

tungsbeschränkter Gesellschaften aus. Mit 

22 Rechtseinheiten pro 1.000 Erwachsenen liegt 

Deutschland deutlich unter dem europäischen 

Durchschnitt; dies deutet auf eine insgesamt gerin-

gere Verbreitung von Briefkastengesellschaften 

hin. Auch die Auswertung von Transparenzregis-

terdaten zeigt bislang keine flächendeckende Kon-

zentration solcher Modelle: Zwar existieren ein-

zelne Anschriften mit einer hohen Zahl 

registrierter Einheiten, es handelt sich jedoch über-

wiegend um kleine Anbieter ohne strukturell auf-

fällige Häufung; vgl. Annex B-11. Gleichzeitig ist 

von einem Dunkelfeld auszugehen, weil miss-

bräuchlich genutzte Gesellschaften und deren wirt-

schaftlich Berechtigte gerade dann häufig nicht o-

der nicht zutreffend im Register erscheinen, wenn 

Verschleierung beabsichtigt ist. 

Nichtsdestotrotz besteht auch in Deutschland ein 

relevantes Risiko, wenn auch in kleinerem Rah-

men. Am Markt existieren zahlreiche „Virtual-

Office“-Services, die über eine reine Briefkastenad-

resse hinausgehen und in diesem Kontext genutzt 

werden können, etwa durch virtuelle Büros, Sekre-

tariatsdienste, E-Mail- und Telefonservices, Räume 

für Meetings sowie Buchhaltung und Dokumen-

tenaufbewahrung. Derzeit gibt es jedoch keine 

Hinweise darauf, dass solche Angebote in Deutsch-

land in einer Weise aufgestellt sind, die gezielt auf 

ein internationales Publikum oder auf missbräuch-

liche Massenmodelle ausgerichtet wäre. Behördli-

che Beobachtungen bestätigen im Übrigen, dass 

das Risiko der professionellen Geldwäsche mit sol-

chen Vehikeln vor allem in OFCs zu verorten ist, 

wo schwache Registerpflichten, niedrige Kosten 

und hohe Intransparenz die Nutzung begünstigen. 

Entsprechend groß können dort auch die potenzi-

ellen Auswirkungen sein.  

                                                                 
 

47 EU Tax Observatory, Aliprandi et. al.: Finding Shell Com-
panies: Mapping the global geography of shell companies, 
2024, abrufbar unter: https://bahamasamlconference.cen-
tralbankbahamas.com/documents/2024-03-26-15-05-30-

In Deutschland konzentrieren sich Anfälligkeiten 

weniger auf das „Vorhandensein“ solcher Modelle 

als auf deren effektive Aufdeckung: Der Durchlauf-

charakter oder die fehlende reale Geschäftstätigkeit 

ist häufig nicht auf den ersten Blick erkennbar, und 

Sammeladressen können Ermittlungen erschwe-

ren. 

Präventiv bestehen bislang vergleichsweise wenige 

spezifische Mechanismen, die Scheinunternehmen 

und Durchlaufgesellschaften frühzeitig systema-

tisch identifizieren. Gleichzeitig bleiben potenzielle 

Synergien ungenutzt, die sich aus einer engeren 

Verzahnung mit der Bekämpfung von Steuerhin-

terziehung ergeben könnten – sowohl präventiv als 

auch repressiv. Dies ist auch deshalb relevant, weil 

Scheinunternehmen und Durchlaufgesellschaften 

insbesondere bei Umsatzsteuerbetrug eine wich-

tige Rolle spielen und sich die dortigen Indikatoren 

vielfach mit geldwäscherelevanten Auffälligkeiten 

überschneiden. 

Die Erfahrungen der Arbeitsgruppe deuten darauf 

hin, dass das Risikobewusstsein bei Verpflichteten 

grundsätzlich ausbaufähig ist, zugleich aber bereits 

wirksame Ansatzpunkte existieren. Typologien der 

FIU können zur weiteren Sensibilisierung beitra-

gen. Verdachtsmeldungen zeigen immer wieder, 

dass v. a. Finanzinstituten Auffälligkeiten ins Auge 

fallen, etwa wenn über Unternehmenskonten 

keine erwartbaren Umsätze laufen (z. B. keine Per-

sonal-, Logistik-, Mietkosten) oder wenn gängige 

Sammeladressen festgestellt werden. Soweit dieser 

Modus Operandi nicht bemerkt oder gemeldet 

wird, liegt dies nach Einschätzung der Arbeits-

gruppe auch daran, dass es nicht stets klar von den 

Sorgfaltspflichten umfasst ist, auf Unterneh-

menshistorie, tatsächlichen Geschäftsbetrieb oder 

das Vorliegen typischer Sammeladressen zu achten. 

Angehörige von rechts-, steuer- und wirtschaftsbe-

ratenden Berufen können aufgrund ihrer Mandats-

nähe Auffälligkeiten häufig leichter erkennen, sind 

jedoch durch berufsrechtliche Verschwiegenheits-

pflichten in ihren Melde- und Offenlegungsmög-

lichkeiten begrenzt. 

Session-1---Mapping-the-Global-Geography-of-Shell-
Companies.pdf (Stand: 6. Januar 2025). 
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Soweit Anhaltspunkte bestehen, sehen sich die an 

der Arbeitsgruppe beteiligten Ermittlungsbehör-

den grundsätzlich gut aufgestellt, um fehlende lau-

fende Geschäftsaktivitäten, fehlende nennenswerte 

Vermögenswerte oder Beschäftigte zu ermitteln. 

Gleichwohl ist die frühzeitige Aufdeckung in der 

Praxis datenintensiv und erfordert eine konse-

quente Nutzung vorhandener Datenbestände so-

wie wirksamen Druck zur Erfüllung bestehender 

Berichtspflichten. Hier zeigt sich eine strukturelle 

Anfälligkeit: Sanktionen bei Nichteinreichung er-

forderlicher Unterlagen im Unternehmensregister 

– etwa Ordnungsgelder im Bereich von 2.500 bis 

25.000 Euro – sind im internationalen Vergleich 

weniger einschneidend. Für Falschangaben gilt 

Entsprechendes. Als Vergleich wird etwa das Verei-

nigte Königreich genannt, wo die Nicht-Einrei-

chung eines Jahresabschlusses zur automatischen 

Löschung der Firma und damit zu einer anderen 

Haftungs- und Risikolage führen kann. Ein gerin-

gerer Sanktionsdruck kann in Deutschland dazu 

beitragen, dass inaktive Unternehmen unter Um-

ständen reaktiviert und missbräuchlich genutzt 

werden.
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Fallbeispiel „Operation Chargeback“ 

Zwischen 2016 und 2021 sollen insgesamt 44 Beschuldigte weltweit banden- und gewerbsmäßigen Betrug 

sowie Geldwäsche begangen haben. Betroffen waren dabei über 4 Mio. Kreditkarteninhaber aus 193 Ländern. 

Nach weiteren Ermittlungen könnte die Zahl der kompromittierten Kreditkartendaten sogar bis zu 20 Mio. 

betragen. Die Täter nutzten diese Daten, um über professionell betriebene Schein-Webseiten – insbesondere 

im Bereich Streaming, Dating und Pornografie – massenhaft kostenpflichtige Abonnements abzuschließen. 

Die Abbuchungen wurden bewusst klein gehalten (häufig um 50 Euro/USD) und durch kryptische Verwen-

dungszwecke verschleiert, sodass sie von den Betroffenen oft über Monate oder Jahre unentdeckt blieben. 

Durch wiederkehrende Abbuchungen entstand dennoch ein erheblicher Gesamtschaden. Zur Abwicklung 

der Zahlungen missbrauchten die Täter gezielt die Infrastruktur mehrerer Zahlungsdienstleister. 

Die Tätergruppierung agierte als international organisierte kriminelle Vereinigung mit konzernähnlichem 

Aufbau. Innerhalb mehrerer Netzwerke bestanden klar definierte Zuständigkeiten, insbesondere im Bereich 

der sogenannten „High-Risk“-Onlineangebote. Eine zentrale Rolle spielten dabei Mitarbeitende von vier 

deutschen Zahlungsdienstleistern mit Sitz in Eschborn, Frankfurt am Main, Heidelberg und Aschheim. Dabei 

handelte es sich insbesondere um ehemalige Führungskräfte aus den Bereichen Risikomanagement, Vertrieb 

und Compliance, die für das Onboarding, die Risikoprüfung und die laufende Betreuung der angeblichen On-

linehändler zuständig waren. 

Diese Verantwortlichen ermöglichten die Aufnahme und Fortführung von Geschäftsbeziehungen mit 

Scheingesellschaften, obwohl ihnen bekannt war, dass diese keine realen Dienstleistungen erbrachten und 

deren Webseiten teilweise nicht einmal über Suchmaschinen auffindbar waren. Die Scheinfirmen wurden 

häufig paketweise über Vermittlungsdienstleister in den Zahlungsverkehr eingebracht. 

Zur Verschleierung der betrügerischen Aktivitäten setzten die Täter hunderte Scheinfirmen („Merchants“) 

ein, die überwiegend im Ausland gegründet wurden. Dabei kamen gezielt verschiedene internationale 

Rechtsformen zum Einsatz, insbesondere Ltd, S.R.O., SL, S.A.R.L. sowie B.V. Diese Gesellschaften waren 

bspw. in dem Vereinigten Königreich und Zypern registriert.  

Jede dieser Scheinfirmen betrieb mehrere (typischerweise drei bis fünf) betrügerische Webseiten und war ver-

traglich verpflichtet, ihre Umsätze an übergeordnete Gesellschaften weiterzuleiten. Insgesamt konnten meh-

rere hundert Scheinfirmen und rund 2.000 Webseiten identifiziert werden. 

Durch gezielte Aufteilung der Transaktionen („Load-Balancing“) auf eine Vielzahl von Webseiten und Gesell-

schaften gelang es den Tätern, Kontrollmechanismen der Kreditkartenorganisationen zu umgehen und ins-

besondere Rückbelastungsquoten (Chargebacks) künstlich niedrig zu halten. Ergänzend kamen manipulierte 

Betrugspräventionssysteme sowie eigens entwickelte Softwarelösungen zum Einsatz, die über virtuelle Kon-

ten Geldflüsse verschleierten und die Nachvollziehbarkeit der Transaktionen erheblich erschwerten. 

Zur weiteren Verschleierung und Verteilung der Erlöse nutzten die Täter komplexe Geldwäschemethoden. 

Die vereinnahmten Gelder wurden über mehr als 2.000 Bankkonten in Deutschland weitergeleitet und an-

schließend ins Ausland transferiert.  

Die Ermittlungen wurden von der Generalstaatsanwaltschaft Koblenz und dem BKA geleitet. Unterstützt 

wurden sie durch die FIU, die Bafin sowie internationale Partnerbehörden und Organisationen wie Europol 

und Eurojust. Der Zugriff erfolgte 2025 in Deutschland sowie in acht weiteren Staaten weltweit. 

Im Zuge der Maßnahmen wurden in Deutschland 29 Objekte durchsucht und fünf Haftbefehle vollstreckt. 

Über 250 Einsatzkräfte waren beteiligt. Dabei konnten Vermögenswerte in Höhe von rund 35 Mio. Euro gesi-

chert werden. Nach bisherigen Erkenntnissen wurden über 100.000 Geldwäschetaten mit einem Gesamtvolu-

men von mehr als 150 Mio. Euro begangen. Bisher gibt es noch keine rechtskräftigen Verurteilungen in die-

sem Verfahren. 
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5.3 Nominee Arrangements 
Kurzsteckbrief: Nominee Arrangements 

Der Begriff des Nominee lässt sich funktional als 

treuhänderische Beteiligung an Gesellschaften 

oder anderen Vermögenswerten übersetzen. Es 

handelt sich dabei nicht um ein gesetzlich gere-

geltes Rechtsinstitut, sondern um eine Stellung 

auf Grundlage einer Rechtsbeziehung zwischen 

zwei Personen. Begrifflich lässt sich zwischen 

der Stellung als Nominee auf Führungsebene 

(nomineller Direktor oder Geschäftsführer) oder 

auf Ebene der Anteilseigner (nomineller Anteils-

eigner) differenzieren. Der Nominee nimmt die 

Funktion des Treuhänders ein, der seine formale 

Stellung in Bezug auf eine Gesellschaft im eige-

nen Namen entsprechend der Anweisung eines 

Treugebers (Nominator) ausübt.48 Je nachdem, 

ob das Verhältnis ordnungsgemäß offengelegt 

wird, wird entweder von einem formellen oder 

                                                                 
 

48 Vgl. auch die Definition in Art. 53 Abs. 4 Unterabs. 2 der 
EU-Geldwäscheverordnung: „Für die Zwecke dieses Absat-
zes [wirtschaftliche Berechtigung durch anderweitige Kon-
trolle] bezeichnet der Begriff „formelle Nominee-Vereinba-
rung“ einen Vertrag oder eine entsprechende Vereinbarung 
zwischen einem Nominator und einem Nominee, wobei der 

informellen Nominee gesprochen. Nominelle 

Geschäftsführer sind in Deutschland nicht aus-

drücklich verboten, allerdings kann Geschäfts-

führer oder Vorstand nur eine natürliche Person, 

nicht aber eine Rechtseinheit sein (vgl. bspw. 

§ 76 Abs. 3 AktG und § 6 Abs. 2 GmbHG). 

Neben Nominee-Vereinbarungen bestehen wei-

tere sogenannte Ownership-and-Control-Arran-

gements, welche Eigentums- oder Kontroll-

rechte an Dritte vermitteln. Hierzu gehören 

Veto-, Widerspruchs- und Zustimmungsrechte, 

Pool- und Stimmbindungsvereinbarungen, Ge-

winnabführungsverträge, Darlehensgestaltun-

gen sowie stille Beteiligungen, partiarische Dar-

lehen und Unterbeteiligungen. 

Das Risiko, dass in Deutschland eine formelle No-

minee-Vereinbarung zur Verschleierung für die 

Zwecke der Geldwäsche verwendet wird, ist insge-

samt als niedrig einzustufen, das für die informelle 

Nominee-Vereinbarungen hingegen als erheblich. 

Nominator eine juristische oder natürliche Person ist, die 
einem Nominee Weisungen erteilt, in einer bestimmten Ei-
genschaft in seinem Namen zu handeln, auch als Direktor, 
Anteilseigner oder Settlor, und wobei der Nominee eine ju-
ristische oder natürliche Person ist, die vom Nominator an-
gewiesen wird, in seinem Namen zu handeln“. 
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Risiko eines Missbrauchs von formellen Nominee Ar-

rangements für Geldwäsche 

Niedrig    

 

Risiko eines Missbrauchs von informellen Nominee 

Arrangements für Geldwäsche 

 
 Erheblich  

Formelle und informelle Arrangements unter-

scheiden sich nicht nur in der Ausgestaltung, son-

dern vor allem in ihrer Transparenz: Während for-

melle Nominee-Strukturen typischerweise in den 

bestehenden Transparenzmechanismen abbildbar 

sind, zielen informelle Arrangements darauf, ein ir-

reführendes Bild der tatsächlichen Eigentums- und 

Kontrollverhältnisse zu erzeugen und Pflichten ge-

zielt zu umgehen. 

Für formelle Ownership-and-Control-Arrange-

ments bestehen vielfältige legitime Gründe. Hin-

tergrund kann das Interesse des Nominators sein, 

selbst nicht namentlich als Gesellschafter oder Ge-

schäftsführer aufzutreten, etwa aus wettbewerbli-

chen Gründen. Nominee-Strukturen ermöglichen 

zudem vereinfachte Beteiligungsstrukturen, bspw. 

über Kapitalsammelstellen, wenn ein Treuhänder 

Anteile für mehrere Investoren hält und verwaltet. 

Auch kann die Verwaltung eines Gesellschaftsan-

teils durch einen Treuhänder als milderes Mittel 

statt eines Gesellschafterausschlusses in Betracht 

kommen. Darüber hinaus werden solche Gestal-

tungen häufig im Rahmen der vorweggenomme-

nen Erbfolge oder zur Strukturierung von Ent-

scheidungsrechten in Familiengesellschaften 

genutzt. Schließlich können beihilferechtliche Vor-

gaben Vetorechte erfordern, um eine zweckwidrige 

Mittelverwendung auszuschließen. Diese Funktio-

nen verdeutlichen, dass Nominee-Konstruktionen 

– sofern transparent – im Rechtsverkehr nachvoll-

ziehbare und wirtschaftlich sinnvolle Zwecke er-

füllen können. 

Dass formelle Nominee-Vereinbarungen in 

Deutschland für strafbare Zwecke eine geringe 

Rolle spielen, hängt vor allem mit dem grundsätz-

lich soliden Transparenzrahmen zusammen. No-

minelle Anteilseigner werden bei Überschreiten 

einschlägiger Schwellenwerte erfasst. Bei GmbHs 

kommt hinzu, dass die Abtretung von Geschäftsan-

teilen notariell beurkundet werden muss (§ 15 

Abs. 3 und 4 GmbHG), sodass formale Änderungen 

an Beteiligungsverhältnissen regelmäßig nicht un-

bemerkt erfolgen. Für andere Rechtsformen beste-

hen bei Überschreitung bestimmter Schwellen-

werte Mitteilungspflichten nach dem Aktien- oder 

Wertpapierhandelsgesetz; für börsennotierte Un-

ternehmen treten Meldepflichten nach dem Ein-

kommensteuergesetz hinzu. Für die Transparenz-

bewertung ist außerdem zentral, dass der 

tatsächlich Kontrollierende – weil die Kontrolle 

ausgeübt und Gewinne in der Regel weitergeleitet 

werden – bei Überschreiten der relevanten 

Schwelle als wirtschaftlich Berechtigter in das 

Transparenzregister einzutragen ist. Mit der EU-

Geldwäscheverordnung werden die Transparenz-

pflichten erweitert: Ab Juli 2027 wird jede Nomi-

nee-Struktur unabhängig von einem Erreichen der 

Schwelle zur wirtschaftlichen Berechtigung trans-

parenzpflichtig werden (in Umsetzung von Art. 10 

Abs. 1 der Sechsten EU-Geldwäscherichtlinie 

i. V. m. Art. 66 der EU-Geldwäscheverordnung). Da-

mit sind formelle Konstruktionen hierzulande 

kaum zur effektiven Verschleierung geeignet, son-

dern allenfalls zur Verkomplizierung von Struktu-

ren.  

In Drittländern mit schwächerem Rechtsrahmen 

und geringerer behördlicher Zusammenarbeit sind 

formelle Nominees dagegen häufiger zu beobach-

ten. 

Auch alternative Ownership-and-Control-Arran-

gements wie stille Beteiligungen, partiarische Dar-

lehen, Unterbeteiligungen oder Stimmrechtsver-

einbarungen sind grundsätzlich legale und formal 

dokumentierte Instrumente. Aktuell ist deren 

Geldwäscherisiko insgesamt als niedrig einzuschät-

zen. Ihr technischer und transparenter Charakter 

sowie bestehende Mitteilungspflichten begrenzen 

die Missbrauchsmöglichkeiten deutlich, zudem 

fehlen belastbare Erkenntnisse zu einer Verwen-

dung für Geldwäschezwecke.  

Weitaus relevanter sind in Deutschland informelle 

Nominee-Vereinbarungen. Dabei treten Strohper-

sonen – aus dem familiären oder persönlichen 
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Umfeld oder gegen Entgelt – als formale Geschäfts-

führer oder Anteilseigner auf, während die tatsäch-

liche Kontrolle bei Hintermännern verbleibt. Infor-

melle Absprachen zielen regelmäßig nicht darauf 

ab, durch rechtliche Komplexität Distanz zu schaf-

fen, sondern darauf, ein falsches oder irreführendes 

Bild der wahren Eigentums- und Kontrollstruktur 

zu vermitteln. Ein wesentlicher Vorteil dieser Ar-

rangements liegt darin, dass komplexe Verschach-

telungen oft nicht mehr notwendig sind. Transpa-

renzpflichten können so gezielt umgangen werden. 

Das Aufdecken informeller Verbindungen wird in 

der Praxis zusätzlich dadurch erschwert, dass es 

häufig weder ein formelles Dokument noch einen 

eindeutigen Beweis für die Weisungsbeziehung 

zwischen Nominator und Nominee gibt. Darüber 

hinaus kann die Eintragung schwer erreichbarer 

natürlicher Personen oder Rechtseinheiten als Ge-

sellschafter die behördliche Nachverfolgung er-

schweren. 

Nominees werden nach den Erfahrungen aus der 

Arbeitsgruppe in allen Phasen der Geldwäsche ge-

nutzt, mit Schwerpunkten im Placement und Laye-

ring. Strohgeschäftsführer übernehmen dabei etwa 

die Abrechnung von Scheinleistungen, die Abwick-

lung von Bargeschäften mit hochpreisigen Gütern 

oder treten bereits bei Unternehmensgründungen 

auf. Strohbeteiligungen dienen bspw. der Einlei-

tung und Weiterleitung illegaler Erlöse oder der 

Verschleierung von Vermögenswerten über OFCs. 

Als eigenständiger Risikofaktor wurden von der 

Arbeitsgruppe zudem bestimmte Herkunfts- und 

Rekrutierungsräume (u. a. osteuropäische Staaten) 

für Strohpersonen hervorgehoben, die – etwa auf-

grund geografischer Nähe und günstiger Rahmen-

bedingungen – die Verfügbarkeit entsprechender 

Personen erleichtern können. 

Zwar birgt der Einsatz von Nominees für den No-

minator Risiken: Der Nominee kann entsprechend 

seiner formellen Stellung z. B. als Geschäftsführer 

rechtlich wirksam handeln, auch wenn ihm das im 

Innenverhältnis zum Nominator nicht erlaubt sein 

sollte. Der Nominator ist also darauf angewiesen, 

dass sich der Nominee an die informellen Abspra-

chen hält. Der Nominee haftet unmittelbar nach 

den jeweiligen gesetzlichen Haftungsmaßstäben. 

Dieselbe Haftung kann auch den Nominator als 

faktischen Geschäftsführer oder Organwalter tref-

fen, wenn er tatsächlich in maßgeblichem Umfang 

Geschäftsführungsfunktionen übernimmt und 

nachhaltigen Einfluss auf wesentliche Entschei-

dungen ausübt. Gleichwohl kann der Vorteil über-

wiegen, mithilfe eines Nominees Transparenz-

pflichten zu umgehen, ohne zwingend auf 

komplexe Firmenkonstruktionen angewiesen zu 

sein.  

Professionelle Angebote für Nominee-Dienstleis-

tungen werden auf dem deutschen Markt nach Be-

obachtungen der Arbeitsgruppe vor allem im Um-

feld der Rechts- und Steuerberatung 

wahrgenommen, was bereits damit zusammen-

hängt, dass Kenntnisse im Gesellschaftsrecht, Kapi-

talmarktrecht und in der Buchführung hierfür vor-

teilhaft oder sogar notwendig sein können. Auch 

diese Angebote sind grundsätzlich legitim. Bei der 

Marktrecherche sind aber einzelne Angebote auf-

gefallen, die ausdrücklich mit umfassender wei-

sungsgebundener Vertretung der eigentlich wirt-

schaftlich Berechtigten im Unternehmen werben, 

was mit dem Leitbild der Organstellung nicht ver-

einbar erscheint. Sehr vereinzelt wurden daneben 

auffällige Dienstleister beobachtet, insbesondere in 

größeren Städten wie Berlin oder München, die 

sich auf die Vermittlung und Verwaltung von No-

minee-Strukturen im Ausland mit dem erkennba-

ren Ziel spezialisiert haben, wirtschaftlich Berech-

tigte zu verschleiern. Beobachtet wurden als 

Zielländer vor allem klassische Offshore-Jurisdikti-

onen, daneben auch die Schweiz und das Verei-

nigte Königreich. Die Dienstleistungen umfassen 

typischerweise die Gründung ausländischer Gesell-

schaften sowie die Bereitstellung von Treuhandge-

sellschaftern oder -direktoren. 

Der bestehende Rechtsrahmen gegen missbräuchli-

che Ownership-and-Control-Arrangements ist 

grundsätzlich solide, da umfassende Offenlegungs-

pflichten vorgesehen sind. Eine Schwachstelle zeigt 

sich jedoch bei der Bestellung nomineller Ge-

schäftsführer: Zwar gelten Mindestanforderungen 

wie Geschäftsfähigkeit und Ausschluss bei ein-

schlägigen Vorstrafen, jedoch gibt es keine Begren-

zung der Anzahl an Geschäftsführerposten pro Per-

son. Es entstehen zudem Risiken dadurch, dass 

nicht bei jeder Geschäftsführerbestellung ein Ge-

werbezentralregisterauszug eingeholt wird, um die 
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Zuverlässigkeit zu prüfen. Außerdem können we-

der die Veräußerung von bestimmten Gesell-

schaftsanteilen noch die Übergabe der Geschäfts-

führung, wenn sie nicht korrekt und zeitnah in 

Registern abgebildet werden, ausreichend kontrol-

liert werden. Das zentrale Problem liegt in der Um-

gehung bestehender Formalitäten und der schwie-

rigen Aufdeckung solcher Konstruktionen. Dabei 

zeigt sich, dass ein hohes Risikobewusstsein durch 

Notarinnen und Notare, aber auch von registerfüh-

renden Amtsgerichten, Gewerbe- und Steuerbe-

hörden (einschließlich Außendiensten) sowie bei 

Ermittlungsbehörden risikomindernd wirkt. 

Häufig ist der Ermittlungsaufwand, um Strohper-

sonen aufzudecken und nachzuweisen, dass tat-

sächlich eine im Hintergrund agierende Person die 

Geschäfte führt, hoch. Die Erfolgsaussichten sind 

ungewiss; hinzu treten Vollstreckungsrisiken. Dies 

kann in Einstellungen (nach §§ 153, 153c StPO) 

münden. Teilweise wird bei den Strohpersonen 

selbst auch nur ein geringerer Schuldvorwurf gese-

hen. Gerade diese praktische Dimension trägt we-

sentlich zur Bewertung informeller Nominee-Ar-

rangements als erhebliches Risiko bei.

 

 

  

                                                                 
 

49 Gemeinsame Pressemitteilung der Staatsanwaltschaft 
Hannover und der Polizeidirektion Hannover vom 6.5.2024, 
abrufbar unter https://staatsanwaltschaft-hannover.nieder-

sachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/tater-
gruppierung-nutzt-selbst-betriebene-post-filialen-um-in-
kriminierte-gelder-in-millionenhohe-abzuheben-
231900.html.  

Fallbeispiel: Ermittlungsverfahren wegen Geldwäsche über Post-Partnerfilialen und mittels informeller 

Nominees gegründeter Scheinunternehmen49  

Die Ermittlungen wegen Geldwäsche, Betrug, Steuerhinterziehung, Einbruchdiebstahl sowie Verstößen ge-

gen das Waffengesetz richteten sich gegen eine Tätergruppe von 15 Beschuldigten im Alter von 22 bis 70 Jah-

ren aus Hannover und der umliegenden Region. Die Durchsuchungsmaßnahmen fanden am 23. April 2024 

statt. Verantwortlich für die Ermittlungen waren die StA Hannover und die Polizei Hannover, unterstützt 

durch die Zentrale Polizeidirektion Niedersachsen, die Steuerfahndung Hannover sowie teilweise durch die 

Deutsche Post. 

Nach den bisherigen Erkenntnissen sollen die Tatverdächtigen arbeitsteilig vorgegangen sein. Einige Mitglie-

der rekrutierten Finanzagenten, während andere eigene Post-Partnerfilialen betrieben und darüber Bar-

geldauszahlungen vornahmen. EU-Staatsbürger wurden offenbar unter falschen Vorwänden nach Deutsch-

land gebracht, um als Strohpersonen (informelle Nominees) auf ihren Namen Bauunternehmen zu gründen 

und Bankkonten zu eröffnen. Diese Firmen entfalteten nach bisherigen Erkenntnissen keine tatsächliche Ge-

schäftstätigkeit, sondern dienten als Scheinunternehmen ausschließlich der Verschleierung von Geldtrans-

fers, die aus Betrugsdelikten wie Phishing, Enkeltrick- oder Internetbetrug sowie aus Steuerhinterziehung 

stammten. Insgesamt sollen auf diese Weise Finanzströme von über 60 Mio. Euro abgewickelt worden sein. 

Im Rahmen der Ermittlungen wurden 27 Objekte durchsucht, darunter mehrere Postfilialen und ein ehema-

liges Notariat. Dabei wurden elf Durchsuchungsbeschlüsse und sieben Vermögensarreste vollstreckt. Die Er-

mittlerinnen und Ermittler stellten Bargeld, Fahrzeuge, Edelmetalle, Schmuck und elektronische Geräte im 

Wert von rund 600.000 Euro sicher. Zudem wurden Konten und Immobilien im Wert von etwa 400.000 Euro 

gepfändet. Sechs Tatverdächtige wurden vorläufig festgenommen und nach Abschluss der Maßnahmen wie-

der entlassen. 

https://staatsanwaltschaft-hannover.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/tatergruppierung-nutzt-selbst-betriebene-post-filialen-um-inkriminierte-gelder-in-millionenhohe-abzuheben-231900.html
https://staatsanwaltschaft-hannover.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/tatergruppierung-nutzt-selbst-betriebene-post-filialen-um-inkriminierte-gelder-in-millionenhohe-abzuheben-231900.html
https://staatsanwaltschaft-hannover.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/tatergruppierung-nutzt-selbst-betriebene-post-filialen-um-inkriminierte-gelder-in-millionenhohe-abzuheben-231900.html
https://staatsanwaltschaft-hannover.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/tatergruppierung-nutzt-selbst-betriebene-post-filialen-um-inkriminierte-gelder-in-millionenhohe-abzuheben-231900.html
https://staatsanwaltschaft-hannover.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/tatergruppierung-nutzt-selbst-betriebene-post-filialen-um-inkriminierte-gelder-in-millionenhohe-abzuheben-231900.html
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5.4 Betrieb eines 
Kleingewerbes 

Kurzsteckbrief: Kleingewerbe 

Kleingewerbetreibende sind gewerblich tätige 

Selbständige, deren Betrieb nach Art oder Um-

fang noch nicht so groß ist, dass er in kaufmän-

nischer Weise eingerichtet sein muss, und die 

daher nach der Definition des Handelsgesetz-

buchs keine Kaufleute im Sinne des 

§ 1 Abs. 2 HGB sind – mit allen rechtlichen Fol-

gen, die dies mit sich bringen würde. Ein Klein-

gewerbe kann sowohl von natürlichen Personen 

als Einzelunternehmer als auch von mehreren 

Personen in der Rechtsform einer GbR betrieben 

werden. Lässt sich die das Kleingewerbe betrei-

bende Person bzw. Gesellschaft in das Handels-

register eintragen, wird sie Kaufmann bzw. Kauf-

frau (e. K.). Die Eintragung wirkt in diesem Fall 

konstitutiv für die Entstehung der Kaufmannsei-

genschaft. 

Der Begriff des Kleingewerbes bezeichnet dabei 

keine eigenständige Rechtsform, sondern ergibt 

sich ausschließlich aus Umfang oder Art der Tä-

tigkeit. Die Abgrenzung zum Handelsgewerbe 

erfolgt nicht ausschließlich anhand fester Um-

satz- oder Gewinnschwellen, sondern richtet 

sich auch nach den konkreten Umständen des 

Einzelfalls. Sobald jedoch ein Gewerbebetrieb 

nach Art und Umfang einen „in kaufmännischer 

Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb“ erfordert 

(§ 1 HGB), ist die handelnde Person bzw. der 

handelnde Rechtsträger von diesem Zeitpunkt 

an als Kaufmann einzuordnen; eine GbR wird 

automatisch zur OHG. Die dann verpflichtende 

Eintragung hat lediglich deklaratorischen Cha-

rakter. 

                                                                 
 

50 Die genaue Anzahl der Kleingewerbetreibenden in 
Deutschland ist schwer zu bestimmen, da der Begriff 
„Kleingewerbe“ nicht einheitlich definiert ist. Allerdings 
bieten Statistiken zu Kleinstunternehmen einen Anhalts-
punkt. Laut dem Statistischen Bundesamt zählten im Jahr 
2022 etwa 2,6 Mio. Unternehmen in Deutschland zu den 
Kleinstunternehmen. Diese Kategorie umfasst Unterneh-
men mit bis zu 9 Beschäftigten und einem Jahresumsatz 

Das Risiko, dass Kleingewerbe missbräuchlich für 

Zwecke der Geldwäsche genutzt werden, ist insge-

samt als mittel zu bewerten. 

Risiko des Missbrauchs eines Kleingewerbes für 

Geldwäsche 

 Mittel   

Einerseits kann die vergleichsweise einfache Struk-

tur eines Kleingewerbes in einzelnen Fällen dazu 

missbraucht werden, illegale Zahlungsströme zu 

verschleiern. Andererseits weisen zugleich mehrere 

strukturelle Begrenzungen und Kontrollmöglich-

keiten auf, die einen Missbrauch erschweren. Erst 

das Zusammenspiel dieser Aspekte führt zu der Ge-

samtbewertung. 

Schätzungen zufolge existieren in Deutschland 

mehrere Mio. Kleingewerbetreibende.50 Sie bilden 

einen wichtigen Bestandteil der Wirtschaftsland-

schaft und tragen erheblich zur wirtschaftlichen 

Vielfalt und Dynamik bei. Die vergleichsweise 

niedrigschwellige Gründung erleichtert vielen 

Menschen den Zugang zur unternehmerischen Tä-

tigkeit und unterstützt insbesondere kleine Ge-

schäftsmodelle sowie neue Geschäftsideen. Gerade 

diese Offenheit des Systems ist wirtschaftspolitisch 

gewollt und ein wichtiger Bestandteil der deut-

schen Wirtschaftsstruktur. 

Aus Sicht der Geldwäscheprävention können sich 

gleichwohl Missbrauchsmöglichkeiten ergeben, die 

aus der praktischen Ausgestaltung von Kleingewer-

ben resultieren. Wird ein Kleingewerbe durch eine 

natürliche Person betrieben, entfallen zahlreiche 

formale Anforderungen, die bei Rechtseinheiten 

bestehen. Es ist keine eigentliche Gründung erfor-

derlich, eine Eintragung in das Handels- oder 

Transparenzregister erfolgt in der Regel nicht, und 

es bestehen weder Kontrollgremien noch umfang-

reiche Publizitäts- oder Buchführungspflichten. In 

von bis zu 2 Mio. Euro. Daher kann davon ausgegangen 
werden, dass die Anzahl der Kleingewerbetreibenden in 
Deutschland im Millionenbereich liegt (https://www.desta-
tis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unterneh-
men/Kleine-Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/aktu-
ell-beschaeftigte.html?utm_source=chatgpt.com, Stand: 
11. März 2025). 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Kleine-Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/aktuell-beschaeftigte.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Kleine-Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/aktuell-beschaeftigte.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Kleine-Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/aktuell-beschaeftigte.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Kleine-Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/aktuell-beschaeftigte.html?utm_source=chatgpt.com
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der großen Zahl von Kleingewerben können miss-

bräuchliche Aktivitäten daher grundsätzlich leich-

ter verborgen werden. 

Hinzu kommt, dass der gesamte Lebenszyklus ei-

nes Kleingewerbes weitgehend ohne Einbindung 

Dritter gestaltet werden kann. Eine zentrale Aus-

nahme bildet die Gewerbeanmeldung: Nach 

§ 14 GewO muss jedes Gewerbe – mit Ausnahme 

freier Berufe und bestimmter explizit genannter 

gewerblicher Tätigkeiten – beim zuständigen Ge-

werbeamt angemeldet werden. Die Gewerbeämter 

übernehmen aufgrund der Prüfung der Zuverläs-

sigkeit des Gewerbetreibenden eine Gatekeeper-

Funktion. Gleichwohl ist der administrative Auf-

wand für die Anmeldung eines Kleingewerbes ver-

gleichsweise gering. 

Ein weiterer potenzieller Ansatzpunkt für Miss-

brauch ergibt sich aus der engen Verknüpfung zwi-

schen Geschäftsbetrieb und natürlicher Person. In 

einzelnen Fällen könnte versucht werden, eine an-

dere Person als offiziellen Inhaber eines Kleinge-

werbes auftreten zu lassen, während die tatsächli-

che Kontrolle im Hintergrund verbleibt. Eine 

einfache Bevollmächtigung reicht häufig aus, um 

operative Tätigkeiten durch Dritte ausführen zu 

lassen. Auf diese Weise können mehrere Kleinge-

werbe parallel betrieben werden, ohne dass der tat-

sächliche Initiator selbst in Erscheinung tritt. 

Wird ein Kleingewerbe missbräuchlich genutzt, 

kann dies grundsätzlich in verschiedenen Phasen 

der Geldwäsche erfolgen. Besonders relevant sind 

dabei die Placement- und teilweise auch die Laye-

ring-Phase. In solchen Fällen können Kleingewerbe 

niedrigschwellig als kleine Frontunternehmen51 

genutzt werden, um scheinbar legale Geschäftsak-

tivitäten vorzutäuschen. Illegale Gelder können zu-

nächst in den Geschäftsbetrieb eingebracht und 

anschließend mit tatsächlichen Umsätzen ver-

mischt werden. Bargeldintensive Branchen bieten 

hierfür besondere Ansatzpunkte (vgl. die in Kapitel 

2.4 aufgeführten Beispiele). Illegale Gelder können 

als vermeintliche Tageseinnahmen verbucht und 

schrittweise in die Buchhaltung integriert werden. 

                                                                 
 

51 Eine „Front Company“ ist nach Definition der FATF ein 
voll funktionsfähiges Unternehmen mit den Merkmalen 

Ergänzend können Scheinrechnungen für nicht er-

brachte Leistungen oder Warenlieferungen erstellt 

werden, um höhere Umsätze plausibel erscheinen 

zu lassen. In der Integrationsphase können die so 

eingebrachten Mittel etwa für Warenkäufe oder be-

triebliche Investitionen verwendet werden. 

Auch grenzüberschreitende Elemente können eine 

Rolle spielen. Zwar verfügen Kleingewerbetrei-

bende in der Regel nicht über komplexe internatio-

nale Unternehmensstrukturen. Ein Auslandsbezug 

kann jedoch über Geschäftsbeziehungen, Zah-

lungsströme oder persönliche Verbindungen ent-

stehen. Nach Beobachtungen der Arbeitsgruppe 

hatten auffällige Gewerbeinhaber in einzelnen Fäl-

len auch selbst ihren Wohnsitz oder Bankkonten 

im Ausland oder verfügten über eine ausländische 

Staatsbürgerschaft. 

Dem stehen mehrere risikomindernde Faktoren 

gegenüber. Das gesellschaftliche Ansehen eines 

Kleingewerbes ist in der Regel geringer als etwa das 

einer Kapitalgesellschaft, was seine Eignung als Le-

gitimationsinstrument für größere Vermögens-

werte einschränkt. Zudem sind die wirtschaftlichen 

Möglichkeiten typischerweise begrenzt. Sobald ein 

Unternehmen nach Art und Umfang einen in kauf-

männischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 

erfordert, muss es sich in das Handelsregister ein-

tragen lassen und wird automatisch zum eingetra-

genen Kaufmann (e. K.). Gleiches gilt, wenn meh-

rere Kleingewerbetreibende gemeinsam tätig 

werden; dann entsteht regelmäßig eine OHG oder 

KG. Dadurch wird die Nutzung eines Kleingewer-

bes für größere oder komplexere Strukturen be-

grenzt. 

In der Praxis lassen sich daher meist nur begrenzte 

Beträge unauffällig über ein einzelnes Kleinge-

werbe bewegen. Über längere Zeiträume hinweg 

können jedoch durchaus sechsstellige Summen er-

reicht werden, was angesichts des vergleichsweise 

geringen organisatorischen Aufwands attraktiv 

sein könnten. Gleichzeitig wirkt risikomindernd, 

eines legitimen Geschäfts, das dazu dient, etwas zu ver-
schleiern und zu verbergen; vgl. FATF/Egmont, Conceal-
ment Beneficial Ownership, S. 5, Fn. 67. 
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dass auffällige Abweichungen von branchenübli-

chen Kennzahlen bei Kleingewerbetreibenden Ver-

dachtsmomente auslösen können. 

Der regulatorische Rahmen für Kleingewerbetrei-

bende ist insgesamt weniger ausgeprägt als für grö-

ßere Unternehmen oder juristische Personen. Dies 

entspricht der gesetzgeberischen Zielsetzung, klei-

nen Unternehmen und Selbständigen einen un-

komplizierten Einstieg in die wirtschaftliche Tätig-

keit zu ermöglichen. Gleichzeitig führt dieser 

Ansatz dazu, dass präventive Kontrollmechanis-

men weniger stark ausgeprägt sind als bei größeren 

Unternehmensformen. 

Insgesamt ergibt sich daraus ein gemischtes Bild: 

Nicht der Betrieb eines Kleingewerbes an sich, son-

dern seine missbräuchliche Nutzung kann Ansatz-

punkte für Geldwäsche bieten. Gleichzeitig begren-

zen die typischerweise kleinen 

Unternehmensstrukturen, die häufig lokale Veran-

kerung sowie Kontrollmöglichkeiten durch Behör-

den und Verpflichtete das Missbrauchspotenzial. 

Diese gegenläufigen Faktoren führen insgesamt zur 

Bewertung eines mittleren Geldwäscherisikos. 

5.5 Ausnutzung von 
Unternehmen mit 
Zahlungsschwierigkeiten 

Während der COVID-19-Krise haben sich vermehrt 

Fälle gezeigt, in denen Unternehmen in finanziel-

len Schwierigkeiten für kriminelle Zwecke ausge-

nutzt wurden. Die Krise wirkte hierbei als Katalysa-

tor eines Phänomens, das auch unabhängig davon 

in Einzelfällen beobachtet wird. Die Täter überneh-

men Unternehmen ganz oder teilweise, um von 

deren schwächerer Verhandlungsposition zu profi-

tieren und sie für Geldwäsche zu nutzen. Sie treten 

dabei als „weiße Ritter“ auf, die scheinbar Rettung 

anbieten, indem sie ausstehende Forderungen be-

gleichen und neue Geschäftsströme aufbauen. Es 

werden Strohgeschäftsführer oder Strohgesell-

schafter eingeschleust, um die wahren Absichten 

zu verschleiern. Die betroffenen Unternehmen 

sind sich des Missbrauchs oft nicht bewusst oder 

lassen sich finanziell dafür entlohnen. Gezielt kön-

nen die vulnerable Situation und damit schwä-

chere Verhandlungsposition von Geldwäschern 

ausgenutzt werden, um die gesamte Infrastruktur 

etablierter Unternehmen für den unauffälligen 

Durchlauf und die Legendierung inkriminierter 

Gelder zu nutzen. Besonders anfällig für solche Ma-

chenschaften sind kleine und mittlere GmbHs, da 

sie leichter zu übernehmen sind und eine geeignete 

Infrastruktur bieten, die für Geldwäsche genutzt 

werden kann. 

Die bestehenden Bankverbindungen und die Infra-

struktur der übernommenen Unternehmen hilft 

dabei, nach außen legale Geschäftstätigkeit vorzu-

täuschen. Durch Scheinrechnungen oder Über- 

und Unterfakturierung wird eine gefälschte Papier-

lage erzeugt, die auch bei normalen Betriebsprü-

fungen kaum auffällt. Innerhalb eines kurzen Zeit-

raums können alle Phasen der Geldwäsche 

durchlaufen werden. Zudem wird in besonderer 

Weise die grenzüberschreitende Geldwäsche er-

möglicht. 

Eine Anfälligkeit zeigt sich darin, dass geldwäsche-

rechtliche Präventionsmechanismen bei Unter-

nehmen in finanziellen Schwierigkeiten vor einer 

Insolvenz bisweilen spät oder gar nicht greifen. In 

diesem Zeitraum besteht insbesondere im Zusam-

menhang mit sogenannten Firmenbestattern, aus-

ländischen Investoren oder Offshore-Gesellschaf-

ten ein hohes Risiko.  

Die Ausnutzung von Unternehmen in Zahlungs-

schwierigkeiten ermöglicht es, große Geldbeträge 

unauffällig als scheinbar legitime Umsätze zu ver-

schleiern. Das hat nicht unerhebliche Folgen für 

Wirtschaft und Gesellschaft: Unternehmen, die auf 

inkriminiertes Kapital zugreifen können, haben fi-

nanzielle Vorteile gegenüber redlichen Marktteil-

nehmern. Sie können Preise flexibler gestalten, ris-

kanter investieren und bleiben trotz schlechter 

Leistung länger am Markt. Dadurch geraten insbe-

sondere kleine und mittlere, ehrlich wirtschaftende 

Betriebe unter Druck, während der Wettbewerb 

insgesamt verzerrt wird. Zugleich werden Insol-

venzverfahren teils künstlich hinausgezögert. Das 

begünstigt Betrug gegenüber Kapitalgebern und 

untergräbt das Vertrauen in wirtschaftliche Struk-

turen. Wenn bspw. ein alteingesessener und nam-

hafter Familienbetrieb durch finanzielle Schieflage 

zur Geldwäsche missbraucht wird, leidet sein Ruf – 

und mit ihm das Vertrauen in ganze Branchen oder 

Regionen. Auch sozial entstehen Schäden: Arbeits-

plätze gehen verloren, Know-how verschwindet 
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und staatliche Fördermittel werden nicht zweckge-

richtet eingesetzt. Insgesamt stärkt kriminelle Ein-

flussnahme die Macht entsprechender Netzwerke 

in der Wirtschaft und gefährdet langfristig die In-

tegrität des Standorts Deutschland sowie das Ver-

trauen in faire Marktbedingungen. 

5.6 Rechtseinheiten als 
Dienstleistung 

Das Risiko, dass Dienstleistungen im Zusammen-

hang mit Rechtseinheiten gezielt für Zwecke der 

Geldwäsche genutzt werden, ist in Deutschland 

insgesamt als mittel einzustufen.  

Risiko gezielter Dienstleistungen im Zusammenhang 

mit Rechtseinheiten für Geldwäsche 

 Mittel   

Einerseits werden konspirative Dienstleistungen 

zur Planung und Durchführung komplexer Geld-

wäschesysteme durch professionelle Intermediäre 

im Inland nur selten beobachtet. Andererseits exis-

tieren punktuelle Unterstützungsleistungen, die in 

einzelnen Fällen, aber in nicht unerheblichem Aus-

maß, zur Verschleierung von Eigentums- und Kon-

trollstrukturen beitragen können. Zudem bestehen 

Risiken durch Dienstleistungen, die aus dem Aus-

land heraus angeboten und von Personen in 

Deutschland in Anspruch genommen werden. 

Dienstleistungen im Zusammenhang mit Rechts-

einheiten sind ein zentraler Bestandteil moderner 

Wirtschaftsstrukturen. Unternehmen greifen re-

gelmäßig auf externe Unterstützung zurück, etwa 

bei der Gründung von Gesellschaften, der Organi-

sation internationaler Beteiligungsstrukturen, der 

Vermögensverwaltung oder der Strukturierung 

von Investitionen. Solche Leistungen werden von 

verschiedenen Berufsgruppen und Dienstleistern 

erbracht, darunter insbesondere Angehörige der 

rechts- steuer- und wirtschaftsberatenden Berufe 

oder spezialisierte Dienstleister. Diese Dienstleis-

tungen ermöglichen rechtssichere Unternehmens-

strukturen und erleichtern insbesondere grenz-

überschreitende wirtschaftliche Aktivitäten. 

Nach den Erfahrungen der Arbeitsgruppe werden 

professionelle Intermediäre in Deutschland nur 

selten als zentrale Organisatoren komplexer Geld-

wäschemodelle tätig. In bekannten Fällen be-

schränkt sich ihre Rolle in der Regel auf einzelne 

Dienstleistungen innerhalb eines größeren Geld-

wäscheschemas, etwa bei der Einrichtung von Ge-

sellschaftsstrukturen oder der Organisation be-

stimmter Transaktionen. Gleichwohl sollte die 

Bedeutung solcher Dienstleistungen nicht unter-

schätzt werden. Einzelne Anbieter können ihre 

Leistungen in einer Vielzahl von Fällen anbieten, 

sodass bereits wenige unentdeckte Anbieter poten-

ziell eine größere Zahl von Geldwäschesachverhal-

ten unterstützen könnten. 

Ein relevanter Teil der beobachteten Risiken steht 

im Zusammenhang mit Dienstleistungen, die aus 

dem Ausland heraus angeboten werden. Entspre-

chende Angebote sind häufig digital verfügbar und 

teilweise gezielt auf deutschsprachige Kunden aus-

gerichtet. Sie umfassen etwa die Gründung von 

Offshore-Gesellschaften, die Einrichtung internati-

onaler Beteiligungsstrukturen oder die Vermitt-

lung von Geschäftspartnern im Ausland. Solche 

Strukturen werden gezielt genutzt, um nationale 

Präventionsmechanismen zu umgehen. Risikoer-

höhend wirkt hierbei insbesondere, dass entspre-

chende Angebote im Ausland nicht der Zuständig-

keit deutscher Aufsichtsbehörden unterliegen und 

damit präventive Kontrollmechanismen nur einge-

schränkt greifen können. Gleichzeitig liegen keine 

Hinweise darauf vor, dass in größerem Umfang aus 

dem Ausland Dienstleistungen in Anspruch ge-

nommen werden, die speziell in Deutschland zur 

Verschleierung von Eigentumsstrukturen angebo-

ten werden. 

Auch innerhalb Deutschlands zeigt sich kein ein-

heitliches Bild hinsichtlich der Anbieter entspre-

chender Dienstleistungen. Die Marktanalyse zeigt, 

dass sich Anbieter entsprechender Dienstleistun-

gen nicht eindeutig einzelnen Berufsgruppen zu-

ordnen lassen. Vielmehr sind unterschiedliche 

– teilweise stark regulierte, teilweise weniger regu-

lierte – Berufsgruppen sowie gewerbliche Dienst-

leister in ähnlichen Tätigkeitsfeldern aktiv. In eini-

gen Fällen treten sogenannte „Stand-Alone-TCSPs“ 

auf, die sich auf Dienstleistungen im Umfeld von 

Unternehmensstrukturen spezialisiert haben und 

keine weiteren klassischen Rechts-, Steuer- oder 
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Finanzdienstleistungen erbringen. Viele dieser Tä-

tigkeiten erfordern jedoch fachliche Expertise, 

etwa im Gesellschaftsrecht, im Steuerrecht oder in 

der Vermögensverwaltung. Auch deshalb bestehen 

in der Praxis Abgrenzungsschwierigkeiten zwi-

schen verschiedenen Tätigkeitsfeldern, etwa wenn 

einzelne Leistungen rechtliche Beratung enthalten, 

während andere Leistungen desselben Anbieters 

organisatorischer oder administrativer Natur sind. 

Aus Sicht der Geldwäscheprävention können sich 

Risiken insbesondere dann ergeben, wenn mehrere 

potenziell verschleierungsrelevante Dienstleistun-

gen gemeinsam angeboten werden. In einzelnen 

Fällen wurden bspw. Kombinationen von Dienst-

leistungen beobachtet, die sowohl Nominee-Struk-

turen als auch Virtual-Office-Services oder Unter-

stützung bei Immobiliengeschäften oder 

Kontoeröffnungen umfassen. Je mehr solcher 

Dienstleistungen gebündelt angeboten werden, 

desto größer kann die Möglichkeit sein, komplexe 

Verschleierungsstrukturen aufzubauen. In einzel-

nen Fällen wurde zudem ein Bezug zu OFCs festge-

stellt. 

Eine Herausforderung besteht gleichermaßen für 

die Risikoanalyse als auch die effektive Aufsicht da-

rin, dass derzeit keine vollständige Übersicht über 

Anzahl und Identität der in Deutschland tätigen 

TCSPs existiert. Dadurch ist eine genaue Differen-

zierung zwischen verschiedenen Anbietern sowie 

zwischen unterschiedlichen Dienstleistungen nur 

eingeschränkt möglich. Die Aufsicht über entspre-

chende Verpflichtete liegt bei verschiedenen Stel-

len, darunter insbesondere Landesaufsichtsbehör-

den, berufsständische Kammern und 

Landgerichtspräsidenten.  

Über das Gewerberegister lassen sich die Anbieter 

nicht zuverlässig identifizieren, da dies einerseits 

dezentral geführt wird und andererseits nicht alle 

Dienstleistungen einheitlich und vollständig er-

fasst sowie aktuell gehalten werden. Daher gibt es 

keine Möglichkeit, bei einer Registerabfrage zuver-

lässig nach den entsprechenden Geschäftsmodel-

len zu filtern. Daneben besteht eine Registrierungs-

pflicht bei den Aufsichtsbehörden (die derzeit nur 

subsidiär zur Gewerberegisteranmeldung wirkt 

und daher bislang weitgehend leerläuft, aber nach 

Umsetzung des neuen EU-Rechts (Art. 4 Abs. 1 EU-

Geldwäscherichtlinie) in jedem Fall erforderlich 

sein wird). Auch die Registrierungspflicht bei der 

FIU gemäß (derzeit) § 45 Abs. 1 GwG vermochte 

dies bislang nicht aufzufangen (zum Stand 

31. 12. 2024 gab es dort 110 angemeldete TCSPs). 

Aus der Aufsichtspraxis wird berichtet, dass insbe-

sondere bei Stand-Alone-TCSPs teilweise Defizite 

bei der Umsetzung geldwäscherechtlicher Pflich-

ten bestehen können. Genannt werden etwa unzu-

reichende Risikoanalysen, ein starkes Vertrauen 

auf Prüfungen vorgelagerter Verpflichteter oder 

Defizite bei der Identifizierung wirtschaftlich Be-

rechtigter, insbesondere bei Mandaten mit Aus-

landsbezug. Solche Faktoren können die Miss-

brauchsanfälligkeit einzelner Dienstleistungen 

erhöhen. 

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass die Auf-

gabe der Aufsichtsbehörden in erster Linie darin 

besteht, die Einhaltung der geldwäscherechtlichen 

Pflichten zu überwachen. Die Aufklärung konkre-

ter Geldwäschetaten ist hingegen Aufgabe der 

Strafverfolgungsbehörden. Wenn Intermediäre be-

wusst mit Tätern zusammenwirken, können solche 

Konstellationen im Rahmen der regulären Aufsicht 

schwer zu erkennen sein. Dies kann dazu führen, 

dass das Entdeckungsrisiko für einzelne bösgläu-

bige Anbieter vergleichsweise gering bleibt. 

Ein besonderes Phänomen stellen Dienstleistungen 

der sogenannten „Firmenbestattung“ dar. Grund-

sätzlich können Dienstleistungen im Zusammen-

hang mit der Auflösung oder Restrukturierung von 

Unternehmen einen wirtschaftlich sinnvollen und 

legitimen Zweck erfüllen. Behörden haben jedoch 

auch Angebote beobachtet, die offensichtlich da-

rauf abzielen, gesellschafts- oder insolvenzrechtli-

che Verpflichtungen zu umgehen und rechtswid-

rige Vorgänge (darunter auch Geldwäsche) zu 

verschleiern. Dabei werden bspw. Gesellschaftsan-

teile – häufig von GmbHs – zu einem symbolischen 

Preis übernommen und anschließend verschiedene 

Maßnahmen ergriffen, um Verantwortlichkeiten 

zu verschleiern. Hierzu gehören etwa der Aus-

tausch von Geschäftsführern, die Verlegung von 

Unternehmenssitzen, die Änderung von Firmenna-

men oder die Übertragung von Vermögenswerten. 

In einigen Fällen werden ausländische Geschäfts-

führer eingesetzt, die nur schwer erreichbar sind o-

der über geringe wirtschaftliche Mittel verfügen. 
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Auffällig waren insbesondere Angebote, die aus-

drücklich damit werben, gesetzlich vorgesehene Li-

quidationsfristen oder sonstige Pflichten zu umge-

hen.
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6 Risikolage Terrorismusfinanzierung 
unter Verwendung von Rechtseinheiten

6.1 Einleitung 
Dieser Teil der Risikoanalyse adressiert das spezifi-

sche Risiko, dass Rechtseinheiten direkt oder indi-

rekt zur Terrorismusfinanzierung genutzt werden.  

Dabei handelt es sich nur um einen Aspekt des ge-

nerellen Phänomens der Terrorismusfinanzierung 

und des damit einhergehenden Risikos für 

Deutschland. Gleichzeitig prägen Rechtseinheiten 

wie der eingetragene Verein, gemeinnützige Gesell-

schaftsformen wie die gGmbH oder Stiftungen des 

Privatrechts den Sektor der Non-Profit Organisati-

onen (NPO). Davon erfasst sind im Einklang mit 

der Definition der FATF juristische Personen, Ver-

einigungen oder Organisationen, die primär Mittel 

für wohltätige, religiöse, kulturelle, pädagogische 

oder soziale Zwecke oder für die Durchführung an-

derer Arten von „guten Werken“ aufbringen oder 

auszahlen.52  

Bezogen auf die Terrorismusfinanzierung stehen 

vor allem Organisationen im Fokus, die Mittel 

grenzüberschreitend bewegen.  

NPO-Risikoanalyse / Nationale Risikoanalyse 

Das Risiko, dass der NPO-Sektor in Deutschland 

zur Terrorismusfinanzierung genutzt oder miss-

braucht wird, wird detailliert in der Sektoralen 

Risikoanalyse - Terrorismusfinanzierung durch 

(den Missbrauch von) Non-Profit-Organisatio-

nen in Deutschland (im Folgenden „NPO-Risiko-

analyse“) analysiert.  

Die vorliegende Analyse legt den Schwerpunkt 

auf die Risiken, die speziell mit der Wahl der 

Rechtsform und nicht dem Sektor zusammen-

hängen. 

                                                                 
 

52 Der in der Risikoanalyse verwendete NPO-Begriff folgt 
der FATF-Definition und ist damit nicht synonym mit Be-
griffen wie „Non-Governmental Organisation“ (NGO), 

Die allgemeinen Risiken der Terrorismusfinan-

zierung ohne Nutzung von Rechtseinheiten wer-

den wiederum ausführlich in der Nationalen Ri-

sikoanalyse zur Bekämpfung von Geldwäsche 

und Terrorismusfinanzierung behandelt. 

Grundsätzlich kann weder für die allgemeine Risi-

kolage, noch für das auf die jeweiligen Rechtsein-

heiten bezogene spezifische Risiko auf Erkennt-

nisse zur Geldwäsche zurückgegriffen werden. 

Zweck der Terrorismusfinanzierung ist im Regelfall 

nicht die Verschleierung illegaler Vermögenswerte, 

um diese dem ordnungsgemäßen Wirtschaftskreis-

lauf wieder zuzuführen. Vielmehr müssen zunächst 

die Mittel für terroristische Aktivitäten generiert 

und bereitgestellt werden, wobei die Vermögens-

werte sowohl aus legalen, als auch illegalen Quellen 

stammen können. Auch bereits geringe Beträge 

können hierbei erhebliche Auswirkungen haben. 

Terrorismusfinanzierung definiert sich daher pri-

mär über den Verwendungszweck der finanziellen 

Mittel, nicht über deren Herkunft. 

Im Einzelfall ist es aber denkbar, dass eine gezielte 

Verschleierung der tatsächlichen wirtschaftlich Be-

rechtigten hinter Rechtseinheiten auch den Zwe-

cken der Terrorismusfinanzierung dient. 

Terrorismusfinanzierung wird häufig mit dem 

Sammeln und Weiterleiten von Finanzwerten (Bar-

geld, Buchgeld oder Krypowerten) in Verbindung 

gebracht. Auch wenn es sich dabei um einen wich-

tigen Aspekt der Terrorismusfinanzierung handelt, 

ist diese umfassender und erfasst auch Sachmittel 

wie z. B. militärische Ausrüstung, Waffen, Informa-

tionstechnologie, Flugtickets, Baumaterialien, Klei-

dung, Medikamente oder Fahrzeuge, wenn diese ei-

nen entsprechenden Verwendungszweck haben. 

Zur weiteren Strukturierung der Risikoanalyse 

„Nicht-Regierungsorganisation“ (NRO) oder „Zivilgesell-
schaft“; zur NPO-Definition der FATF siehe Empfehlung 8 
der FATF. 
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wird Terrorismusfinanzierung in vier Phasen un-

terteilt: Mittelgenerierung (raise), Mitteltransfer 

(move), Mittelverwahrung (store), Mittelverwen-

dung (use), wobei in Deutschland vor allem die 

Phasen der Mittelgenerierung und des Mitteltrans-

fers relevant sind. Die Differenzierung dient der 

konzeptionellen Klarheit. Die Phasen können sich 

aber im Einzelfall überschneiden oder nicht ein-

deutig voneinander abgrenzen lassen. Zusätzlich 

kann danach unterschieden werden, wem die Ver-

mögenswerte zu Gute kommen sollen: sogenannte 

Selbstfinanzierung für einen terroristischen An-

schlag, Finanzierung einer inländischen oder aus-

ländischen terroristischen Vereinigung sowie Fi-

nanzanlagen von bereits vereinnahmten 

Finanzwerten durch solche Vereinigungen (z. B. In-

vestitionen in Immobilien oder Unternehmensbe-

teiligungen).  

Justizdaten zeigen, dass Terrorismusfinanzierung 

in den vergangenen Jahren vor allem durch die Fi-

nanzierung ausländischer terroristischer Vereini-

gungen geprägt ist, vornehmlich im Bereich Is-

lamismus und auslandsbezogener Extremismus. 

Der weit dominierende Zweck der Finanzierungs-

handlungen galt dabei der Aufrechterhaltung der 

Vereinigung und deren Organisation, gefolgt von 

Ausbildung, Reisen und Kampfausrüstung und An-

schlägen.  

Abweichend von der Darstellung in den Kapiteln 1 

bis 5 wird in Bezug auf Terrorismusfinanzierung 

nicht zwischen allgemeiner und rechtsformspezifi-

scher Risikolage unterschieden, auch wenn diese 

Unterscheidung konzeptionell zu Grunde liegt. Die 

Herangehensweise ist Folge der jeweils anderen 

Bedeutung von Rechtseinheiten für die Phäno-

menbereiche: sie sind das entscheidende Mittel für 

die Verschleierung inkriminierter Vermögens-

werte, während ihnen eine vergleichbare Bedeu-

tung im Bereich der Terrorismusfinanzierung 

kaum zukommt. Soweit Rechtseinheiten für Ver-

schleierungszwecke verwendet werden, gelten die 

risikomindernden Faktoren aus der Geldwäschebe-

kämpfung entsprechend. Hierzu zählen die in Ka-

piteln 2 bis 3 beschriebenen rechtlichen und orga-

nisatorischen Rahmenbedingungen, etwa 

formalisierte Gründungsprozesse, notarielle Mit-

wirkung, Register- und Berichtspflichten sowie in-

terne Kontroll- und Aufsichtsmechanismen. Spezi-

fische Abwehrmechanismen, welche die Terroris-

musfinanzierung betreffen, werden in der Nationa-

len Risikoanalyse zur Bekämpfung von Geldwäsche 

und Terrorismusfinanzierung und der NPO-Risi-

koanalyse vertieft. Hierzu zählen bspw. die auf Ter-

rorismusfinanzierung anwendbaren Strafrechts-

normen, insbesondere § 89c StGB, §§ 129a und 

129b StGB und § 18 AWG.  

Das derzeitige Risiko, dass Rechtseinheiten in 

Deutschland gezielt zur Mittelgenerierung und 

zum Mitteltransfer genutzt werden, ist insgesamt 

als gering einzustufen, und zwar über alle Rechts-

formen und damit zusammenhängende Phäno-

mene hinweg. Im Rahmen der Geldwäsche rele-

vante risikoerhöhende Faktoren, wie z. B. 

eingeschränkte Transparenz durch gezielten Ein-

satz von ausländischen Beteiligungsstrukturen o-

der Strohpersonen sind im Kontext der Terroris-

musfinanzierung von untergeordneter Bedeutung. 

Insbesondere bei eingetragenen Vereinen wirken 

jedoch risikoerhöhend Strukturen, in denen Ver-

trauen zwischen Mitgliedern die Mittelakquise er-

leichtert und/oder ein internationaler Bezug in der 

Tätigkeit oder Ausrichtung besteht. 

Dass Rechtseinheiten in Deutschland gezielt für die 

mittel- bis langfristige Mittelverwahrung genutzt 

werden, ist ebenfalls als gering einzustufen, für die 

Mittelverwendung ausländischer terroristischer 

Vereinigungen als (sehr) gering. 

Risiko eines Missbrauchs von Rechtseinheiten für die 

Terrorismusfinanzierung 

Niedrig    

6.2 Mittelgenerierung 
Das Phänomen der Mittelgenerierung wird durch 

den Kontext, in dem die Finanzierungshandlung 

stattfindet, geprägt. So besteht nur ein geringes Ri-

siko, dass Rechtseinheiten gezielt zur Selbstfinan-

zierung von in Deutschland verübten Terroran-

schlägen eingesetzt werden. Zwar ist nicht 

auszuschließen, dass zur Selbstfinanzierung auch 

Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit verwendet 

werden, die unter Nutzung von Rechtseinheiten 

erzielt werden. Der Zusammenhang zum Phäno-

men der Terrorismusfinanzierung ist jedoch ein 
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zufälliger und liegt in der Radikalisierung der han-

delnden Person begründet, nicht im Ausnutzen 

von spezifischen Anfälligkeiten im Bereich der ge-

nutzten Rechtseinheit.  

Demgegenüber ist bekannt, dass Rechtseinheiten, 

insbesondere der eingetragene Verein in der Ver-

gangenheit zur Mittelgenerierung eingesetzt wur-

den, vor allem innerhalb des NPO-Sektors. Dies 

spiegelt sich auch in den an die FIU abgegebenen 

Verdachtsmeldungen. Gerade eingetragene Ver-

eine, aber auch die gGmbH vermitteln aufgrund ih-

rer Reputation als gemeinwohlorientierte Rechts-

form ohne Gewinnerzielungsabsicht Seriosität. Bei 

Anerkennung der Gemeinnützigkeit genießen sie 

Steuervergünstigungen. Ihre Strukturen können 

zur Radikalisierung und Indoktrinierung genutzt 

werden.  

Auf die bekannt gewordenen Fälle wurde mit staat-

lichen Maßnahmen reagiert, auch im Bereich der 

Extremismusbekämpfung, indem u. a. Vereinsver-

bote ausgesprochen wurden. Wegen dieser staatli-

chen Maßnahmen in Verbindung mit weiteren 

Maßnahmen für eine verbesserte Transparenz (Re-

gisterpflichten) ist ein Trend hin zu informelleren 

Strukturen zu beobachten; d. h. Rechtseinheiten 

wie der eingetragene Verein werden für die unmit-

telbare Mittelgenerierung weniger attraktiv. Wei-

tere Gründe für diesen Trend sind die vermehrte 

Nutzung sozialer Medien und von Kryptowerten53 

für die Mittelgenerierung. Informelle Strukturen 

bieten im Vergleich zur Errichtung und dem Auf-

bau von Rechtseinheiten wie eingetragenen Verei-

nen den weiteren Vorteil, dass sie weniger zeit- und 

kostenintensiv sind und sich spontan bilden kön-

nen. Rechtseinheiten werden für das Phänomens 

des Sammelns und Weiterleitens von Vermögens-

werten weniger relevant. Da sich nicht verlässlich 

prognostizieren lässt, ob sich dieser Trend fortsetzt 

oder möglicherweise umkehrt, gilt es die Entwick-

lungen zu beobachten. 

                                                                 
 

53 Auf nationaler Ebene werden Kryptowerte gesetzlich de-
finiert durch § 1 Abs. 11 S. 1 Nr. 10 i. V. m. S. 4 und 5 KWG 
(auf den auch § 1 Abs. 29 GwG verweist): 
„Kryptowerte […] sind digitale Darstellungen eines Wertes, 
der von keiner Zentralbank oder öffentlichen Stelle emit-
tiert wurde oder garantiert wird und nicht den gesetzlichen 

Außerhalb des NPO-Sektors sind zudem keine 

Fälle bekannt, in denen gemeinnützige Rechtsein-

heiten, die nicht unter die NPO-Definition der 

FATF fallen, gezielt für Zwecke der Terrorismusfi-

nanzierung eingesetzt werden. Es gibt jedoch Fälle 

des Missbrauchs durch Unterwanderung; vgl. 

hierzu die NPO-Risikoanalyse. Ferner kann das 

Umfeld bestehender Vereine außerhalb des NPO-

Sektors zum Sammeln von Spenden genutzt wer-

den. Ursache hierfür sind jedoch nicht Anfälligkei-

ten im Bereich der genutzten Rechtseinheit, son-

dern vermutete oder tatsächliche politische, 

religiöse oder ideologische Sympathien in Teilen 

der Mitgliederschaft mit Zielen einer terroristi-

schen Vereinigung.  

Personen- und Kapitalgesellschaften, vor allem 

GmbHs, können im Rahmen der Mittelgenerierung 

ebenfalls genutzt werden, wobei der mit Gründung 

und Verwaltung von Rechtseinheiten einherge-

hende Aufwand vor allem bei längerfristig angeleg-

ter Mittelgenerierung durch Vortäuschen eines ge-

schäftlichen Zwecks in Kauf genommen wird. Ziel 

ist es, Einnahmen aus legalen wirtschaftlichen Ak-

tivitäten für die Terrorismusfinanzierung zu nut-

zen. Die Verwendung von Kapital- oder Personen-

gesellschaften dienen damit der Legendenbildung 

für die mit der Terrorismusfinanzierung zusam-

menhängenden Geldflüsse. Welche Rechtseinheit 

im konkreten Fall verwendet wird, basiert jedoch 

auf allgemeinen praktischen Erwägungen oder Zu-

fälligkeiten. Dies gilt vor allem dann, wenn Perso-

nen, die Rechtseinheiten im Rahmen selbständiger 

Tätigkeiten gegründet haben, radikalisiert werden 

und in diesem Kontext Einnahmen aus der selb-

ständigen Tätigkeit zur Terrorismusfinanzierung 

verwenden. Taktische Erwägungen, mithilfe der 

Rechtseinheit die Herkunft und das Ziel der Geld-

flüsse zu verschleiern, scheinen demgegenüber – 

wenn überhaupt – nur eine untergeordnete Rolle 

zu spielen.  

Status einer Währung oder von Geld besitzt, aber von na-
türlichen oder juristischen Personen aufgrund einer Verein-
barung oder tatsächlichen Übung als Tausch- oder Zah-
lungsmittel akzeptiert wird oder Anlagezwecken dient und 
der auf elektronischem Wege übertragen, gespeichert und 
gehandelt werden kann.“. 
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Diese Annahme wird durch eine Auswertung von 

Strafverfahren im Bereich der Terrorismusfinan-

zierung gestützt. Hier waren zwar in einigen Fällen 

Kapitalgesellschaften involviert. Vielfach ist aber 

nicht bekannt, welche konkrete Rolle die Rechts-

einheit in den jeweiligen Fällen hatte. Die Fälle, in 

denen dies erkennbar ist, legen allerdings nahe, 

dass Kapitalgesellschaften, vor allem GmbHs, nicht 

zielgerichtet eingesetzt werden, indem mit ihrer 

Hilfe Mittel generiert oder transferiert werden. 

Vielmehr ist davon auszugehen, dass es vielfach 

unbeteiligte Dritte sind, die z. B. zur Kommunika-

tion (Internetcafés), dem Transfer von Geldern (Fi-

nanzdienstleister), Gegenständen (Versandunter-

nehmen) oder Personen (Fluggesellschaften) 

genutzt werden.  

Komplexe und auf Verschleierung ausgerichtete 

Beteiligungsstrukturen, ggf. unter Nutzung auslän-

discher Rechtseinheiten und Kapitalgesellschaften, 

sind für die Mittelgenerierung international zwar 

in Einzelfällen beobachtet worden, in Deutschland 

aber bisher nicht bekannt. So verfügen die bislang 

bekannten Strukturen im Bereich der Terrorismus-

finanzierung in Deutschland regelmäßig nicht über 

die finanziellen und organisatorischen Ressourcen, 

um komplexe, kapitalintensive oder langfristig an-

gelegte Strukturen – etwa mehrstufige Beteili-

gungsmodelle – aufzubauen und zu betreiben. Der 

Phänomenbereich ist durch Einzeltäter und wenig 

professionalisierte Gruppen geprägt. Außerdem ist 

die Mittelgenerierung auf schnelle und möglichst 

unkomplizierte Geldbewegungen ausgerichtet. 

Dieselben Erwägungen gelten auch für Stiftungen 

und Trusts bzw. trustähnliche Gestaltungen – Ve-

hikel, die auf langfristige Anlagen ausgerichtet sind. 

Sofern in Einzelfällen die Verschleierung der für 

die Terrorismusfinanzierung genutzten Vermö-

gensgegenstände bezweckt ist, werden einfache 

Strukturen wie Kleingewerbe, informelle Nomi-

nee-Konstellationen oder Scheinunternehmen ge-

nutzt. Diese Nutzung bleibt jedoch punktuell; be-

lastbare Hinweise auf eine systematische oder 

verbreitete Verwendung dieser Gestaltungen liegen 

nicht vor. 

6.3 Mitteltransfer 
Sind gemeinnützige Rechtseinheiten oder Kapital- 

oder Personengesellschaften Vehikel für die Mittel-

generierung, können sie zugleich auch für den 

Transfer genutzt werden. Das Risiko hierzu unter-

scheidet sich nicht von dem in der Phase der Mit-

telgenerierung. Daneben können gerade Kapitalge-

sellschaften beim Mitteltransfer mittelbar relevant 

werden, z. B. wenn für den Transfer Hawala-Sys-

teme genutzt werden und der Hawaladar sich für 

seine wirtschaftlichen Aktivtäten einer Kapital- o-

der Personengesellschaft bedient. Wie die ausge-

werteten Fälle gezeigt haben, werden auch Finanz-

dienstleister für den Geldtransfer genutzt. In diesen 

Fällen sind sie zwar mittelbar Teil des Transferpro-

zesses. Sie dienen aber nicht unmittelbar der Terro-

rismusfinanzierung. Auch insoweit gilt dieselbe Ri-

sikoeinschätzung wie zur Mittelgenerierung.  

Sofern die Finanzierungshandlung darin besteht, 

Ausrüstungsgegenstände, Waffen oder Transport-

mittel (z. B. Pkw) zur Verfügung zu stellen, und der 

Transfer nicht selbst organisiert wird, können, wie 

die Fallauswertung gezeigt hat, Personen- aber vor 

allem auch Kapitalgesellschaften mittelbar bei dem 

Versand oder der Verschiffung von Gegenständen 

zum Einsatz kommen (z. B. Paketdienstleister). 

Auch hier sind sie vor allem Teil des Transferpro-

zesses. Aber sie dienen, sofern keine unmittelbare 

Verbindung zur terroristischen Vereinigung be-

steht, nicht unmittelbar der Terrorismusfinanzie-

rung.  

6.4 Mittelverwahrung 
Terrorismusfinanzierung in Deutschland dient vor 

allem der Aufrechterhaltung der Organisations-

struktur ausländischer terroristischer Vereinigun-

gen. Durch den damit einhergehenden Mitteltrans-

fer in Ausland findet die Mittelaufbewahrung 

regelmäßig nicht in Deutschland statt. Lang- oder 

mittelfristige Mittelaufbewahrung durch Perso-

nen- oder Kapitalgesellschaften oder mithilfe von 

Stiftungen oder Trusts kann allenfalls dann rele-

vant werden, wenn terroristische Vereinigungen 

vereinnahmte Gelder anlegen. Der Prozess würde 

letztlich dem der Geldwäsche ähneln, da inkrimi-

nierte Vermögenswerte dem legalen Wirtschafts-

kreislauf zugeführt werden sollen. Bisher ist aller-

dings nicht bekannt, dass Deutschland Zielland 
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solcher Formen der Terrorismusfinanzierung ist 

und deutsche Rechtseinheiten hierfür genutzt wer-

den. 

6.5 Mittelverwendung 
Die Verwendung der durch Terrorismusfinanzie-

rung erlangten Mittel erfolgt regelmäßig durch die 

terroristischen Vereinigungen und damit vor allem 

im Ausland. Wie zuvor ausgeführt dient dies pri-

mär der Aufrechterhaltung von Organisations-

strukturen. Fälle, in denen Mittel ausländischer ter-

roristischer Vereinigungen in Deutschland 

verwendet wurden, sind nicht bekannt. Hiervon zu 

unterscheiden sind Fälle, in denen mit entweder 

privatem oder gesammelten Geld, Ausrüstungs-  

oder sonstige Vermögensgegenstände in Deutsch-

land erworben wurden. Dieser Vorgang wird der 

Phase der Mittelgenerierung und ihr anschließen-

der Versand der Phase des Mitteltransfers zugeord-

net.

  



Legal Persons and Legal Arrangements    Sektorspezifische Risikobewertung 

83 

7 Ausblick

7.1 Geldwäsche 
Die Entwicklung der Risiken der Geldwäsche durch 

die Nutzung von Rechtseinheiten wird durch die 

folgenden Faktoren bestimmt: 

Zunächst führt das zunehmende Risikobewusstsein 

von Behörden, Aufsichten und Verpflichteten zu 

erhöhter Aufmerksamkeit und Kontrolldichte. 

Gleichzeitig zwingt diese Entwicklung Kriminelle 

zur Anpassung und zur Entwicklung neuer Ver-

schleierungsmethoden, z. B. unter verstärkter Nut-

zung international verschachtelter Unternehmens-

strukturen. 

Es wäre deshalb plausibel, dass gerade Personen, 

die weniger professionell agieren, zunehmend auf-

fallen. Gleichzeitig ist denkbar, dass zunehmend 

professionalisierte Gruppierungen ihre Aktivitäten 

effizienter skalieren und ihr Wissen sogar als 

Dienstleistung anbieten.  

Diese Tendenz könnte durch die zunehmende Di-

gitalisierung, Globalisierung und den Abbau büro-

kratischer Hürden verstärkt werden, wodurch auch 

weniger erfahrenen Personen ermöglicht wird, sich 

schnell zu professionalisieren.  

Parallel dazu verlagern sich Vortaten zunehmend 

von bargeldintensiven Delikten hin zu bargeldlo-

sen Straftaten wie cyberbasierter Kriminalität (z. B. 

groß angelegte Betrugsmaschen, Phishing, 

Ransomware-Angriffe). Da Bargeldgeschäfte gesell-

schaftlich und rechtlich immer stärker einge-

schränkt werden, steigt der Bedarf für Rechtsein-

heiten und komplexe Strukturen zur 

Verschleierung größerer Buchgeldmengen. Die 

Nutzung zahlreicher Firmenkonten kann diesen 

Prozess erleichtern. 

Behörden und die Verpflichteten in der Wirtschaft 

verbessern ihr Instrumentarium beständig. So er-

schweren neue gesetzliche Maßnahmen bestimmte 

Geldwäscheformen. Darauf werden wiederum 

neue Wege zur Umgehung sowie andere Bege-

hungsformen entwickelt oder verstärkt genutzt 

werden, etwa über Kryptowerte sowie wenig regu-

lierte und nicht kooperierende Jurisdiktionen. Ein 

kontinuierliches Risikomonitoring kann einen 

möglichen zeitlichen Vorsprung bei der Entwick-

lung neuer Geldwäschemethoden minimieren und 

sich insgesamt risikomindernd auswirken.  

Ebenfalls risikomindernd werden sich neue Identi-

fizierungs- und Registerpflichten auf EU-Ebene 

auswirken. Bund, Länder und EU ergreifen zahlrei-

che Maßnahmen, wie die Stärkung ihrer Strafver-

folgungsbehörden einschließlich durch die Ein-

richtung von spezialisierten Ermittlungsgruppen, 

und die Zentralisierung und Harmonisierung der 

Aufsichtsarbeit mit dem Aufbau der AMLA. Eine 

Einführung von administrativen Vermögenser-

mittlungen hätte das Potenzial, auch bei nicht er-

klärbar komplexen Firmenstrukturen die Einzie-

hung und damit die Ermittlungen insgesamt zu 

erleichtern. 

Die neu eingeführten Sorgfaltspflichten und Trans-

parenzpflichten machen eine Marktteilnahme für 

nicht konforme Rechtseinheiten immer schwieri-

ger.  

7.2 Terrorismusfinanzierung 
Die Risiken der Nutzung von Rechtseinheiten zur 

Terrorismusfinanzierung hängen stark von der 

Entwicklung der Terrorismusfinanzierungsrisiken 

insgesamt ab. Sollte inländischer Links- oder 

Rechtsterrorismus zunehmen, ist es wichtig, die Fi-

nanzierungsmechanismen genauer zu untersu-

chen. Diese können Selbstfinanzierung durch un-

selbständige Tätigkeiten umfassen, bekannte 

Methoden wie den Betrieb von Online-Shops im 

Bereich des Rechtsextremismus oder das Sammeln 

von Spenden. Hierbei könnten auch Vereine, die 

nicht dem NPO-Sektor zugeordnet werden, wie 

rechtsextreme Kampfsportvereine, eine Rolle spie-

len. 

Im Bereich des Auslandsterrorismus ist es entschei-

dend, ob die Nutzung informeller Strukturen und 

Social Media weiter zunimmt. Dies könnte Risiken 

von Rechtseinheiten weiter verringern. 
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Zudem muss überwacht werden, ob die oben be-

schriebenen Umstände, welche die Errichtung 

komplexer und internationaler Unternehmens-

strukturen für die Geldwäsche zunehmend erleich-

tern, sich auch auf den Bereich der Terrorismusfi-

nanzierung auswirken. Dies könnte besonders 

relevant werden, wenn Deutschland verstärkt als 

Mittelverwahrungsort für ausländische terroristi-

sche Vereinigungen in den Fokus rückt. In dieser 

Phase der Terrorismusfinanzierung besteht ein en-

ger Zusammenhang zur Geldwäsche, da beide die 

Intransparenz nutzen, um den Ursprung der Mittel 

zu verschleiern. 
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involvierte Fachstellen 

Abbildung 7: Überblick über die Anzahl der involvierten Fachstellen, sortiert nach Aufgabenbereich. 

Öffentlicher Sektor Privatwirtschaft Wissenschaft 

Die wichtigste Erkenntnisquelle 

für nahezu alle Schritte bei der 

Risikobewertung waren die um-

fangreich geschilderten Erfah-

rungen der Arbeitsgruppe mit 

Vertreterinnen und Vertretern 

aus Bundesregierung,54 Justiz,55 

Mit Blick auf die Zielgruppen der 

NRA war die Einbindung des Pri-

vatsektors ein wichtiger Bestand-

teil des Analyseprozesses. Insbe-

sondere die rechts-, steuer- und 

wirtschaftsberatende Berufe und 

Darüber hinaus wurden drei Ver-

treter aus der Wissenschaft aus 

Soziologie und Rechtswissen-

schaft zur inhaltlichen und me-

thodischen Vorbereitung und 

Strukturierung eingebunden. 

                                                                 
 

54 Mitwirkende Stellen aus der Bundesregierung: Bundeskanzleramt, Bundesministerium der Finanzen, Bundesministerium 
des Innern, Auswärtiges Amt, Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. 
55 Mitwirkende Justizbehörden: Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof, Generalstaatsanwaltschaft Berlin, General-
staatsanwaltschaft Celle, Generalstaatsanwaltschaft des Landes Brandenburg, Generalstaatsanwaltschaft des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern, Generalstaatsanwaltschaft Düsseldorf, Generalstaatsanwaltschaft Dresden, Generalstaatsanwaltschaft 
München, Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart, Staatsanwaltschaft Aschaffenburg, Staatsanwaltschaft Bremen, Staatsanwalt-
schaft Frankfurt am Main, Staatsanwaltschaft Gera, Staatsanwaltschaft Hamburg, Staatsanwaltschaft Kaiserslautern, Staatsan-
waltschaft Koblenz, Staatsanwaltschaft Rostock 
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Polizei,56 Wissenschaft57 und 

Privatsektor58 sowie die Auf-

sichten59 und weitere Bundes-60 

und Landesbehörden61. 

ihre Aufsichten verfügen über rele-

vantes Fachwissen zu den unter-

suchten Modi Operandi und Erfah-

rungen zu relevanten systemischen 

Schwachstellen. 

Qualitative Datengrundlagen 

234 

zu beantwortende Fragen 

Unter wissenschaftlicher Beglei-

tung wurden umfangreiche Fra-

gebögen erstellt, die von den ein-

gebundenen Expertinnen und 

Experten ausgefüllt und an-

schließend analysiert wurden. 

Für den Bereich Terrorismusfi-

nanzierung wurde dabei auf den 

Fachkreis zurückgegriffen, der 

auch maßgeblich am Thema Ter-

rorismusfinanzierung im Ge-

samtprozess der Nationalen Risi-

koanalyse mitgewirkt hat. 

Eingeflossen sind zahlreiche Fra-

gen aus dem Tool der Weltbank 

zur Durchführung von Risiko-

analysen in diesem Bereich.62 Um 

Einführend und nach einer ers-

ten inhaltlichen Auswertung 

wurden Arbeitsgruppensitzun-

gen durchgeführt, welche ge-

nutzt wurden, um die wichtigs-

ten Ergebnisse vorzustellen, 

einzuordnen und hierzu kon-

krete Nachfragen zu stellen. 

 

Parallel wurden zahlreiche bilate-

rale Fachgespräche geführt sowie 

spezifische Auswertungen vorge-

nommen, in welchen bestimmte 

Aspekte vertieft behandelt wurden. 

 

                                                                 
 

56 Mitwirkende Landeskriminalämter: Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Landeskriminalamt Bayern, Landeskriminal-
amt Berlin, Landeskriminalamt Brandenburg, Landeskriminalamt Bremen, Landeskriminalamt Hamburg, Landeskriminalamt 
Hessen, Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, Landeskriminalamt Niedersachsen, Landeskriminalamt Nordrhein-
Westfalen, Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz, Landeskriminalamt Sachsen, Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt, Landeskri-
minalamt Schleswig-Holstein, Landeskriminalamt Thüringen. 
57 Mitwirkende aus der Wissenschaft: Zwei Soziologen mit Erfahrungen im Survey Design sowie ein Jurist aus dem Bereich des 
Wirtschaftsstrafrechts. 
58 Mitwirkende aus der Privatwirtschaft: Anwältinnen und Anwälte, Notarinnen und Notare, Steuerberaterinnen und Steuer-
berater, Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer. 
59 Mitwirkende Aufsichtsbehörden: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bundesnotarkammer KdöR, Bundessteu-
erberaterkammer, Bundesverwaltungsamt, Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten des Landes Berlin, Ministe-
rium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen, Präsident des Landesgerichts Ber-
lin II, Rechtsanwaltskammer Hamm, Regierungspräsidium Darmstadt, Regierungspräsidium Freiburg, Regierungspräsidium 
Gießen, Regierungspräsidium Kassel, Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe, Wirtschaftsprüferkammer. 
60 Weitere mitwirkende Bundesbehörden: Bundesamt für Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt, Bundesnachrichtendienst, 
Bundesverwaltungsamt, Bundeszentralamt für Steuern, Generalzolldirektion, Transparenzregister – Bundesanzeiger Verlag 
GmbH, Financial Intelligence Unit – Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen, Zentralstelle für Sanktionsdurch-
setzung, Zollkriminalamt. 
61 Weitere mitwirkende Behörden: Finanzamt für Körperschaften I Berlin, Finanzamt für Steuerstrafsachen und Steuerfahn-
dung Bonn, Sächsisches Staatsministerium des Innern, Ministerium der Finanzen Nordrhein-Westfalen. 
62 World Bank Group, Guidance Manual: Legal Persons and Arrangements ML Risk Assessment Tool, 2022. 
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ein präzises Bild zu erhalten, wa-

ren variable Folgefragen zur Be-

lastbarkeit der jeweiligen Ant-

wort vorgesehen. 

Rechtliche Analyse 

Um ein vertieftes Verständnis 

von der Eignung konkreter 

Rechtseinheiten im Rahmen ih-

res gesamten Lebenszyklus für 

die verschiedenen Phasen der 

Geldwäsche zu erlangen, wurde 

eine abstrakte Analyse der aktu-

ellen deutschen Rechtslage, ins-

besondere des Gesellschafts-

rechts, angestellt. Diese 

Erkenntnisse wurden mit den 

übrigen Ergebnissen verknüpft. 

 

Marktanalyse zu TCSPs in 

Deutschland 

In einer Online-Recherche wur-

den Angebote auf dem deutschen 

Markt untersucht, mit welchen 

Rechtseinheiten oder damit zu-

sammenhängende Konstrukte 

und Vereinbarungen als professi-

onelle Dienstleistung von Dritten 

gezielt für die Zwecke der Ver-

schleierung aufgebaut oder ver-

mittelt werden. 

Weitere Erkenntnisquellen 

Nicht zuletzt basiert die Nationale 

Risikoanalyse auf Veröffentlichun-

gen nationaler, internationaler und 

supranationaler Organisationen 

bzw. Institutionen und wissen-

schaftlicher Literatur. 

Der Band enthält zudem an ausge-

wählten Stellen Fallbeispiele. Diese 

dienen der Veranschaulichung und 

zeigen typische Muster. 

Quantitative Daten 

2,76 Mio. 

analysierte Rechtseinheiten gem.  

Transparenzregister 

538 

analysierte Verdachtsmeldungen  

gem. FIU 

Für die Zwecke dieser Risikoanalyse wurden um-

fangreiche Auswertungen der Daten aus dem 

Transparenzregister durchgeführt. 

Das Transparenzregister enthält umfassende Daten 

zu den transparenzpflichtigen Vereinigungen 

nach § 20 GwG und den Rechtsgestaltungen nach 

§ 21 GwG (d. h. juristischen Personen des Privat-

rechts und eingetragene Personengesellschaften).  

Daneben wurden Verdachtsmeldungen in Form 

zweier Stichproben aus dem Verdachtsmeldebe-

stand der FIU (insgesamt 265.708 Verdachtsmeldun-

gen 2024) berücksichtigt und die betroffenen Rechts-

einheiten hinsichtlich Modi Operandi zur 

Verschleierung sowie der Nutzung von OFCs unter-

sucht. 

Fehlende Werte 

Eine potenzielle Einschränkung der vorliegenden 

Analyse betrifft den Datenbestand. Für den geziel-

ten Einsatz von bestimmten Rechtsformen zu 

Geldwäsche- oder Terrorismusfinanzierungszwe-

cke stehen keine Daten aus Strafverfahrensakten in 

einer für eine systematische Auswertung geeigne-

ten Form zur Verfügung. Da die Gesellschaftsfor-

men oder die Existenz einer Vereinigung in den 

Justizstatistiken nicht erfasst werden, ist eine Filte-

rung der entsprechenden Fälle nicht möglich (vgl. 

auch FATF Guidance 2025, nach welcher 80 Pro-
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zent der beteiligten Länder dieses Problem geschil-

dert haben63). Die gleiche Schwierigkeit besteht für 

alle Arten von Durchsetzungsdaten, etwa Rechts-

hilfeersuchen, Anzahl der strafrechtlichen Ermitt-

lungen, Strafverfolgungen, Verurteilungen, zivil-

rechtliche Durchsetzungsmaßnahmen oder 

Maßnahmen gegen Gewerbetreibende. Diesem 

Problem wurde durch breite und möglichst reprä-

sentative Befragung mittels unter professioneller 

Begleitung entwickelter Fragebögen begegnet. 

A-2 Risikobewertung 
Die Basis für die Vorgehensweise bei der Risikobe-

wertung bilden zum einen die Publikationen der 

FATF, die neben einer allgemeinen Anleitung zur 

Erstellung von nationalen Risikoanalysen64 auch 

bereichsspezifische Leitfäden zur Erstellung von 

Risikoanalysen publiziert.65 Zum anderen liegen ihr 

die Methodologie der Supra-Nationalen Risikoana-

lyse der EU-Kommission sowie des UN Office on 

Drugs and Crime (UNODC) zugrunde.66 Zur Ent-

wicklung einer einheitlichen Vorgehensweise zur 

Bewertung des Risikos im Rahmen der Nationalen 

Risikoanalyse wurde eine Studie der Weltbank, die 

elf nationale Risikoanalysen vergleicht, sowie die 

Expertise der Autoren zu Rate gezogen. Des Weite-

ren wurden die Grundsätze der Internationalen Or-

ganisation für Normung (ISO) zur Risikobewertung 

berücksichtigt.67  

Die Risikobewertung erfolgte entlang eines mehr-

stufigen Analyse- und Bewertungsrahmens und 

berücksichtigt gemäß internationalen Standards 

die Kategorien risk (Risiko), threat (Bedrohungs-

lage), vulnerability (Anfälligkeit) und consequences 

(Auswirkungen). 

Konkret wurde zunächst die jeweilige Bedrohungs-

lage, der Deutschland ausgesetzt ist, identifiziert 

(identification). Im Anschluss erfolgte eine Untersu-

chung des deutschen Abwehrsystems, mit dem der 

Bedrohungslage begegnet wird. Aus einer Gesamt-

schau der beiden Aspekte ergab sich letztlich die 

Risikobewertung (analysis), die in diesem Bericht 

auf Grundlage von risikoerhöhenden und -mini-

mierenden Faktoren zusammengefasst wurde. Auf 

Basis der jeweiligen Risikobewertungen wurden 

entsprechende Schlussfolgerungen abgeleitet (eva-

luation), die in Handlungsempfehlungen zur Ver-

besserung des deutschen AML/CFT-Systems in der 

Strategie zur Bekämpfung von Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung münden, deren Aktuali-

sierung zeitnah geplant ist. 

Die Bewertung des Risikos erfolgte für jeden Un-

tersuchungsgegenstand anhand von vier Risikoka-

tegorien: 

Risiko 

Niedrig Mittel Erheblich Hoch 

Eine besondere Herausforderung, vor allem bei der 

Verwendung einer starren Risikoklassifizierung, 

besteht darin, dass Risiken von Straftaten aufgrund 

ihrer Natur schwer quantifizierbar oder in numeri-

schen Begriffen auszudrücken sind. Daher wird 

hier eine Gesamtbewertung aller analysierten und 

sich gegenseitig beeinflussenden Faktoren vorge-

nommen. Die Einstufung sollte nicht isoliert von 

der vorangegangenen Beschreibung des Risikos be-

trachtet werden. Der Wert kann nur eine Annähe-

rung an das Risikoniveau unter Berücksichtigung 

aller untersuchten Faktoren sein. 

B. Registerdaten
                                                                 
 

63 FATF: Money Laundering National Risk Assessment 
Guidance, 2025, S.22. 
64 FATF: Money Laundering National Risk Assessment 
Guidance, 2025. 
65 Vgl. etwa FATF: Guidance on Beneficial Ownership of Le-
gal Persons, 2023 und FATF: Guidance on Beneficial Owner-
ship and Transparency of Legal Arrangements, 2024. 
66 UNODC: Commission Staff Working Document Accom-
panying The Document Report From The Commission To 

The European Parliament And The Council on the assess-
ment of the risk of money laundering and terrorist financ-
ing affecting the internal market and relating to cross-bor-
der activities {COM(2022) 554 final}, SWD(2022) 344 final; 
„Guidance on the preparation and use of serious and orga-
nized crime threat assessments“, kurz „The SOCTA Hand-
book“, 2010. 
67 ISO 31000:2018 Risk management — Guidelines und IEC 
31010:2019 Risk management — Risk assessment tech-
niques. 
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B-1 Zielrichtung und Vorgehensweise bei der 
Datenauswertung 
Die Datenauswertung dient dazu, die risikobasierte 

Bewertung des Missbrauchs von Rechtseinheiten 

durch empirische Erkenntnisse zu ergänzen und zu 

fundieren. Sie zielt darauf ab, die Wahrscheinlich-

keit und das Ausmaß identifizierter Risiken – ins-

besondere im Hinblick auf die Verschleierung wirt-

schaftlich Berechtigter – besser einschätzen sowie 

qualitative Erkenntnisse durch quantitative Be-

funde einordnen zu können. 

Ausgehend von den in dieser Analyse identifizier-

ten Risikofaktoren und typischen Verschleierungs-

mechanismen wurde geprüft, inwieweit sich ent-

sprechende Muster in den Daten abbilden lassen. 

Dabei standen insbesondere Fragen zur Verteilung 

von Rechtseinheiten, zu Eigentums- und Kontroll-

strukturen, zu Auslandsbezügen sowie zu Auffällig-

keiten im Zusammenhang mit der Ermittlung und 

Eintragung wirtschaftlich Berechtigter im Vorder-

grund. Ergänzend wurden Erkenntnisse zur Funk-

tionsweise des Transparenzregisters als Präven-

tionsinstrument, etwa hinsichtlich Füllgrad, 

Abrufen und Unstimmigkeitsmeldungen, berück-

sichtigt. 

Die Datenauswertung erfolgte in Zusammenarbeit 

mit der Bundesanzeiger Verlag GmbH als register-

führende Stelle des Transparenzregisters, die die 

erforderlichen Daten aufbereitet, anonymisiert 

und bereitgestellt hat. Die inhaltliche Analyse 

wurde durch das Bundesministerium der Finanzen 

vorgenommen. Die Ergebnisse basieren überwie-

gend auf dem Datenstand März und Juni 2026; in 

Einzelfällen wurden frühere Stichtage herangezo-

gen und entsprechend kenntlich gemacht. 

B-2 Begutachtete Daten 
Die Datenauswertung stützt sich im Wesentlichen 

auf die folgenden Datenkategorien: 

Rechtseinheiten 

• Vereinigungen nach § 20 GwG (juristische 

Personen des Privatrechts und eingetra-

gene Personengesellschaften, z. B. GmbH, 

AG, OHG, KG, eGbR) 

• Rechtsgestaltungen nach § 21 GwG (insbe-

sondere Trusts und trustähnliche Gestal-

tungen) 

• Hinweis: eGbR werden erst seit Einführung 

des Gesellschaftsregisters zum 1. Ja-

nuar 2024 eingetragen und stellen daher 

eine neue Datenkategorie dar 

• jeweils Name, Sitz, einheitliche und konti-

nuierliche Rechtseinheitsnummer (EKRN), 

Registergericht (wenn vorhanden), Regis-

terart und Registernummer 

Wirtschaftlich Berechtigte (§ 19 GwG) 

• Titel (optional), alle Vor- und Nachnamen, 

Wohnort, Wohnsitzland, alle Staatsange-

hörigkeiten 

• Art des wirtschaftlichen Interesses sowie 

Umfang des wirtschaftlichen Interesses 

gem. § 19 Abs. 3 GwG (je nach Art des wirt-

schaftlichen Interesses (z. B. prozentualer 

Umfang von Kapitalanteil, Beschreibung 

der Kontrolle auf sonstige Weise) 

Immobiliendaten (§ 19a GwG) 

• Zuständiges grundbuchführendes Amtsge-

richt, Grundbuchbezirk, Nummer des 

Grundbuchblattes, alle im Bestandsver-

zeichnis eingetragenen Grundstücke, je-

weils mit Gemarkung, Flur und Flurstück 

• Art der Berechtigung (z. B. Eigentum oder 

Miteigentum), Umfang der Berechtigung 

(z. B. 100 Prozent), Beginn und Ende der 

Berechtigung (z. B. Zeitpunkt des Eigen-

tumserwerbs und Zeitpunkt der Veräuße-

rung des Eigentums). 

Bei den Daten sind folgende Besonderheiten zu be-

rücksichtigen:  

• Das Transparenzregister wird als chronolo-

gische Datensammlung geführt, sodass Än-

derungen und historische Entwicklungen 

nachvollzogen werden können. 

• Angaben zu Rechtseinheiten werden auto-

matisiert aus anderen Registern übernom-

men; Angaben zu wirtschaftlich Berechtig-

ten werden originär im 

Transparenzregister erfasst. 

• Bei eingetragenen Vereinen erfolgt häufig 

eine automatische Eintragung „fiktiver 

wirtschaftlich Berechtigter“ (Vorstandsmit-

glieder) aufgrund der Regelung in § 20a 



Legal Persons and Legal Arrangements    Sektorspezifische Risikobewertung 

6 

GwG, wodurch Datenlücken entstehen 

können. Im Vereinsregister werden in der 

Regel nicht alle Vornamen erfasst; außer-

dem fehlen Angaben zum Wohnsitzland 

und zur Staatsangehörigkeit der Vor-

standsmitglieder. Für die Übertragung wird 

daher gesetzlich vermutet, dass das Wohn-

sitzland Deutschland ist und ausschließlich 

die deutsche Staatsangehörigkeit besteht 

(§ 20a Abs. 1 S. 3 GwG). Trifft die gesetzliche 

Vermutung nicht zu, dann ist der Verein 

verpflichtet, eine eigene Mitteilung der 

wirtschaftlich Berechtigten an das Trans-

parenzregister vorzunehmen. 

• Die im Transparenzregister erfassten Daten 

zu Trusts und trustähnlichen Rechtsgestal-

tungen (z. B. eigennützige nicht-rechtsfä-

hige Stiftungen) unterliegen gewissen Ein-

schränkungen. Die Eintragungen beruhen 

auf Mitteilungen der Verpflichteten, insbe-

sondere der Trustees; eine Differenzierung 

nach dem konkreten Eintragungsgrund ist 

im Datenbestand nicht möglich. Da die 

Rechtsfigur des Trusts im deutschen Recht 

nicht anerkannt ist, erfolgt die Einordnung 

als Trust oder trustähnliche Gestaltung auf 

Grundlage von Selbstauskünften. Zudem 

werden nicht-rechtsfähige Stiftungen in 

der Praxis häufig nicht eindeutig von 

rechtsfähigen Stiftungen abgegrenzt, was 

die statistische Trennschärfe einschränkt.  

• Zwischen Rechtseinheit und wirtschaftlich 

Berechtigten liegende Beteiligungsebenen 

sind im Register nicht vollständig abgebil-

det; ergänzend wurden daher aus den ver-

fügbaren Daten der Justizregister Eigen-

tums- und Kontrollstrukturübersichten 

erzeugt (Stichprobe circa 13 Prozent, insge-

samt 344.996 Rechtseinheiten). Dies sind 

Datenstrukturen und Schaubilder, aus de-

nen sich die gesamten inländischen Beteili-

gungsstrukturen mit dem ersten Anknüp-

fungspunkt im Ausland der betroffenen 

Rechtseinheiten ablesen lassen. Der im 

Ausland befindliche Teil der Struktur wird 

standardgemäß nicht ermittelt, so dass 

weitergehende Aussagen zu den im Aus-

land befindlichen Teilen der Strukturen 

(z. B. weitere Verbindung in andere Staaten 

usw.) nicht getroffen werden können. 

• Die Immobiliendaten basieren auf einem 

initialen Datenbestand (seit Juli 2023), der 

noch nicht vollständig (derzeit 87 Prozent 

abgeschlossen) verarbeitet ist.  

Ergänzend wurden folgende Daten hinzugezogen: 

• Weitere kontextuelle Informationen (z. B. 

Unternehmensangaben aus öffentlich zu-

gänglichen Quellen) 

• FATF- und EU-Listen zu Hochrisikostaaten 

• Eurostat-Liste zu Offshore-Finanzzentren68 

B-3 Grundverteilung der im deutschen 
Transparenzregister geführten 
Rechtseinheiten 
Das Transparenzregister zählt per 1. Juni 2026 

2,79 Mio. Rechtseinheiten, die die Eigenschaft einer 

juristischen Person des Privatrechts oder eingetra-

genen Personengesellschaft (Vereinigungen nach 

§ 20 GwG) aufweisen. Daneben wurden zu 

508 Trusts und trustähnlichen Rechtsgestaltungen 

nach § 21 GwG wirtschaftlich Berechtigte im 

Transparenzregister erfasst. Hierbei sind nicht nur 

die Vereinigungen und Rechtsgestaltungen enthal-

ten, die einen Eintrag im Transparenzregister vor-

genommen haben, sondern auch diejenigen, die 

trotz Transparenzpflicht noch fehlen. Sie sind zähl-

bar, weil sie in einem der anderen Register (Han-

dels-, Gesellschafts-, Partnerschafts-, Genossen-

schafts- oder Vereinsregister) eingetragen sind und 

ihre Daten über den Indexdatenstrom an die regis-

terführende Stelle übertragen wurden. 

Die Verteilung der Vereinigungen auf die verschie-

denen Rechtsformen ergibt sich aus Abbildung 8.

                                                                 
 

68 Eurostat 2018, List of Offshore Financial Centers: An-
dorra, Anguilla, Antigua and Barbuda, Aruba, Barbados, Ba-
hamas, Bahrain, Belize, Bermuda, Cayman Islands, Cook Is-
lands, Curaçao, Dominica, Gibraltar, Grenada, Guernsey, 
Hongkong, Isle of Man, Jersey, St. Kitts and Nevis, Lebanon, 

St. Lucia, Liberia, Liechtenstein, Marshall Islands, Mauritius, 
Montserrat, Nauru, Niue, Panama, Philippines, Samoa, Sey-
chelles, Singapore, Sint Maarten, Turks and Caicos Islands, 
Vanuatu, St. Vincent and the Grenadines, Britische 
Jungferninseln, Virgin Islands (U.S.). 
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Abbildung 8: Anzahl der im Transparenzregister geführten Vereinigungen (Stand: 1. Juni 2026)  

*Sonstige: Europäische Genossenschaft (SCE), Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA), die Europäische 
Wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) und der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VvaG) 

Daraus ergibt sich, dass der weit überwiegende Teil 

der eintragungspflichtigen Vereinigungen nach 

§ 20 GwG auf die Rechtsform der GmbH bzw. UG 

als Sonderform der GmbH (1.669.344 – 59,9 Pro-

zent) entfällt. Es folgen e. V. (631.916 – 22,7 Pro-

zent), KG (312.203 – 11,2 Prozent), eGbR (91.553 – 

3,3 Prozent), OHG (21.892 – 0,8 Prozent), PartG 

(18.305 – 0,7 Prozent), Stiftungen (12.230 – 0,4 Pro-

zent) und AG (12.039 – 0,4 Prozent). Am wenigsten 

vertreten sind die eG (10.609 – 0,4 Prozent), auslän-

dische Vereinigungen (5.274 – 0,2 Prozent) sowie 

die SE (1.245– 0,04 Prozent) sowie „Sonstige“ (1.070 

– 0,04 Prozent). Unter die Gruppe „Sonstige“ fallen 

die Europäische Genossenschaft (SCE), die Kom-

manditgesellschaft auf Aktien (KGaA), die Europäi-

sche Wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) 

sowie der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 

(VvaG). 

Geografische Verteilung innerhalb Deutschlands 

Anhand der Daten zum Sitz der Vereinigungen 

nach § 20 GwG konnte festgestellt werden, dass 

sich über 50 Prozent der ermittelten Vereinigungen 

auf drei Bundesländer verteilen. Dies sind Nord-

rhein-Westfalen (576.001; 20,88 Prozent), Bayern 

(477.508; 17,31 Prozent) und Baden-Württemberg 

(352.443; 12,78 Prozent). 

B-4 Nicht eingetragene Rechtseinheiten 
Bis zum 1. Juni 2026 hatten sich 2,31 Mio. Vereini-

gungen mit 4,62 Mio. natürlichen Personen als 

wirtschaftlich Berechtigte im Transparenzregister 
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eingetragen. Dies entspricht einem Füllgrad69 des 

Transparenzregisters von 82,77 Prozent. Damit wa-

ren zu dem Zeitpunkt trotz Transparenzpflicht ins-

gesamt 480.360 Vereinigungen ohne aktuellen Ein-

trag. Eine Angabe zu den fehlenden ausländischen 

Vereinigungen und den fehlenden Rechtsgestal-

tungen nach § 21 GwG sowie den Stiftungen ist je-

weils nicht möglich, da die Grundgesamtheit nicht 

ermittelt werden kann. 

Betrachtet man die absolute Zahl der pro Rechts-

form fehlenden Eintragungen, fehlten zum Stich-

tag mit 320.916 nicht eingetragenen Rechtseinhei-

ten mit Abstand am meisten GmbHs (inklusive 

UGs). Danach folgen die e. V., von denen 64.104 an 

der Zahl fehlten; und danach die KGs, bei denen 

44.952 an der Zahl fehlten. 

Setzt man die fehlenden Eintragungen ins Verhält-

nis zur jeweiligen Grundgesamtheit, um die den 

prozentualen Anteil fehlender Rechtseinheiten pro 

Rechtsform zu erkennen zu können, gestaltet sich 

die Verteilung wie in Abbildung 9. 

 

 

Abbildung 9: Anzahl der Vereinigungen ohne aktuelle Eintragung nach Rechtsform (Stand: 1. Juni 2026) 
*Sonstige: SCE, KGaA, EWIV, VvaG 

 

Auf diese Weise lässt sich auch der jeweilige (posi-

tive) Füllgrad berechnen. Dabei ist ein kontinuierli-

cher Anstieg der Eintragungen zu verzeichnen. Be-

trug der Füllgrad im Oktober 2023 noch 69 

Prozent, lag er bei gleichmäßigem Anstieg ein Jahr 

später im Oktober 2024 bereits bei 73 Prozent und 

circa 1,5 Jahre später im Juni 2026 bei 83 Prozent. 

                                                                 
 

69 Der Füllgrad beschreibt den Anteil der Rechtseinheiten 
mit einer Eintragung von wirtschaftlich Berechtigten am 
Gesamtbestand aller Rechtseinheiten, folglich die Anzahl 

In Bezug auf die einzelnen Rechtsformen war der 

Füllgrad bei der EWIV mit 51 Prozent am niedrigs-

ten, gefolgt von den OHG mit 66 Prozent und den 

eGbR mit 67 Prozent und den VVaG mit 49 Pro-

zent. Von allen PartG hatten sich zum Stichtag 77 

Prozent eingetragen, von allen GmbHs 81 Prozent, 

von den eG 85 Prozent und von den KGs 87 Pro-

zent. Am zuverlässigsten haben sich die SEs mit 94 

der Rechtseinheiten, bei denen eine Eintragung mit aktuel-
len wirtschaftlich Berechtigten vorliegt. 
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Prozent eingetragen, gefolgt von den KGaA 

(94 Prozent), den e. V. und den AGs (jeweils 90 Pro-

zent). 

Zu dem vermeintlich hohen Füllgrad der ausländi-

schen Vereinigungen und dem vermeintlich nied-

rigen Füllgrad der Stiftung ist anzumerken, dass 

Grundgesamtheit und damit auch Füllgrad in die-

sen Gruppen nicht aussagekräftig sind. Dass der 

Füllgrad bei den e. V. besonders hoch ist, dürfte an 

der automatischen Übertragung der Daten liegen. 

B-5 Fiktive bzw. nicht ermittelbare 
wirtschaftlich Berechtigte 
Die Ermittlung und Mitteilung der wirtschaftlich 

Berechtigten hat nach derzeitiger Rechtslage nach 

den Regelungen des § 3 GwG zu erfolgen. Zum 

4. März 2026 waren im Transparenzregister zu den 

2,23 Mio. aktuellen Eintragungen 4,18 Mio. Perso-

nen als wirtschaftlich Berechtigte mitgeteilt. Im 

Mittel gibt es demnach circa zwei wirtschaftlich 

Berechtigte pro Rechtseinheit, wobei dieser Durch-

schnitt in Bezug auf die einzelnen Rechtsformen 

schwankt.  

Im Rahmen der Mitteilung der wirtschaftlich Be-

rechtigten an das Transparenzregister müssen Art 

und Umfang des „Wirtschaftlichen Interesses“ mit-

geteilt werden. Sofern für eine Person mehrere Ar-

ten (z. B. Kapitalanteile und Stimmrechte) in Be-

tracht kommen, reicht die Angabe einer Art (z. B. 

Kapitalanteile) aus. In 89 Prozent der Fälle wurde 

bei der Art des wirtschaftlichen Interesses „Kapital-

anteile“ angegeben (Stand: 1. Mai 2024). Dies be-

deutet jedoch nicht, dass dies die häufigste Art des 

wirtschaftlichen Interesses sein muss. Es ist viel-

mehr davon auszugehen, dass in fast allen diesen 

Fällen Kapitalanteile und Stimmrechte gleich ver-

teilt sind und deswegen beide Alternativen hätten 

ausgewählt werden können.  

Für Vereinigungen nach § 20 GwG, mit Ausnahme 

der rechtsfähigen Stiftungen, werden die wirt-

schaftlich Berechtigten nach § 3 Abs. 1, 2 GwG er-

mittelt. Erfüllt keine Person die Voraussetzungen 

als wirtschaftlich Berechtigter, gibt es also keinen 

„tatsächlichen“ wirtschaftlich Berechtigten, dann 

gelten nach § 3 Abs. 2 S. 5 GwG die geschäftsfüh-

renden Gesellschafter, die gesetzlichen Vertreter o-

der Partner als sogenannte „fiktive“ wirtschaftlich 

Berechtigte. (Dies gilt nicht für die Rechtsgestal-

tungen nach § 21 GwG.) Die Angabe eines fiktiven 

wirtschaftlich Berechtigten ist nur dann zulässig, 

wenn entweder – z. B. wegen Streubesitzes – keine 

tatsächlichen wirtschaftlich Berechtigten vorhan-

den sind oder eine Ermittlung nicht möglich ist.  

Zum Stichtag im März 2026 waren zu 818.000 Ver-

einigungen etwa 2,18 Mio. Personen als fiktive 

wirtschaftlich Berechtigte eingetragen. Dies ent-

spricht 29,7 Prozent aller Vereinigungen (mit Aus-

nahme der rechtsfähigen Stiftungen). Zu berück-

sichtigen ist dabei, dass 69 Prozent dieser 

Vereinigungen mit fiktiven wirtschaftlich Berech-

tigten auf die eingetragenen Vereine entfallen. Bei 

einem Großteil dieser Eintragungen handelt es sich 

um automatische Eintragungen nach § 20a GwG, 

welche durch die registerführende Stelle selber 

durchgeführt wurden. 

Der durchschnittliche Anteil von Vereinigungen 

mit tatsächlichen und fiktiven wirtschaftlich Be-

rechtigten unterscheidet sich je nach Rechtsform 

erheblich, wie aus Abbildung 10 ersichtlich.



Legal Persons and Legal Arrangements    Sektorspezifische Risikobewertung 

10 

 

Abbildung 10: Anteil der Vereinigungen mit tatsächlichen und fiktiven wirtschaftlich Berechtigten nach Rechts-
form (Stand: 4. März 2026) 

Die e. V. haben mit 99,88 Prozent den höchsten An-

teil an fiktiv wirtschaftlich Berechtigten, gefolgt 

von den Versicherungsvereinen auf Gegenseitig-

keit mit 99,30 Prozent, der Europäischen Genos-

senschaft mit 93,62 Prozent und den eG mit 88,45 

Prozent. Bei den ausländischen Vereinigungen sind 

es 34,78 Prozent, bei der AG 39,48 Prozent und bei 

der der KG 23,10 Prozent. Den geringsten Anteil an 

fiktiv wirtschaftlich Berechtigten haben die OHG 

mit 6,45 Prozent, die eGbR mit 12,65 Prozent und 

die GmbH mit 17,68 Prozent.  

Wenn ein fiktiver wirtschaftlich Berechtigter ein-

getragen wird, ist dies zu begründen. Es kann aus-

gewählt werden, dass  

1. keine natürliche Person die Voraussetzun-

gen eines wirtschaftlich Berechtigten nach 

§ 3 Abs. 1 oder Abs. 2 S. 1 bis 4 GwG erfüllt 

(kein tatsächlicher wirtschaftlich Berech-

tigter vorhanden), oder ob  

2. die Ermittlung eines wirtschaftlich Berech-

tigten nach § 3 Abs. 1 oder Abs. 2 S. 1 bis 4 

nach Durchführung umfassender Prüfun-

gen nicht möglich war (Ermittlung nicht 

möglich).  

Die Angabe des Grundes wurde nachträglich einge-

führt und seit dem 15. Juni 2022 abgefragt. Eintra-

gungen ohne Angabe zum Mitteilungsgrund wur-

den vor diesem Zeitpunkt übermittelt.

Grund Anteil 

Ermittlung nicht möglich. 2,1 Prozent 

Kein tatsächlicher wirtschaftlich Berechtigter vorhanden. 18,9 Prozent 

(Noch) keine Angabe 79,0 Prozent 

Gesamt 100,0 Prozent 

Tabelle 1: Verteilung "Grund für fiktive wirtschaftlich Berechtigte" (Stand: 4. März 2026) 
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Betrachtet man nur die Mitteilungen, in welchen 

bereits ein Grund genannt wurde (21 Prozent), so 

ergibt sich unter diesen die folgende Verteilung: 

Bei 10 Prozent der Vereinigungen war eine Ermitt-

lung nicht möglich und bei 90 Prozent kein tat-

sächlicher wirtschaftlich Berechtigter vorhanden. 

Für die Vereinigungen, bei denen die Ermittlung 

des tatsächlichen wirtschaftlich Berechtigten nicht 

möglich war, wurde die Verteilung auf die ver-

schiedenen Rechtsformen betrachtet. Danach ver-

teilen sich die nicht ermittelbaren wirtschaftlich 

Berechtigten wie in Abbildung 11 gezeigt auf die 

Rechtsformen.

 

Abbildung 11: Anteil der Vereinigungen mit nicht ermittelbaren wirtschaftlich Berechtigten nach Rechtsform 
(Stand: 4. März 2026) 

  

Von den Vereinigungen mit nicht ermittelbaren 

wirtschaftlich Berechtigten entfallen 68,36 Prozent 

auf die GmbH, 12,09 Prozent auf den e. V. und 

11,52 Prozent auf die KG Ein Abgleich mit dem je-

weiligen Anteil der Rechtsformen an der Gesamt-

verteilung zeigt, dass zwei Rechtsformen auffallen: 

Die GmbH ist in dieser Stichprobe mit +8,55 Pro-

zentpunkten überrepräsentiert. Der e. V. ist mit -

10,72 Prozentpunkten unterrepräsentiert. 

B-6 Auslandsbezüge in der 
Beteiligungsstruktur 
Beteiligungsebenen, die zwischen der Vereinigung 

nach § 20 GwG oder Rechtsgestaltung nach 

§ 21 GwG und der natürlichen Person, die im 

Transparenzregister als wirtschaftlich Berechtigte 

eingetragen ist, liegen, sind im Rahmen der in der 

Methodik beschriebenen Stichprobe bis zum ersten 

Anknüpfungspunkt im Ausland sichtbar. Hieran 

lässt sich feststellen, dass 7,6 Prozent aller Vereini-

gungen mit Sitz in Deutschland mindestens einen 

ausländischen Anteilseigner innerhalb der ermit-

telten Struktur haben. Die Höhe des Eigentumsan-

teils blieb dabei unberücksichtigt. Diese Beteiligun-

gen bestehen wiederum zu 61 Prozent aus 

ausländischen Vereinigungen und zu 39 Prozent 

aus ausländischen natürlichen Personen. 
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Abbildung 12: Verteilung der ausländischen Beteiligungen an Vereinigungen mit Sitz in Deutschland auf auslän-
dische Rechtseinheiten und ausländische natürliche Personen (Stand: 4. März 2026) 

 

Insgesamt wurden Beteiligte (natürliche Personen 

und Rechtseinheiten) aus 161 verschiedenen Her-

kunftsstaaten festgestellt. Von den 7,6 Prozent aller 

Vereinigungen mit einer ausländischen Beteiligung 

in der Struktur haben etwa 1,79 Prozent Anteilseig-

ner in den von der FATF und der EU als Risikostaa-

ten festgelegten Ländern. Das entspricht 0,14 Pro-

zent der Vereinigungen insgesamt. Von den 

7,6 Prozent aller Vereinigungen mit einer ausländi-

schen Beteiligung in der Struktur haben etwa 

5,48 Prozent Anteilseigner in einem OFC. Das ent-

spricht 0,42 Prozent der Vereinigungen insgesamt.  

Die nachfolgende Abbildung 13 zeigt die oben be-

schriebenen Auslandsbezüge detailliert in Bezug 

auf die 15 Länder, auf die sich die meisten Anteils-

eigner im ersten Anknüpfungspunkt im Ausland 

verteilen. In Abbildung 14 wurde pro Land die je-

weilige Verteilung auf Vereinigungen und natürli-

chen Personen dargestellt und die Länder nach der 

absoluten Anzahl der beteiligten ausländischen 

Vereinigungen sortiert.
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Abbildung 13: Auslandsbezüge der Anteilseigner von deutschen Vereinigungen, sortiert nach absoluter Anzahl 
der Anteilseigner (Stand: 4. März 2026) 

 

Abbildung 14: Auslandsbezüge der Anteilseigner von deutschen Vereinigungen sortiert nach Anteil der auslän-
dischen Vereinigungen (Stand: 4. März 2026) 

Die ausländischen Vereinigungen mit Anteilen an 

deutschen Vereinigungen kommen mit Abstand 

am häufigsten aus Luxemburg, gefolgt von der 

Schweiz und Niederlande (gefolgt von USA, Verei-

nigtem Königreich, Österreich, Frankreich, Italien, 

Schweden, Liechtenstein, Dänemark, Belgien, Spa-

nien, Zypern und China). 

Eine entsprechende Sortierung der Länder anhand 

der Anzahl der natürlichen Personen mit Anteilen 

an deutschen Vereinigungen zeigt, dass die meisten 

natürlichen Anteilseigner aus der Schweiz kom-

men, gefolgt von Vereinigtem Königreich und USA. 

52 Prozent der ausländischen Beteiligten an in 

Deutschland eingetragenen Rechtseinheiten stam-

men (in Bezug auf den ersten Anknüpfungspunkt 
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im Ausland) aus einem Mitgliedstaat der EU und 

48 Prozent ausländische Beteiligte aus einem Dritt-

staat.  

B-7 Auslandsbezüge der wirtschaftlich 
Berechtigten 
Wirtschaftlich Berechtigte mit Wohnsitz im Aus-

land und ausländischer Staatsangehörigkeit 

Insgesamt konnten 162.078 wirtschaftlich Berech-

tigte mit einem Wohnsitz im Ausland in 179 ver-

schiedenen Ländern festgestellt werden. Von allen, 

zum Stichtag insgesamt etwa 4,18 Mio. wirtschaft-

lich Berechtigten, entspricht dies 3,8 Prozent aller 

wirtschaftlich Berechtigten. Weiterhin konnten 

insgesamt 253.580 wirtschaftlich Berechtigte mit 

(rein) ausländischer Staatsangehörigkeit aus 

176 verschiedenen Ländern festgestellt werden. 

Dies entspricht 6 Prozent aller wirtschaftlich Be-

rechtigten. Bei der Auswertung wurden wirtschaft-

lich Berechtigte, die neben einer zweiten auch die 

deutsche Staatsangehörigkeit haben, nicht einbe-

zogen. Personen mit mehreren Staatsangehörigkei-

ten (sofern es sich nur um ausländische Staatsange-

hörigkeiten handelt) wurden mehrfach gezählt. 

Die Hälfte der wirtschaftlich Berechtigten mit ei-

nem Wohnsitz im Ausland hat diesen in einem 

Nachbarland von Deutschland. 3 Prozent wohnen 

in FATF-/EU-Risikostaaten. Dies entspricht mit 

4.616 Personen 0,1 Prozent aller wirtschaftlich Be-

rechtigten.  

Bei 70 Prozent der wirtschaftlich Berechtigten mit 

Wohnsitz im Ausland stimmt das Wohnsitzland 

mit der angegebenen Staatsangehörigkeit (oder bei 

Mehrfachstaatlern mit einer der angegebenen 

Staatsangehörigkeiten) überein. 30 Prozent der 

wirtschaftlich Berechtigten, die einen Wohnsitz im 

Ausland haben, haben eine von diesem Wohnsitz-

land abweichende Staatsangehörigkeit. 18 Prozent, 

also fast ein Fünftel der wirtschaftlich Berechtig-

ten, die einen Wohnsitz im Ausland haben, haben 

eine (rein) deutsche Staatsangehörigkeit. Dies ent-

spricht 60 Prozent der Fälle, in denen ausländischer 

Wohnsitz und Staatsangehörigkeit voneinander 

abweichen. Es verbleiben 12 Prozent, die im Aus-

land wohnen und ursprünglich aus einem Dritt-

land kommen. Dies entspricht 40 Prozent der Fälle, 

in denen ausländischer Wohnsitz und Staatsange-

hörigkeit voneinander abweichen. 

Etwa die Hälfte der wirtschaftlich Berechtigten, die 

eine ausländische Staatsbürgerschaft haben, wohnt 

in Deutschland. 36 Prozent der wirtschaftlich Be-

rechtigten, die eine ausländische Staatsbürger-

schaft haben, hat diese in einem direkten Nachbar-

staat von Deutschland. 5 Prozent haben die 

Staatsangehörigkeit eines FATF-/EU-Risikostaates. 

Dies entspricht mit 13.304 Personen 0,3 Prozent al-

ler wirtschaftlich Berechtigten. 

Verteilung auf Wohnsitz- und Herkunftsländer 

und Risikostaaten 

Die Verteilung auf die verschiedenen ausländi-

schen Wohnsitzländer der wirtschaftlich Berech-

tigten gestaltet sich wie in Abbildung 15 ersichtlich.
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Abbildung 15: Top 20 der Wohnsitzländer von wirtschaftlich Berechtigten (Stand: 4. März 2026) 

84 Prozent der wirtschaftlich Berechtigten mit aus-

ländischem Wohnsitz haben diesen in einem der in 

der Grafik ersichtlichen 20 Länder. Meistvertreten 

ist die Schweiz, gefolgt von Österreich und den 

USA. Darauf folgen Niederlande, das Vereinigte Kö-

nigreich, Frankreich, China, Italien, Dänemark, Bel-

gien, Türkei, Spanien, Polen, Israel, Luxemburg, 

Schweden, Tschechien, Vereinigte Arabische Emi-

rate, Russland und Japan. 

Abbildung 16 zeigt die Verteilung der wirtschaft-

lich Berechtigten mit Wohnsitz in FATF-/EU-Risi-

kostaaten. 
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Abbildung 16: Verteilung der wirtschaftlich Berechtigten mit Wohnsitz in FATF-/EU-Risikostaaten (Stand: 4. März 
2026) 

Russland ist mit 1.535 wirtschaftlich Berechtigten 

am stärksten vertreten, gefolgt von Monaco (1.088) 

und Bulgarien (623). Danach folgen Südafrika (418), 

Iran (254), Libanon (186), Vietnam (144), Kuweit 

(83), Namibia (34), Kenia (31) und Venezuela (30). 

Abbildung 17 zeigt die Verteilung der wirtschaft-

lich Berechtigten mit Wohnsitz in OFCs. 
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Abbildung 17: Verteilung der wirtschaftlich Berechtigten mit Wohnsitz in OFCs (Stand: 4. März 2026) 

Die Verteilung der 20 meistvertretenen Staatsangehörigkeiten der wirtschaftlich Berechtigten ergibt sich 

aus Abbildung 18. 
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Abbildung 18: Top 20 der Staatsangehörigkeiten von wirtschaftlich Berechtigten (Stand: 4. März 2026) 

77 Prozent der wirtschaftlich Berechtigten mit ei-

ner ausländischen Staatsangehörigkeit verteilen 

sich auf die 20 meistvertretenen Länder. Allen vo-

ran steht Österreich, gefolgt von der Türkei und die 

Niederlande. Danach folgen Italien, USA, China, 

Schweiz, das Vereinigte Königreich, Frankreich, 

Polen, Dänemark, Russland, Griechenland, Kroa-

tien, Spanien, Belgien, Israel, Rumänien, Schweden 

und Ukraine.  

Verteilung auf tatsächliche und fiktive wirtschaft-

lich Berechtigte mit Auslandsbezug 

Die wirtschaftlich Berechtigten mit Auslandsbezug 

wurden dahingehend untersucht, wie sich ihre 

Verteilung auf tatsächliche und fiktive wirtschaft-

lich Berechtigte gestaltet:  

Bei den wirtschaftlich Berechtigten mit Wohnsitz 

im Ausland handelt es sich bei 69 Prozent um tat-

sächliche wirtschaftlich Berechtigte. Entsprechend 

sind etwa ein Drittel der wirtschaftlich Berechtig-

ten mit Wohnsitz im Ausland fiktive wirtschaftlich 

Berechtigte.  

Bei den wirtschaftlich Berechtigten mit ausländi-

scher Staatsangehörigkeit handelt es sich zum 

Großteil (75 Prozent) um tatsächliche wirtschaft-

lich Berechtigte. Hier sind ein Viertel fiktive wirt-

schaftlich Berechtigte.  

Verteilung auf Rechtsformen 

Es wurde die Verteilung der Rechtseinheiten mit 

wirtschaftlich Berechtigten mit ausländischem 

Wohnsitz auf die verschiedenen Rechtsformen 

ausgewertet. Sie gestaltet sich wie in Abbildung 19 

ersichtlich.
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Abbildung 19: Anteil der Rechtseinheiten mit wirtschaftlich Berechtigten mit ausländischem Wohnsitz nach 
Rechtsform, verglichen mit der Grundverteilung (Stand: 4. März 2026) 

Die Abbildung zeigt, wie häufig welche in Deutsch-

land eingetragenen Rechtsformen letztlich im Ei-

gentum oder unter der Kontrolle von Personen ste-

hen, die einen Wohnsitz im Ausland haben. Es zeigt 

sich, dass die GmbH in dieser Stichprobe mit 

+19 Prozentpunkten Abweichung zur Grundvertei-

lung überrepräsentiert ist, also häufiger als andere 

Rechtsformen aus dem Ausland heraus gesteuert 

bzw. letztlich besessen wird. Mit +0,8 Prozentpunk-

ten sehr leicht überrepräsentiert ist hier auch die 

AG. Die KG ist um -0,51 Prozentpunkte unterreprä-

sentiert. Ebenfalls unterrepräsentiert sind die OHG 

und die GbR.  

Bei den Rechtsformen, die einen wirtschaftlich Be-

rechtigten mit ausländischer Staatsangehörigkeit 

haben, zeigt sich dasselbe, jedoch noch stärker aus-

geprägte Bild. Die GmbH ist mit +23,5 Prozent-

punkten und die AG mit +0,4 Prozentpunkten 

überrepräsentiert, die KG mit -2,2 Prozentpunkten 

unterrepräsentiert.  

B-8 Altersstruktur der wirtschaftlich 
Berechtigten 
Zum Zeitpunkt der Auswertung am 1. Mai 2024 gab 

es über 500 wirtschaftlich Berechtigte, die älter als 

110 Jahre alt sind und 11 wirtschaftlich Berechtigte 

mit dem Geburtsjahr 1900. Zudem gab es über 

1.000 wirtschaftlich Berechtigte im Alter von 1 oder 

2 Jahren. Ein Vergleich der Verteilung zwischen 

tatsächlichen und fiktiven wirtschaftlich Berech-

tigten bei den unter 18-Jährigen und den über 90-

Jährigen zeigt: Von den jungen wirtschaftlich Be-

rechtigten sind 86 Prozent tatsächliche (+12 Pro-

zentpunkte über der Grundverteilung) und 14 Pro-

zent fiktive wirtschaftlich Berechtigte. Von den 

alten wirtschaftlich Berechtigten sind 53 Prozent 

tatsächliche und 47 Prozent fiktive wirtschaftlich 

Berechtigte. 

B-9 In Deutschland eingetragene Trusts 
Im Transparenzregister konnten zum Stand 

4. März 2026 458 Trusts und trustähnliche Rechts-

gestaltungen nach § 21 GwG im Transparenzregis-

ter gezählt werden. Diese ließen sich nach einzel-

ner Betrachtung auf 58 Trusts und 

400 trustähnliche Rechtsgestaltungen aufteilen. 

Eine Eintragung erfolgt nur in den gesetzlich vor-

gesehenen Fällen nach § 21 GwG (z. B. bei Verwal-

tung in Deutschland, Aufnahme einer Geschäftsbe-

ziehung im Inland oder Erwerb von 

Immobilieneigentum). Die Mehrzahl der eingetra-

genen trustähnlichen Rechtsgestaltungen scheinen 

nach einzelner Durchsicht Investmentfonds zu 

sein. Zu den 58 Trusts sind 217 aktuelle wirtschaft-

lich Berechtigte eingetragen. Die Wohnsitze der 

wirtschaftlich Berechtigten der Trusts verteilen 

sich wie in Abbildung 20 ersichtlich auf die ver-

schiedenen Länder.  
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Abbildung 20: Wohnsitzland der wirtschaftlich Berechtigten von Trusts (Stand: 4. März 2026) 

 

Neben Deutschland (70) sind die USA (62) stark ver-

treten, gefolgt von Südafrika (28). Mit Abstand fol-

gen das Vereinigte Königreich, die Schweiz und 

Liechtenstein. Andere Länder sind mit einer Anzahl 

von unter 4 wirtschaftlich Berechtigten vertreten. 

B-10 Vereinigungen mit Immobilieneigentum 
Aufgrund von Liegenschaftsregisterdaten zugeord-

nete Rechtseinheiten 

Das Einpflegen der Angaben zu Immobilien in das 

Transparenzregister einschließlich der dafür erfor-

derlichen Zuordnung zu den Rechtseinheiten dau-

ert derzeit noch an und erfordert es zum Teil, dass 

die registerführende Stelle mithilfe des Zugriffs auf 

Grundbuchblätter Informationen nacherhebt. Ak-

tuell konnten 300.000 Rechtseinheiten Immobilien 

zugeordnet werden. Hiervon sind 8.806 ausländi-

sche Rechtseinheiten, was 3 Prozent entspricht. 106 

Rechtseinheiten kommen aus FATF-/EU-Risi-

kostaaten (39 Britische Jungferninseln; 50 Bulga-

rien; 9 Russland, 3 Libanon, 2 Monaco, jeweils 1 

Iran; Papua-Neuguinea; Südafrika). Allerdings lässt 

die Stichprobe aufgrund der Beschaffenheit der 

strukturierten Daten im Hinblick auf Auslandsbe-

züge noch keine repräsentativen Aussagen zu. Zu-

dem erfolgte die Zuordnung bislang überwiegend 

nur, wenn die Rechtseinheit Alleineigentümer des 

Grundstücks war.  

Es konnten bereits aussagekräftige Auswertungen 

zum Stand 23. Juli 2024 in Bezug auf die Verteilung 

auf Rechtsformen und ein jeweiliger Vergleich mit 

der Grundverteilung vorgenommen werden. Diese 

ergeben sich aus Abbildung 21.
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Abbildung 21: Verteilung der zugeordneten Vereinigungen mit Immobilieneigentum nach Rechtsform  
(Stand: 23. Juli 2024) 
*Sonstige: SCE, KGaA, EWIV, VvaG 

Die KG ist unter den Rechtseinheiten mit Immobi-

lieneigentum mit +20,2 Prozentpunkten am stärks-

ten überrepräsentiert. Auch die eG ist mit +2,3 und 

die AG mit +1,3 Prozentpunkten überrepräsentiert. 

Der e. V. hingegen ist mit 17,9 Prozentpunkten 

stark unterrepräsentiert. Auch die GmbH ist mit 

5,2 Prozentpunkten unterrepräsentiert. „Nicht zu-

zuordnen“ waren bisher bspw. Stiftungen oder aus-

ländische Rechtseinheiten. 

Eingetragene Rechtseinheiten mit Sitz im Ausland 

Derzeit dienen die originär im Transparenzregister 

eingetragenen Rechtseinheiten mit Sitz im Ausland 

(ausländische Vereinigungen) der Auswertung für 

die Zwecke der Risikoanalyse, um Aussagen zu den 

Auslandsbezügen von Rechtseinheiten mit Immo-

bilieneigentum treffen zu können. Die im Register 

eingetragenen ausländischen Vereinigungen dürf-

ten mit wenigen Ausnahmen aufgrund von Immo-

bilieneigentum im Transparenzregister eingetra-

gen worden sein. Sobald die Übertragung der 

Immobiliendaten weit genug fortgeschritten ist, 

werden Vergleichsgruppe und Grundgesamtheit 

ermittelt werden können und es wird eine Auswer-

tung dazu möglich sein, wie viele und welche ein-

tragungspflichtigen ausländischen Vereinigungen 

sich (noch) nicht eingetragen haben. 

Die in Deutschland eingetragenen 5.266 ausländi-

schen Rechtseinheiten aus insgesamt 104 Sitzstaa-

ten haben ihren Sitz zu 42,5 Prozent in einem Mit-

gliedstaat der EU und zu 57,5 Prozent in einem 

Drittstaat. Erwartbar war, dass ein großer Teil, 

nämlich 51,5 Prozent der Rechtseinheiten ihren 

Sitz in den direkten Nachbarländern (Dänemark, 

Niederlande, Belgien, Luxemburg, Schweiz, Öster-

reich, Tschechische Republik, Polen) Deutschlands 

hat. Betrachtet man zusätzlich Liechtenstein als in 

direkter Nachbarschaft liegend, dann erhöht sich 

die Quote auf 54,5 Prozent. Da eine Eintragung ei-

ner ausländischen Rechtseinheit in das deutsche 

Transparenzregister nur erforderlich ist, wenn sie 

noch nicht in einem anderen Register in der EU 

eingetragen ist, lassen die Zahlen keine genauen 

Rückschlüsse auf die tatsächliche Verteilung zu. 

Dies dürfte insbesondere für Rechtseinheiten aus 

anderen EU-Mitgliedstaaten gelten. 
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84 Prozent der ausländischen Rechtseinheiten las-

sen sich den in Abbildung 22 ersichtlichen Top 20 

Jurisdiktionen zuordnen.

 

Abbildung 22: Top 20 der Sitzstaaten von eingetragenen Rechtseinheiten mit Sitz im Ausland (Stand: 4. März 
2026) 

Die meisten ausländischen Rechtseinheiten, die im 

Transparenzregister insgesamt eingetragen sind, 

haben ihren Sitz in der Schweiz (1.084), gefolgt von 

Niederlande (674), USA (472) und Vereinigtem Kö-

nigreich (407). Von allen ausländischen Rechtsein-

heiten mit Immobilieneigentum kommen aus die-

sen Ländern mit Abstand die meisten.  

Zum Stichtag waren im Transparenzregister 104 

ausländische Rechtseinheiten eingetragen, die ih-

ren Sitz in einem Land haben, welches von der 

FATF oder der EU als Risikostaat gelistet wurde. 

Dies entspricht einem Anteil an der Gesamtzahl der 

ausländischen Rechtseinheiten von 2 Prozent. Die 

Verteilung auf die Länder ergibt sich aus Abbildung 

23.
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Abbildung 23: Verteilung ausländischer Rechtseinheiten nach bei der FATF-/EU gelisteten Risikostaaten (Stand: 
4. März 2026) 

 

Die meisten Rechtseinheiten entfallen auf Bulga-

rien mit 49, die Britischen Jungferninseln mit 38 

und Russland mit 7 Rechtseinheiten.  

Zum Stichtag waren im Transparenzregister 

518 ausländische Rechtseinheiten eingetragen, die 

ihren Sitz in OFCs haben. Dies entspricht 10 Pro-

zent der ausländischen Rechtseinheiten. Die Ver-

teilung auf die Länder ergibt sich aus Abbildung 24.
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Abbildung 24: Verteilung ausländischer Rechtseinheiten nach OFCs (Stand: 4. März 2026) 

Allen voran stehen Liechtenstein mit 176 Rechts-

einheiten, gefolgt von Hongkong mit 61 Rechtsein-

heiten und Guernsey mit 50 Rechtseinheiten.  

B-11 Rechtseinheiten mit auffälligen 
Veränderungen 
Für bestimmte Veränderungen bei Rechtseinheiten 

wird im Handelsregisterindex ein neuer Indexein-

trag erzeugt. Dies ist bspw. bei Registergerichts-

wechseln (z. B. GmbH zieht von Köln nach Berlin) 

oder bei formwechselnden Umwandlungen (z. B. 

eine KG wird zur GmbH) der Fall. Zur Beauskunf-

tung im Rahmen der Einsichtnahme werden diese 

Veränderungen unter der EKRN im Transparenzre-

gister zusammengefasst und jede Rechtseinheit er-

hält diese lebenslange Nummer. Die folgende Ta-

belle bildet die Fallzahl in Relation zu den 

jeweiligen Veränderungen zum Zeitpunkt 18. Juli 

2024 ab: 

Anzahl  
Indexeinträge 

Anzahl Rechtseinheiten 
(EKRNs) 

2 172.798 

3 23.777 

4 3.569 

5 575 

6 95 

7 17 

8 3 

9 2 

10 1 

Tabelle 2: Verteilung Registerveränderungen (Stand: 
18. Juli 2024)
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B-11 Häufung von Rechtseinheiten an einer 
Adresse 
Es wurde eine Auswertung der Adressfelder dahin-

gehend vorgenommen, ob unter derselben An-

schrift besonders viele Rechtseinheiten registriert 

sind. Dabei wurden am 1. Mai 2024 274 Anschriften 

festgestellt, bei denen jeweils mehr als 100 Rechts-

einheiten registriert waren. Zu den 50 Adressen mit 

den meisten gemeldeten Rechtseinheiten in 

Deutschland wurde eine Übersicht erstellt. Auf Ba-

sis einer Internetrecherche wurde zu diesen der er-

sichtliche vermutliche Grund für die Anzahl der 

Rechtseinheiten an dieser Adresse ermittelt. Diese 

händische Analyse zeigt die folgenden Ergebnisse: 

Anzahl Rechts-
einheiten an  
einer Anschrift 

Vermutlicher Grund 

1.434 Verwaltung Discounter 

1.400 Windkraftanlagenbetreiber 

1.398 Finanzberater 

1.110 Virtuelle Büros 

631 Investmentgesellschaft 

560 Investmentgesellschaft 

535 Unklar 

462 Immobiliengesellschaft 

457 Filmstudios 

434 Investmentgesellschaft 

421 Coworking Space 

415 Solaranlagenbetreiber 

413 Virtuelle Büros 

405 Coworking Space 

351 Immobiliengesellschaft 

338 
Coworking Space & Virtuelle 
Büros 

330 Virtuelle Büros 

329 Investmentgesellschaft 

327 Windkraftanlagenbetreiber 

325 Schifffahrtsgesellschaft 

323 Coworking Space 

304 
Coworking Space & Virtuelle 
Büros 

297 
Investment- und Schifffahrts-
gesellschaft 

295 Coworking Space 

286 Bürohochhaus 

283 Unklar 

280 Schifffahrtsgesellschaft 

279 Bürohochhaus 

273 
Innovations- und Gründerzent-
rum 

272 Coworking Space 

267 
Coworking Space & Virtuelle 
Büros 

264 
Coworking Space & Virtuelle 
Büros 

254 Immobiliengesellschaft 

253 Energieanlagenbetreiber 

249 Investmentgesellschaft 

249 Investmentgesellschaft 

247 Windkraftanlagenbetreiber 

246 Verwaltung Discounter 

245 Startup-Inkubator 

241 Coworking Space 

241 Coworking Space 

240 Coworking Space 

233 Steuerberatungsgesellschaft 

226 Energieversorger 

225 Immobiliengesellschaft 

225 Lebensmittelkonzern 

224 Investmentgesellschaft 

219 Investmentgesellschaft 

213 Möbelhändler 

211 Bürohochhaus 

Tabelle 3: Häufungen von Adressen an einer An-
schrift mit jeweiligem Grund

 

C. Verdachtsmeldungen 
C-1 Datengrundlage, Zielrichtung und 
Vorgehensweise 
Neben den Transparenzregisterdaten wurden für 

die Zwecke der Risikoanalyse auch von der FIU 

diesbezüglich bewertete Verdachtsmeldungen be-

rücksichtigt. Eine Stichprobe aus dem Gesamtbe-

stand der bei der FIU eingegangenen 192.748 Ver-

dachtsmeldungen (Zeitraum 1. Januar 2024 bis 

30. September 2024) (im Weiteren: Datengrund-

lage), die knapp 0,2 Prozent, konkret 363 Ver-

dachtsmeldungen betrifft, wurde daraufhin unter-

sucht, inwieweit sich Rechtseinheiten erkennen 

lassen, die vermutlich gezielt genutzt wurden, um 

den wirtschaftlich Berechtigten bzw. eine Geldspur 

zum Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfi-

nanzierung zu verschleiern. Dabei wurde geprüft, 
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welche Modi Operandi zur Verschleierung sich in 

den Verdachtsmeldungen wiederfinden.70 Eine 

zweite untersuchte Stichprobe aus dem gleichen 

Gesamtbestand, bestehend aus 175 Verdachtsmel-

dungen, wurde nach dem Kriterium gebildet, dass 

über die genannten Voraussetzungen hinaus als 

erster Indikator ein Bezug zu einem OFC bestand 

und die an eine Strafverfolgungsbehörden abgege-

ben wurden. Für diese Auswertung wurden Ver-

dachtsmeldungen aus dem Zeitraum 1. Januar 2024 

bis 31. Dezember 2024 von der FIU betrachtet. Die 

Stichprobe entspricht 0,07 Prozent des Gesamtmel-

deaufkommens 

Um eine möglichst aussagekräftige Datengrund-

lage sicherzustellen, wurden solche Verdachtsmel-

dungen ausgewählt, die im Zuge der Bearbeitung 

auf Seiten der FIU um Informationen zu enthalte-

nen Vereinigungen angereichert wurden und – im 

Falle der zweiten Stichprobe – einen Bezug zu ei-

nem OFC aufwiesen sowie bei welchen eine Ab-

gabe an die Strafverfolgung erfolgt ist. Bei den Ver-

einigungen wurde zwischen „hauptbeteiligten“ 

Rechtseinheiten und weiteren „nebenbeteiligten“ 

Rechtseinheiten unterschieden. Um die wirtschaft-

lich Berechtigten und die Eigentümer- und Kon-

trollstrukturen auswerten zu können, wurden bei 

den hauptbeteiligten Vereinigungen Daten des 

Transparenzregisters ergänzt und der hauptsäch-

lich verdächtige Geldstrom festgestellt.  

Bei der ersten Datengrundlage ist zu berücksichti-

gen, dass diese systematisch auf die Bereitstellung 

von Informationen zu bestimmten Vereinigungen 

mit Sitz in Deutschland zugeschnitten wurde. Die 

Datengrundlage lässt keine Aussagen zu Berüh-

rungspunkten von Verdachtsmeldungen mit aus-

ländischen Vereinigungen oder Trusts, Stiftungen 

und trustähnlichen Vereinbarungen („Legal Arran-

gements“) zu. Die von der FIU ausgewerteten Daten 

beziehen sich, wie mit dem BMF abgesprochen, 

                                                                 
 

70 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die FIU in keinem 
Fall eine mögliche Strafbarkeit und damit eine Tatbeteili-
gung von (ohnehin ausschließlich) natürlichen Personen 
prüfen kann; ihr gesetzlicher Auftrag bezieht sich auf die 
Analyse von Verdachtsmeldungen/sonstigen Informatio-
nen, die darauf hindeuten, dass ein Vermögensgegenstand 
mit Geldwäsche, damit zusammenhängenden Vortaten o-
der mit Terrorismusfinanzierung im Zusammenhang 

also nicht auf „Legal Arrangements“, sondern aus-

schließlich auf „Legal Persons“ (Unterscheidung 

wie in den FATF-Empfehlungen). Die zweite Da-

tengrundlage ließ hingegen auch Aussagen zu Offs-

hore-Bezügen hauptbeteiligter ausländischer Ver-

einigungen zu. 

Aus der Datengrundlage der Verdachtsmeldungen, 

die sich auf Terrorismusfinanzierung beziehen, las-

sen sich aufgrund der kleinen Anzahl der Meldun-

gen lediglich Schätzungen zu Menge und grober 

Verteilung ableiten. Repräsentative Schlussfolge-

rungen sind hier jedoch nicht möglich. 

C-2 Verteilung der Rechtsformen in den 
ausgewerteten Verdachtsmeldungen 
Eine Hochrechnung, die sich auf die ausgewerteten 

Daten, nicht aber den gesamten Datenbestand be-

zieht, lässt den Schluss zu, dass unter den der FIU 

im Jahr 2024 gemeldeten auffälligen juristischen 

Personen oder Personengesellschaften, die mut-

maßlich missbräuchlich für Verschleierung des 

wirtschaftlich Berechtigten oder einer Geldspur 

zum Zwecke der Geldwäsche eingesetzt wurden, 

93,26 Prozent die GmbH bzw. die UG betrafen.  

Um die Abweichung von der Grundgesamtheit zu 

berechnen, kann nicht auf dieselbe Verteilung wie 

seinerzeit im Transparenzregister zurückgegriffen 

werden, da sich diese wegen der unterschiedlichen 

geführten Rechtsformen vom Handelsregister un-

terscheidet. Die Grundgesamtheit der GmbH bzw. 

UG im Handelsregister betrug zum selben Zeit-

punkt 57,06 Prozent. Es ergibt sich damit für die 

GmbH eine Abweichung von +36,2 Prozentpunk-

ten. Für die Aktiengesellschaft ergab sich bei 

4,12 Prozent der Meldungen eine leichte Abwei-

chung von +3,7 Prozentpunkten. Die KG, die aus-

schließlich in der Form der GmbH & Co. KG gemel-

det wurde, ist mit 1,12 Prozent 

um -9,91 Prozentpunkte unterrepräsentiert. Mel-

steht, mit dem Ziel, die relevanten Sachverhalte hieraus 
unter Anwendung eines risikobasierten Ansatzes zu iden-
tifizieren, anzureichern und bei Vorliegen von unterhalb 
des strafprozessualen Anfangsverdachts liegenden An-
haltspunkten auf Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung o-
der eine sonstige Straftat an die zuständige Strafverfol-
gungsbehörde abzugeben. 
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dungen zu Vereinen und OHGen waren in der Da-

tengrundlagen zum Phänomenbereich Geldwäsche 

nicht enthalten. Für den e. V. ergibt sich dadurch 

eine Abweichung von -22,45 Prozentpunkten. Die 

Gesamtverteilung ergibt sich aus der Abbildung 25 .

 

Abbildung 25: Verteilung der hauptbeteiligten Rechtsformen in den ausgewerteten Verdachtsmeldungen in Be-
zug auf die Geldwäsche 

Ergänzend wurde die Verteilung der „nebenbetei-

ligten“ Rechtseinheiten auf die Rechtsformen aus-

gewertet; vgl. Abbildung 26. Dabei zeigt sich, dass 

die GmbH mit 71 Prozent auch unter den Neben-

beteiligten mit Abstand am meisten vertreten ist. 

Da sich der Handelsregisterauszug vermutlich in 

der Regel auf die hauptbeteiligten Rechtsformen 

bezog, enthielten die nebenbeteiligten Rechtsfor-

men auch solche, die nicht über das Handelsregis-

ter abrufbar sind. Insgesamt hatten 20 Prozent der 

nebenbeteiligten Rechtseinheiten ihren Sitz im 

Ausland.  

Am zweithäufigsten wurden ausländische Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung genannt, konk-

ret die Limited (Ltd)., Società a responsabilità limi-

tata (S.r.l), Besloten vennootschap met beperkte 

aansprakelijkheid (BV), Společnost s ručením ome-

zeným (s.r.o), Free Zone Company (FZE) und die 

Sociedad de responsabilidad limitada (SL). Diese 

machen gemeinsam 16,3 Prozent der Nebenbetei-

ligten aus.  

Auch ausländische Aktiengesellschaften wurden 

gemeldet (1,7 Prozent), dabei konkret die Société 

Anonyme (SA) und die Inc.; sowie ausländische 

Personengesellschaften in Form der Limited Liabi-

lity Company (LLC) (2,3 Prozent). Die nach der 

GmbH am meisten gemeldete deutsche Rechts-

form ist die KG mit 4,4 Prozent – wieder aus-

schließlich in Gestalt der GmbH & Co. KG.
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Abbildung 26: Verteilung der nebenbeteiligten Rechtsformen in den ausgewerteten Verdachtsmeldungen in Be-
zug auf die Geldwäsche 

Daneben kann anhand der zweiten Stichprobe (Be-

zug zu einem OFC und Abgabe an eine Strafverfol-

gungsbehörden für das Kalenderjahr 2024; n=175) 

der Schluss gezogen werden, dass der FIU im Jahr 

2024 gemeldete auffällige juristische Personen oder 

Personengesellschaften, die mutmaßlich mit Hilfe 

eines Bezugs zu einem OFC missbräuchlich für 

Verschleierung des wirtschaftlich Berechtigten o-

der einer Geldspur zum Zwecke der Geldwäsche 

eingesetzt wurden, ganz überwiegend die Rechts-

formen Ltd. und GmbH haben. Mit großem Ab-

stand waren darüber hinaus die AG und die SA in 

relevantem Umfang vertreten. Aus den Sachver-

haltsdarstellungen ergeben sich Hinweise, dass ins-

gesamt nur zwei Rechtseinheiten als Trust geführt 

werden.  

Rund 60 Prozent der gemeldeten Rechtseinheiten 

haben ihren Sitz im Ausland, 30 Prozent in 

Deutschland, im Übrigen ist keine zweifelsfreie Zu-

ordnung möglich. Das Land, nach dessen Recht die 

meisten ausländischen Rechtseinheiten gebildet 

wurden, ist Hongkong, mit großem Abstand ge-

folgt von den Britischen Jungferninseln und 

Curaçao. Bei allen drei Ländern sind es ganz über-

wiegend Gesellschaften in der Rechtsform der Ltd. 

Danach folgen Liechtenstein (dort wurden vor al-

lem AG gemeldet), Panama (vor allem SA) und Gib-

raltar (vor allem Ltd.); neben weiteren. 

Unter den Meldungen aus der ersten Stichprobe, 

die im Bereich Terrorismusfinanzierung als rele-

vant identifiziert wurden, ist der e. V. die am häu-

figsten gemeldete Rechtsform, gefolgt von der 

GmbH. Auch unter den nebenbeteiligten Rechtein-

heiten ist der e. V. (unabhängig vom Status der Ge-

meinnützigkeit) die meist genannte Rechtsform, 

ebenfalls gefolgt von der GmbH. Vgl. für die Vertei-

lungen Abbildung 27 und Abbildung 28. 
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Abbildung 27: Verteilung der hauptbeteiligten Rechtsformen in den ausgewerteten Verdachtsmeldungen in Be-
zug auf die Terrorismusfinanzierung aus der Datengrundlage 

 

Abbildung 28: Verteilung der nebenbeteiligten Rechtsformen in den ausgewerteten Verdachtsmeldungen in Be-
zug auf die Terrorismusfinanzierung aus der Datengrundlage 

C-3 Anreicherung mit 
Transparenzregisterdaten 
Eintrag im Transparenzregister  

Die Daten zu den hauptbeteiligten Rechtseinheiten 

aus der ersten Stichprobe wurden für die Zwecke 

der Risikoanalyse um Informationen aus dem 

Transparenzregister ergänzt. Dabei hat sich gezeigt, 

dass unter den Geldwäschemeldungen 32 Prozent 

keinen Eintrag im Transparenzregister vorwiesen 

und damit keine Daten zu wirtschaftlich Berechtig-

ten für eine Auswertung zur Verfügung standen. 

(Der Fehlstand in der Grundverteilung betrug 

29 Prozent.) 

Bei den im Zusammenhang mit Terrorismusfinan-

zierung stehenden Meldungen waren 14 Prozent 

ohne Eintrag. 

Anzahl der Ebenen 

Im Wege der Erstellung von Eigentümer- und Kon-

trollstrukturübersichten wurde die Anzahl der Ebe-

nen zwischen der gemeldeten Rechtseinheit und 

dem wirtschaftlich Berechtigten ermittelt, sofern 
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ein solcher eingetragen war. Diese betraf bei den 

Geldwäsche-Verdachtsfällen im Schnitt 1,07, bei 

den Terrorismusfinanzierungsverdachtsfällen im 

Schnitt 1. Die allermeisten wirtschaftlich Berech-

tigten waren die direkten Anteilseigner, welche 

entsprechend eine oder manchmal zwei, selten drei 

natürliche Personen waren; bzw. im e. V. die Mit-

glieder des Vorstands als fiktive wirtschaftlich Be-

rechtigte. In einigen Eigentümer- und Kontroll-

strukturübersichten, in denen kein wirtschaftlich 

Berechtigter vermerkt war, waren weitere Rechts-

einheiten, teilweise auch ausländische, Anteilseig-

ner. 

Auslandsbezüge der wirtschaftlich Berechtigten 

Die Auswertung der Auslandsbezüge der wirt-

schaftlich Berechtigten der hauptbeteiligten 

Rechtseinheiten aus der Datengrundlage hat Fol-

gendes ergeben: Die wirtschaftlich Berechtigten in 

den Geldwäsche-Verdachtsfällen hatten zu 4 Pro-

zent einen Wohnsitz im Ausland (dabei war der 

Offshore-Finanzplatz Gibraltar am häufigsten ver-

treten) und zu 30 Prozent eine ausländische Staats-

bürgerschaft. Von den ausländischen Staatsbürgern 

wohnen wiederum 90,4 Prozent in Deutschland 

und 9,6 Prozent im Ausland. Die wirtschaftlich Be-

rechtigten mit Bezug zu FATF-/EU-Risikostaaten 

(Stand Oktober 2024), hier mit bulgarischer, kroati-

scher, syrischer, nigerianischer und iranischer 

Staatsangehörigkeit, wohnen mit nur einer Aus-

nahme ebenfalls in Deutschland.  

Die Verteilung der Nationalitäten auf die verschie-

denen Länder ergibt sich aus Abbildung 29.

Abbildung 29: Nationalitäten der wirtschaftlich Berechtigten von verdächtigen Vereinigungen im Ausland in den 
ausgewerteten Verdachtsmeldungen aus der Datengrundlage 

Die ausländischen Wohnsitze kommen im Ergeb-

nis bei den wirtschaftlich Berechtigten genauso 

häufig vor wie in der Grundverteilung, während 

die ausländischen Staatsbürger mit +25 Prozent-

punkten in den Meldungen im Vergleich zur 

Grundverteilung deutlich überrepräsentiert sind. 

Dabei sind insbesondere die ausländischen Staats-

bürger mit Wohnsitz in Deutschland mit +40 Pro-

zentpunkten überrepräsentiert. 

Die wirtschaftlich Berechtigten in den Terroris-

musfinanzierungsverdachtsfällen hatten gar kei-
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nen Auslandsbezug. Hierbei ist allerdings zu er-

wähnen, dass 45 Prozent der wirtschaftlich Berech-

tigten fiktive wirtschaftlich Berechtigte von Verei-

nen waren, denen bei der Übertragung in das 

Transparenzregister in aller Regel automatisch die 

deutsche Staatsbürgerschaft und ein deutscher 

Wohnsitz zugeschrieben wird. 

Fiktive wirtschaftlich Berechtigte 

Unter den Geldwäsche-Verdachtsmeldungen wa-

ren 8,5 Prozent der ermittelten wirtschaftlich Be-

rechtigten als fiktive wirtschaftlich Berechtigte ge-

meldet. Hiervon wurde bei 61 Prozent der Grund 

für diese Eintragung nicht angegeben, bei 30 Pro-

zent war kein tatsächlicher wirtschaftlich Berech-

tigter vorhanden und bei 9 Prozent war der wirt-

schaftlich Berechtigte nicht ermittelbar. Unter den 

wirtschaftlich Berechtigten mit ausländischer 

Staatsangehörigkeit sind 18,5 Prozent als fiktive 

wirtschaftlich Berechtigte eingetragen. Diese Ver-

teilungen sind der jeweiligen Grundverteilung 

ähnlich. 

Bei der händischen Analyse ist eine kleine Anzahl 

von Eigentümer- und Kontrollstrukturen aufgefal-

len, bei denen der wirtschaftlich Berechtigte nicht 

vermerkt war und sich die Spur aufgrund der Da-

tengrundlage hinter einer ausländischen Rechts-

einheit verlor. 

C-4 Branchen und Meldegründe 
Die beteiligten Rechtseinheiten in der Datengrund-

lage wurden im Zuge der Auswertung jeweils einer 

Branche zugeordnet. Daneben wurden auch die 

von den Verpflichteten angegebenen Meldegründe 

betrachtet. 

In den Verdachtsmeldungen, die sich auf die Geld-

wäsche bezogen, war die am häufigsten ermittelte 

die Baubranche, dahinter folgten die Dienstleis-

tungs- und die Immobilienbranche. Die Verteilung 

gestaltete sich wie folgt:

Abbildung 30: Verteilung der den Rechtseinheiten zugeordneten Branchen innerhalb der Geldwäsche-Ver-
dachtsmeldungen aus der Datengrundlage 

 

Die im Rahmen der Baubranche gemeldeten 

Rechtseinheiten wurden in einer Sonderauswer-

tung im Hinblick auf den Meldegrund untersucht. 

Es wurde fast ausschließlich „auffällige Transak-

tion“ angegeben, darunter befinden sich viele Bar-

geldauszahlungen. Sie betrugen gemäß der Anga-

ben der Verpflichteten zwischen 50 Prozent und 
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90 Prozent des Umsatzes. Neben Geldwäsche 

könnte hierbei auch Schwarzarbeit eine Rolle ge-

spielt haben.  

Die Verdachtsmeldungen mit Bezug zu OFCs of-

fenbarten andere Branchen: Die am häufigsten ge-

nannten Branchen waren dabei der Handel und das 

Glückspiel, gefolgt von der Dienstleistungs- und 

der Baubranche. Die Rechtseinheiten, die dem 

Handel und der Dienstleistungsbranche zugeord-

net wurden, kamen vor allem aus Deutschland. Die 

Rechtseinheiten, die der Baubranche zugeordnet 

wurden, waren ausschließlich GmbHs mit Sitz in 

Deutschland. Diejenigen hingegen, die dem Glück-

spiel zugeordnet wurden, hatten ihren Sitz in vie-

len verschiedenen OFCs, allen voran Curaçao und 

die Britischen Jungferninseln. Als häufigster Mel-

dungsgrund in der gesamten Stichprobe wurde 

eine unklare Mittelherkunft genannt, mit Abstand 

gefolgt von einem auffälligen Transaktionsverhal-

ten sowie unklaren wirtschaftlichen Hintergrün-

den. 

In den Verdachtsmeldungen, die sich auf die Terro-

rismusfinanzierung beziehen, konnten die meisten 

Rechtseinheiten keiner Branche zugeordnet wer-

den. Die am häufigsten zugeordnete „Branche“ war 

die Hilfsarbeit für geflüchtete Menschen, gefolgt 

von der Dienstleistungsbranche und nicht genauer 

beschriebene Hilfsorganisationen. Alle gemeldeten 

Hilfsorganisationen für geflüchtete Menschen wa-

ren in der Rechtsform der GmbH (und nicht als 

e. V.) organisiert.  

Alle weiteren Branchen, in der Grafik als „Andere“ 

bezeichnet, kamen in der Datengrundlage nicht 

häufiger als einmal vor. Die Branchen verteilen 

sich wie in Abbildung 31 ersichtlich.

 

Abbildung 31: Verteilung der den Rechtseinheiten zugeordneten Branchen innerhalb der Terrorismusfinanzie-
rung-Verdachtsmeldungen aus der Datengrundlage 

 

Die meisten Meldungen wurden auch im Bereich 

der Terrorismusfinanzierung aufgrund von „auffäl-

ligen Transaktionen“ getätigt. Ebenfalls häufig 

wurde als Meldungsgrund ein Auskunftsersuchen 

bei den Verpflichteten angegeben, vgl. Abbildung 

32.
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Abbildung 32: Verteilung der angegebenen Meldegründe innerhalb der Terrorismusfinanzierung-Verdachtsmel-
dungen aus der Datengrundlage 

C-5 Richtung, Höhe und Art der 
Transaktionen 
In den Verdachtsmeldungen der Datengrundlage 

wurde für die Zwecke der Auswertung jeweils die 

relevante(ste) Transaktion identifiziert, sofern es 

eine gab, und in Bezug auf Richtung, Höhe und Art 

bzw. Währung ausgewertet.  

In den allermeisten geldwäschebezogenen Fällen 

(60 Prozent) ging die Transaktion auf das Ge-

schäftskonto der hauptbeteiligten Rechtseinheit 

ein, diese war also Empfängerin der Vermögens-

werte. In 33 Prozent der Fälle war ein Ausgang zu 

verzeichnen, in 7 Prozent der Verdachtsmeldungen 

wurde keine Transaktion beschrieben; vgl. Abbil-

dung 33. 

72 Prozent der relevanten gemeldeten Transaktio-

nen erfolgten innerhalb Deutschlands. Auch grenz-

überschreitende Transaktionen konnten betrachtet 

werden, wobei die Vermögenswerte überwiegend 

aus dem Ausland nach Deutschland flossen. Ent-

sprechend war Deutschland das häufigste Zielland 

der Transaktionen; vgl. Abbildung 34. 
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Abbildung 33: Empfänger der relevanten Transaktionen in der Datengrundlage im Phänomenbereich Geldwä-
sche (Eingang/Ausgang) 

 

Abbildung 34: Flussrichtung der relevanten Transaktionen in der Datengrundlage im Phänomenbereich Geldwä-
sche (Inland/Ausland) 

In Bezug auf die Fälle zur Terrorismusfinanzierung 

zeigt sich, dass die meisten Zahlungen ebenfalls auf 

das Geschäftskonto der hauptbeteiligten Rechts-

einheit eingingen und innerhalb Deutschlands ge-

tätigt wurden; vgl. Abbildung 35. 

58 Prozent der ausgewerteten Verdachtsmeldun-

gen der FIU des Jahres 2024, die im Bereich Terro-

rismusfinanzierung als relevant identifiziert wur-

den, betrafen Transaktionen innerhalb Deutsch-

lands. Bei 26 Prozent der grenzüberschreitenden 

Transaktionen flossen die Zahlungen nach 

Deutschland. Deutschland war somit das häufigste 

Zielland der Transaktionen; vgl. Abbildung 36. Es 

liegen keine Informationen zur Höhe der Gesamt-

flüsse vor. 
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Abbildung 35: Empfänger der relevanten Transaktionen in der Datengrundlage im Bereich Terrorismusfinanzie-
rung (Eingang/Ausgang) 

 

Abbildung 36: Flussrichtung der relevanten Transaktionen in der Datengrundlage im Bereich Terrorismusfinan-
zierung (Inland/Ausland) 

 

Vergleich zum gesamten Meldebestand der FIU 

Die Verteilung der Flussrichtungen speziell im 

Phänomenbereich der Geldwäsche und Terroris-

musfinanzierung weicht deutlich von der gesamt-

haften Betrachtung aller automatisiert auswertba-

ren Transaktionen im gesamten Meldungsbestand 

der FIU in demselben Zeitraum ab. Dort finden 

zwar ebenfalls die meisten Zahlungen innerhalb 

Deutschlands statt, es werden jedoch weit mehr 

Transaktionen von Deutschland in das Ausland ge-

meldet (Inland/Ausland), als aus dem Ausland nach 

Deutschland (Ausland/Inland); vgl. Abbildung 37. 
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Abbildung 37: Flussrichtung der Transaktionen im gesamten Meldebestand der FIU im selben Zeitraum (In-
land/Ausland) 

Sonstige Erkenntnisse 

Die durchschnittliche Höhe der transferierten Ver-

mögensgegenstände bei den untersuchten Fällen in 

Bezug auf die Geldwäsche und Terrorismusfinan-

zierung betrug circa 129.500 Euro. Bei den Fällen 

mit Bezug zu OFCs betrug die durchschnittliche 

Höhe circa 176.750 Euro. 

Zwei Zahlungsströme, die von den Bahamas nach 

Deutschland flossen, hatten ein Transaktionsvolu-

men in Höhe von insgesamt 270 Mio. Euro. 

Am häufigsten wurden in der Datengrundlage 

Bankkonten benutzt, die bei einer Bank mit Sitz in 

Deutschland geführt werden. Diese Fälle machen 

93 Prozent aus. Aus den übrigen Fällen ergeben 

sich sehr viele verschiedene Herkunftsorte der 

Bankkonten, die für sich genommen jedoch nie 

mehr als 1 Prozent ausmachen. Dieses Ergebnis 

dürfte darauf zurückzuführen sein, dass aus-

schließlich Kreditinstitute mit Sitz in Deutschland 

und im Inland gelegene Zweigstellen und -nieder-

lassungen ausländischer Institute bei der FIU mel-

depflichtig sind In circa 80 Prozent der 6.278identi-

fizierten Transaktionen mit Offshore-Bezug war 

Litauen das Empfängerland. Diese Transaktionen 

machen 0,04 Prozent des insgesamt festgestellten 

Transaktionsvolumens aus. Die größten Volumina 

flossen nach Deutschland (84 Prozent), Liechten-

stein (5,7 Prozent) und die Schweiz (1,5 Prozent), 

danach folgen Argentinien, Hongkong und Singa-

pur. Auch das Herkunftsland der Transaktionen 

war am häufigsten Deutschland, gefolgt von Liech-

tenstein und Österreich. 

Darüber hinaus zeigen die Daten, dass insgesamt 

203 Transaktionen mit einem Gesamtvolumen in 

Höhe von 357.380.537 Euro unter Beteiligung von 

Deutschland und einer Offshore-Jurisdiktion abge-

wickelt wurden. Außerdem wurden insgesamt 

459 Transaktionen mit einem Gesamtvolumen in 

Höhe von 395.284.538 Euro mit Bezug zu mindes-

tens einer Offshore-Jurisdiktion durchgeführt.  

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Top 10 Transak-

tionspartnerländer nach Anzahl der Transaktionen:

Herkunftsland Empfänger Land Anzahl Summe Betrag EUR 

Deutschland Litauen 4.813 443.454,17 € 

Deutschland Deutschland 381 566.375.996,44 € 

Österreich Litauen 193 15.031,00 € 

Liechtenstein Liechtenstein 109 27.792.920,54 € 
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Herkunftsland Empfänger Land Anzahl Summe Betrag EUR 

Liechtenstein Deutschland 80 8.793.313,80 € 

Vereinigtes Königreich Deutschland 50 370.154,32 € 

Liechtenstein Österreich 45 189.072,14 € 

Deutschland Zypern 39 7.530,00 € 

Liechtenstein Türkei 39 3.165.802,84 € 

keine Angabe keine Angabe 33 49.100.044,55 € 

Tabelle 3: Top 10 Transaktionspartnerländer nach Anzahl der Transaktionen 

C-6 Meldende Verpflichtete 
Die Verdachtsmeldungen, welche die Datengrund-

lage ausmachen, wurden im Hinblick auf die ver-

schiedenen meldenden Verpflichteten ausgewertet. 

Dabei zeigt sich, dass mit 88 Prozent die allermeis-

ten Meldungen von Kreditinstituten i. S. d. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 GwG ausgehen. Die zweitgrößte 

Gruppe sind mit 5 Prozent die Finanzdienstleister 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 2-5 GwG). Die Rechtsanwältinnen 

und Rechtsanwälte und Notarinnen und Notare 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 10, 11 GwG) waren für 0,94 Prozent 

der Meldungen verantwortlich. Die Verteilung auf 

die meldenden Verpflichteten ergibt sich aus Ab-

bildung 38. 

Abbildung 38: Verteilung auf die meldenden Verpflichteten in der Datengrundlage (Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung)  
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D. Abkürzungsverzeichnis 
 

ABl.  Amtsblatt 

Abs.   Absatz 

AG   Aktiengesellschaft  

AktG  Aktiengesetz 

AML  Anti-Money Laundering  

AMLA  Anti-Money Laundering Authority 

AO   Abgabenordnung 

Art.  Artikel 

Aufl.  Auflage 

AWG   Außenwirtschaftsgesetz 

Bafin   Bundesanstalt für Finanzdienstleis-

tungsaufsicht 

BGB  Bürgerliches Gesetzbuch 

BdL  Banque du Liban 

BfJ  Bundesamt für Justiz 

BfV   Bundesamt für Verfassungsschutz 

BKA   Bundeskriminalamt 

BMF   Bundesministerium der Finanzen 

BMI   Bundesministerium des Innern  

BMJV   Bundesministerium der Justiz und 

für Verbraucherschutz 

BORIS   Beneficial Ownership Registers In-

terconnection System 

BT   Deutscher Bundestag  

BT-Drs.  Bundestagsdrucksache 

Buchst.  Buchstabe 

B.V.  Besloten vennootschap met beper-

kte aansprakelijkheid 

BVA   Bundesverwaltungsamt 

CFT  Counter-Terrorist Financing 

Corp.  Corporation 

eG  eingetragene Genossenschaft 

eGbR eingetragene Gesellschaft bürgerli-

chen Rechts 

EGBGB  Einführungsgesetz zum Bürgerli-

chen Gesetzbuch 

eID  elektronische Identitäten 

e. K.  eingetragener Kaufmann 

EKRN  Einheitliche und kontinuierliche 

Rechtseinheitsnummer 

e. V.   eingetragener Verein  

EU   Europäische Union  

EuGH   Europäischer Gerichtshof  

EWIV   Europäische Wirtschaftliche Inte-

ressenvereinigung  

FATF   Financial Action Task Force  

FIU   Financial Intelligence Unit  

Fn.   Fußnote  

FZE  Free Zone Establishment 

GbR   Gesellschaft bürgerlichen Rechts  

GenG   Gesetz betreffend die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften 

GewO   Gewerbeordnung  

GFG   Gemeinsame Finanzermittlungs-

gruppen 

GmbH   Gesellschaft mit beschränkter Haf-

tung  

GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaf-

ten mit beschränkter Haftung 

GrEStG  Grunderwerbsteuergesetz 

GwG   Geldwäschegesetz  

HGB   Handelsgesetzbuch  

IBC  International Business Company 

IO   Immediate Outcome 

i. S. d.  im Sinne des  

i. S. v.   im Sinne von  

JIT   Joint Investigation Team 

KdöR  Körperschaft des öffentlichen 

Rechts 
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KG   Kommanditgesellschaft 

KGaA   Kommanditgesellschaft auf Aktien  

KWG   Kreditwesengesetz 

KYC   Know your customer 

LBF NRW  Landesamt zur Bekämpfung von 

Finanzkriminalität des Landes 

Nordrhein-Westfalen 

LKA   Landeskriminalamt 

LLC  Limited Liability Company 

LLP  Limited Liability Partnership 

Ltd.   Limited 

Mio.   Millionen 

Mrd.   Milliarden 

NPO   Non-Profit Organisation 

Nr.   Nummer 

OECD   Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung 

OFC   Offshore-Finanzzentrum 

OHG  Offene Handelsgesellschaft 

OWiG   Ordnungswidrigkeitengesetz 

PartG  Partnerschaftsgesellschaft 

PLC  Public Limited Company 

Rn.  Randnummer 

S.   Satz 

S.A. / SA Société Anonyme / Sociedad 

Anónima 

S.à r.l. / SARL / Sàrl Société à responsabilité li-

mitée 

SCE   Europäische Genossenschaft 

SE  Societas Europaea 

SEAG   SE-Ausführungsgesetz 

SL  Sociedad de responsabilidad li-

mitada 

SLP  Scottish Limited Partnership 

S.p.A.  Società per Azioni 

SPAC  Special Purpose Acquisition Com-

pany 

SPV  Special Purpose Vehicle 

S.r.l.  Società a responsabilità limitata 

s.r.o.  Společnost s ručením omezeným 

StA  Staatsanwaltschaft 

StGB   Strafgesetzbuch 

StPO   Strafprozessordnung 

TCSP   Trust and Company Service Provi-

der 

UG  Unternehmergesellschaft (haf-

tungsbeschränkt) 

UNODC United Nations Office on Drugs 

and Crime 

Unterabs. Unterabsatz 

USA  Vereinigte Staaten von Amerika 

USD  US-Dollar 

VvaG   Versicherungsverein auf Gegensei-

tigkeit 

ZGV   Zentralstelle Geldwäschebekämp-

fung und Vermögensabschöpfung 

ZKA   Zollkriminalamt 
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